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Einleitung. 



§ 1. 

Die Entstehung von Internationalem Rechte. 

Internationales Recht oder Völkerrecht^) als Inbegriff 
von Regeln, die die Rechte und Pflichten der Staaten in 
ihren Beziehungen zueinander bestimmen, ist im wesentlichen 
ein Produkt der Neuzeit.^ Seine Ausbildung ist in erster 
Linie als ein Ergebnis des aufblühenden Weltverkehres an- 
zusehen, mit dem das bis ztmi Ausgange des Mittelalters 
dominierende, die Staaten fest gegeneinander abschliessende 
Prinzip des Rechtes der physischen Stärke^) nicht vereinbar 
war. Bei der gewaltigen Entwickelung, welche die Ver- 
kehrsmittel durch moderne Emmgenschaften der Technik 
genommen haben, ist der reale und ideale Güteraus- 
tausch von Person zu Person wie von Volk zu Volk ins 
Ungeahnte gestiegen. Entfernungen sind gekürzt, ja auf- 
gehoben, Meere und Gebirge bilden für den Verkehr kein 
Hindernis, die Landesgrenzen keine Scheidewand mehr. So 
scharf die einzelnen gleichberechtigt nebeneinander stehenden 
Kulturvölker sich politisch noch jetzt voneinander abschliessen 
mögen, in kommerzieller wie kultureller Beziehung sind sie 
einander nahe gerückt. 

^) lieber die sprachliche Bezeichnung des Völkerrechtes siehe 
von Holtzendorff a. a. O. Bd. I S. 8; Ullmann, Völkerrecht S. 7 ff; 
V. Liszt, Das Völkerrecht S. 1 („Staatenrecht"). Ueber die Entwickelung 
der Terminologie und die Klarlegung der damit zusammenhängenden 
Grundbegriffe, siehe von Martitz Bd. I S. 400 ff. 

^ Die verschiedenen Definitionen des internationalen Rechtes, 
zusammengestellt bei Ulimann, Völkerrecht S. 7. 

8) Vcrgl. V. Martens a. a. O. Bd. I S. 87. 
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Der lebhafte Verkehr zwischen ihnen hat nun zur 
Folge, dass mannigfaltige Interessen ihnen gemeinsam werden 
oder doch in inneren Zusammenhang treten. Da man sich 
in deren Verfolgung um gemeinsamen Vorteils willen soli- 
darisch fühlt, ist die Bestrebung leicht erklärlich, sich zu 
ihrer Regelung imd Fördenmg zu vereinigen. Die vielen 
verschiedenartigen völkerrechtlichen Verträge, neben dem 
Gewohnheitsrechte die Hauptquelle des internationalen 
Rechtes, sind alle hierauf zurückzuführen, und mit ihnen 
die vielen offiziellen internationalen Kongresse zur Beratung 
und Entscheidung von gemeinsamen Angelegenheiten, die 
dem Abschluss von Vereinbanmgen zu dienen pflegen. 

Gemeinschaft und Korrespondenz von Interessen, diese 
wieder beruhend auf gleichartiger Ktdtur tmd überein- 
stimmender Rechtsüberzeugtmg, sind die Gnmdlage für die 
Entwickeltmg von internationalem Rechte, während materieller 
und ideeller Vorteil, für den einzelnen aus gemeinsamer 
Arbeit hervorgehend, die zu seiner Ausbildung führende 
Kraft ist.^) 



§2. 

Internationale Verbrechen als Ursache fUr 
internationales Recht. 

Ein Gebiet, auf dem alle Staaten der Völkerrechts- 
gemeinschaft die gleichen ethischen tmd rechtlichen Em- 
pfindungen haben, ist der Schutz des Gemeinwohles gegen 
verbrecherische Eingriffe. Da es sich im Einzellfalle meist 
aber um nicht direkt gemeinsame sondern nur gleiche In- 
teressen handelt, sind internationale Massnahmen nur in 
ganz beschränktem Umfange begründet. Jeder Staat geht 
auf Grund der ihm eigentümlichen Gesetze selbständig vor 



^) Gareis definieii das Völkerrecht als „den Inbegriff derjenigen 
Normen, durch welche gemeinsame Interessen der Staaten als Objekte 
eines gemeinsamen Rechtsschutzes, als Rechtsgüter der die Staaten um- 
fassenden Interessengemeinschaft anerkannt und geregelt werden, m. a. W. 
als die auf Vemunftnotwendigkeit beruhende Ordnung des Verhältnisses 
der Staaten untereinander." Gareis a. a. O. S. 2. 



— 3 — 

und ist nur in wenigen Fällen auf Mitwirkung anderer 
Staaten bei der Strafverfolgtmg angewiesen.^) 

Dies ändert sich jedoch gleich, wenn die verbrecherischen 
Eingriffe selbst irgendwie internationale Bedeuttmg bekommen, 
sei es durch internationale Wertung des verletzten Ob- 
jektes, sei es durch internationale, die Integrität ver- 
schiedener Staaten berührende Tätigkeit des Verbrechers.^ 
Durch dasselbe einheitliche Delikt einer Person oder ihr 
international betriebenes deliktisches Gewerbe werden dann 
Rechtsgüter mehrerer Staaten gleichzeitig und in gleicher 
Weise verletzt. Das gemeinsame Interesse, das die Be- 
teiligten an der Unterdrücktmg derartiger „internationaler 
Verbrechen"^ haben, muss notwendigerweise in ihnen ein 
Solidaritätsgefühl erwecken. Dies wird gestärkt und gibt 
den Impuls zu positiven Betätigungen, wenn die Erkenntnis 
hinzukommt, dass das Vorgehen des einzelnen Staates für 
sich zur Unterdrückung des Uebels nicht ausreichen würde, 
sondern dass nur Einigkeit ztun Ziele führen kann. 

Da nun die Ausdehntmg des Weltverkehres auch ein 
Anwachsen derartiger internationaler Delikte zur Folge 
gehabt hat,*^) ist aus den angegebenen Gründen eine ge- 
meinsame Abwehr durch intemationalrechtliche Verein- 
barungen zu fordern. Tatsächlich sind auch zwischen den 



^) Es handelt sich hier um Fragen des sogen. „Internationalen Straf- 
rechtes*', das ist, um Grundsätze über die Zuständigkeit der Strafgewalt 
der einzelnen Staaten zur Bestrafung strafbarer Handlungen und über 
die Rechtshilfe, die sie einander bei Ausübung des Strafverfahrens 
leisten. Es ist dies eine Rechtsmaterie, die neben der strafrechtlichen 
auch eine mehr oder weniger hervortretende völkerrechtliche Seite hat. 
Vergl. V. Bar a. a. O. S. 207; dagegen jedoch v. Martitz, der den 
völkerrechtlichen Charakter des internationalen Strafrechtes verneint, 
v. Martitz a. a. O. S. 425. 

^ Internationale Verbrecher, d. h. solche Verbrecher, die ge- 
werbsmässig und in einer Mehrheit von Ländern den Verbrechen nach- 
gehen. Hopff a. a. O. S. 209 ff. 

^ lieber die verschiedenen Gruppen des internationalen Ver- 
brechertums, vergl. Lindenau a. a. O. S. 1%. 

^) Das Internationale Verbrechertum ist der kriminelle Nieder- 
schlag der internationalen Verkehrsentwickelung, Lindenau a. a. O. 
S. 194. 
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beteiligten Kulturstaaten bereits einige Abmachungen ztun 
Schutz gemeinsamer Rechtsgüter gegen verbrecherische 
Eingriffe in der Art getroffen worden, dass die vertrag- 
schliessenden Staaten zur Erlassung gleichartiger Straf- 
gesetze tmd anderer auf die Unterdrückung des Deliktes 
gerichteter Anordnungen verpflichtet wurden.^) 

Unter internationalen Delikten steht der internationale 
Sklavenhandel allen andern voran. Er ist zwar kein Produkt 
des modernen Weltverkehres; nachdem man ihn aber im 
Wandel der Zeiten als verwerflich anzusehen begonnen 
hatte, wurde seine Unterdrücktmg in der Zeit der Welt- 
beherrschtmg durch moderne Kulturvölker tmd deren Zu- 
sammenhalten möglich. Alle Mächte waren gemeinsam 
interessiert, dass dieser Handel, der das Humanitätsgefühl 
der ganzen zivilisierten Menschheit verletzte, ausgerottet 
werde. Auf dem Wiener Kongress bereits wurde der 
Handel mit Negersklaven als eine Verletzung des euro- 
päischen Völkerrechtes bezeichnet, tmd seine Unterdrücktmg 
durchgeführt, als seine Bekämpfung durch internationale 
Staatsverträge internationalen Charakter bekam. 

Ein anderes Verbrechen aber, international wie der 
Sklavenhandel, im einzelnen Falle, wie in der gesamten 
Organisation, abschetilicher in seiner ethischen Bedeutung, 
ist mit dem Aufschwtmge des Weltverkehres zu ungeahnter 
Blüte emporgeschossen: der Mädchenhandel. 

Beim Sklavenhandel wollte der Händler den Schwarzen 
haben, tun seiner Arbeitskraft willen, beim Mädchenhandel 
aber will er sein Opfer, um es niedrigsten Leidenschaften 
seiner Abnehmer preiszugeben, es selbst moralisch zu Grunde 
zu richten. Zwar dort kommt es oft zu Mord, Totschlag 
und grausamen Misshandlungen. Aber werden hier die 
Opfer nicht auch hingemordet? Nicht auf einmal, sondern 
langsam von Tag zu Tag; einem frühen Siechtum, schreck- 
lichen Krankheiten, einem baldigen Tode werden sie in die 



^) Beispielsweise der Vertrag zum Schutz der unterseeischen 
Kabel von 1884 (abgedruckt bei Fleischmann a. a. 0. S. 189). Die 
Brüsseler Generalakte von 1890 gegen den Sklavenhandel (bei Fleisch- 
mann a. a. 0. S. 226) u. s. w. 
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Arme getrieben. Von ihrem moralischen Tode, ihrer Aus- 
stossung aus der bürgerlichen Gesellschaft gar nicht zu 
reden. Schweren Misshandltmgen sind auch sie oft aus- 
gesetzt.^ Wahrlich schwer ist zu sagen, welches von 
beiden Verbrechen man als das verabscheuenswertere be- 
zeichnen soll. 

Wie dieser Handel der Zivilisation imd dem Rechts- 
gefühle aller Kulturstaaten geradezu Hohn spricht, so sind 
sie als Mitleidende an seiner Unterdrücktmg in ganzem 
Umfange interessiert. Sie aUe erstreben eine gesunde Ent- 
wickeltmg ihres Volkstums auf einer festen sittlichen Gnmd- 
lage, die durch ein Delikt wie der Mädchenhandel er- 
schüttert werden muss, seien sie daran irgendwie gebend 
oder nehmend beteiligt. Unter keinen Umständen dürfen 
sie dulden, dass alljährlich Hunderte ihrer Töchter durch 
Mädchenhändler verschleppt werden, um in der Fremde 
der Prostitution überliefert zu werden. ^ 

Da schliesslich bei der Intemationalität des Mädchen- 
handels im Einzelfalle das Wirken eines Landes für sich 
nur beschränkt sein kann, ist der Gedanke gemeinsamen 
Vorgehens gegen den gemeinsamen Feind hier besonders 
naheliegend. 

§3. 
Programm der Abhandlung. 

Es wird die Aufgabe der folgenden Abhandlung sein, 
die Aufaiahme der Bekämpfung des Mädchenhandels in das 
internationale Recht auf Grund staatlicher Vereinbanmgen 
zu erörtern. Wir wollen zunächst eine kurze Schilderung 

^ Vergl. die im Prozess Riehl-Wien aufgedeckten Grausamkeiten 
(Neue freie Presse vom 3. — 7. November 1906). 

^ Vergl. die Auffassung Lindenaus: Es ist begreiflich, dass die 
Regierungen ihre Aufmerksamkeit zuerst der Bekämpfung eines so ver- 
werflichen Treibens zugewendet haben, wie es der Mädchenhandel 
darstellt. Nachdem der moralischen Entrüstung dieser verdiente Zoll 
entrichtet wurde, darf aber nicht vergessen werden, dass zumal die 
europäischen Staaten in ungleich höherem Maße an der Vernichtung 
der übrigen Zweige verbrecherischer Handelsbetriebe interessiert sind. 
Lindenau a. a. 0. S. 201. 
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der über den Handel bekannten Tatsachen geben und auf 
Gnmd dieses Materials die Schwierigkeit seiner Unterdrückung 
überhaupt und besonders mit den nur auf nationalem Rechte 
beruhenden Mitteln dartun. Hieraus werden wir die Not- 
wendigkeit internationaler staatlicher Einigung in diesem 
Punkte ableiten und gleichzeitig Anhaltspunkte für das be- 
kommen, worüber die Einigung zu erzielen ist. 

Sodann wollen wir in einem historischen Teile den 
Gedanken internationalen staatlichen Vorgehens verfolgen, 
bis er durch staatliches Zusammenwirken endgiltig greif- 
bare Formen annimmt und seine Entwickelung bis zur 
Gegenwart fortführen. 

Hieran wird sich eine dogmatische Besprechung des 
gewonnenen Vertragsmaterials und der durch seine Ver- 
wirklichung geschaffenen oder noch zu schaffenden Lage 
anschliessen. 

§4. 

Der Mädchenhandel in der Literatur. 

Bevor wir mit der Bearbeitung des eigentlichen 
Themas beginnen, sind einige Bemerkungen über die sich 
mit dem Mädchenhandel befassende Literatur vorauszu- 
schicken. So selbstverständlich es ist,* dass die Tendenz 
aller einschlägigen Arbeiten die gleiche ist, nämlich Be- 
kämpfung und Unterdrückung des Uebels, so verschieden- 
artig ist im übrigen ihr Charakter. 

Es erklärt sich dies daraus, dass der Mädchenhandel 
mannigfache Probleme grimdverschiedener Art mit sich 
bringt. Er enthält einmal Fragen rein ethischer Natur, die 
dem Philantropen und Moralisten ein Feld zur Betätigung 
liefern; dann wieder andere, die dem Juristen Stoffe zu 
Ausführungen juristischer Natur geben. Insbesondere als 
Tatbestand eines Deliktes ist er von Kriminalisten häufig 
behandelt worden, während er als Gegenstand internationaler 
Vereinbarungen den Völkerrechtler ebenso wie den Diplo- 
maten interessiert. Schliesslich bringt sein sozialer und 
ökonomischer Einfluss Stoff zu einer sozial-politischen Be- 
arbeittmg mit sich. 
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Scharf lassen sich derartige Unterscheidungen natürlich 
nicht durchführen, ihre Grenzen sind verschwommen. Je 
nach der Person des Autors kommt die eine oder die 
andere Natur mehr zum Durchbruch. 

Am zahlreichsten sind die Schriften tmd Berichte der 
zuerst genannten Art. An ihre Verwertung darf ohne eine 
gewisse Kritik nicht herangegangen werden, da sie zum 
Teil in ihren Berichten unkontrollierbar sind und einen 
romanhaft-phantastischen Eindruck machen, sodass Wahres 
und zur Ausschmückung dienende Erfindtmg schwer aus- 
einander zu halten sind. ^) 

Eine auffällige Erscheinung ist es, wie wenig eingehend 
die juristische Fachliteratur, soweit Lehrbücher und Kommen- 
tare in Frage kommen, sich mit dem Mädchenhandel be- 
schäftigt. Es erklärt sich dies daraus, dass es sich hier 
um ein Verbrechen handelt, das in diesem Bestände erst 
in den letzten Jahrzehnten an das Licht der Oeffentlichkeit 
gezogen worden ist und daher in den allerwenigsten Gesetz- 
gebungen besondere Berücksichtigung gefunden hat. Ebenso 
ist auch auf international-rechtlichem Gebiete noch nicht 
viel Positives geleistet worden, und auch dies Wenige erst 
in neuester Zeit.^ Bedeutend reichhaltiger ist die krimi- 
nalistische Spezialliteratur über den Mädchenhandel. Sie 
befasst sich zumeist mit der Erläuterung des Tatbestandes 
imd der Strafverfolgung, gewöhnlich unter Berücksichtigung 
bestimmter Nationalgesetze oder auch einzelner für die 
Bekämpftmg des Mädchenhandels erheblicher Ereignisse 
(Konferenzen über Bekämpfung des Mädchenhandels und 
ihre Ergebnisse u. s. w.) 



*) z. B. Kem^ny „Hungara", Ungarische Mädchen auf dem Markte. 

*^ Es kommen nur die Werke neuesten Datums in Frage. Auch 
hier wird die Unterdrückung des Mädchenhandels, wenn überhaupt, 
so meist nur sehr oberflächlich behandelt, Bonfils z. B. weist nur in 
einer Anmerkung darauf hin, dass im Juli 1902 in Paris eine Kon- 
ferenz zur Bekämpfung des Mädchenhandels (Traite des Blanches) 
stattgefunden habe und verweist auf Renault, „La Traite des Blanches". 
Bonfils a. a. 0. S. 427. Ueber spärliche Literatur über das internationale 
Verbrechertum und Massnahmen zu seiner Bekämpfung vergl. Hopff 
a. a. 0. S. 207. 
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Wenngleich wir dem Gedanken, dass nur durch ge- 
meinsames Vorgehen aller Kulturstaaten und insbesondere 
Schöpfung eines internationalen strafgesetzlichen Deliktes 
ei|ie wirksame Bekämpfung des Mädchenhandels garantiert 
werden könne, oft begegnen, so finden wir eine Hervor- 
k^hnmg des intemationalrechtlichen Standpunktes nur in 
einer Schrift Renaults,^ und auch dieser beschränkt sich 
at(f die Betrachtung eines einzelnen Ereignisses, der Pariser 
Konferenz vom Jahre 1902.^) Wenn uns nun im folgenden 
di? Bekämpfung des Mädchenhandels als Gegenstand inter- 
nationaler Abmachungen beschäftigt, so kann selbstver- 
ständlich trotzdem die kriminalistische Seite nicht ausser 
Acht gelassen werden, ebenso wie Ethik und Sozialpolitik 
in etwa mit hineinspielen müssen. 



^ Renault a. a. 0. 

*) Ueber internationale staatliche Bekämpfung internationaler 
Delikte allgemein, vergl. die Berichte über das internationale Ver- 
brechertum und seine Bekämpfung von Lindenau, Hopf!, Feuilloley und 
Honnorat in den Mitteilungen der Intern. Krim. Vereinig. Bd. XIII, 
S. 192 ff. 
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I. AbschnifK 

(Notwendigkeit internationaler Vereinbarungen zur Be- 
kämpfung des internationalen Mädchenhandels.) 



Tatsächliches fiber den Mädchenhandel. 



§5. 
Der Betrieb des Mädchenhandels. 

Bevor wir tins in Erörterungen juristischer Natur ein- 
lassen können, müssen wir uns mit dem Tun und Treiben 
der Mädchenhändler vertraut machen. Wir wollen daher 
in möglichster Kürze die Tatsachen zusammenstellen, die 
eine besondere Bekämpfung gerade dieses Verbrechens 
rechtfertigen imd gleichzeitig eine Richtschnur für deren 
Handhabtmg abgeben. 

Als für den Mädchenhandel typisch sei hier folgender 
Fall wiedergegeben:^) 

„Am 17. Oktober 1901 langte in London ein Mann 
und eine Frau, russische Angehörige, mit zwei jungen 
Mädchen an. Letztere waren von Odessa und wurden 
von dem Mann und der Frau überredet, Odessa zu ver- 
lassen, indem sie ihnen versicherten, ihnen gute Stelltmg 
in London zu verschaffen; sie könnten sich daselbst viel 
Geld verdienen. Gerade vor Ankunft hatte die Frau jedem 
Mädchen 25 Rubel gegeben und ihnen befohlen, zu ant- 
worten, wenn man sie fragt, dass sie viel Geld haben und 
die Rubel zu zeigen. Als sie das Dampfschiff verlassen 



1) Zeitschrift, La Traitc des Blanchcs, April 1902. Vcrgl. Schrank, 
a. a. 0. S. 84. 
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hatten, nahm die Frau das Geld wieder zurück und riet 
den Mädchen, ihren Namen zu ändern. Bald nach ihrer 
Ausschiffung sagte man ihnen, dass sie in London keine 
Plätze erlangen könnten, aber dass grosse Aussicht in Süd- 
amerika vorhanden ist, einen guten Posten zu erhalten; 
man würde sie hinführen tmd die Reisekosten bezahlen. 
Dann teilte Ihnen der Mann mit, dass sie zwei Papiere zu 
tmterschreiben hätten. Der Inhalt des Ersteren war: „Ich 
schulde Ihnen 300 Rubel", der des zweiten: „Ich schulde 
Ihnen 400 Rubel". Die Mädchen protestierten dagegen, da 
sie nicht so viel Geld hätten. Man erwiderte ihnen, dass 
sie in zwei Monaten viel Geld haben würden, weil sie 
lukrative Stelltmgen erlangen würden. Der Mann tmd die 
Frau wollten sehr bald mit den Mädchen den Bahnhof ver- 
lassen tmd nach Südamerika — Buenos-Aires — segeln, 
wozu sie schon die Reise-Billets gelöst hatten." 

Der beim Mädchenhandel eingehaltene Weg ist mit 
mehr oder weniger grossen Variationen immer der gleiche.^ 
Gewöhnlich kann man drei Stadien tmterscheiden : Das für 
den Mädchenhandel fundamentale Anwerben, das Ver- 
schleppen nach den meist im Auslande belegenen Be- 
stimmtmgsorten tmd schliesslich die Ueberlieferung an den 
„Käufer", der das Opfer zu unzüchtigen Zwecken gebraucht, 
d. h. meist Einlieferung in ein öffentliches Haus. 

Die Mittel, mit denen die einzelnen Ziele erreicht 
werden, sind sehr verschiedenartig. Jeder Händler hat 
seine Spezialität, besonders was die Art des Anwerbens 
betrifft. Meist greift man zum Betrug, seltener zu Gewalt 
und Drohtmg. 

Viel versprechende, auf Schwindel beruhende Angebote 
von Stellen im Auslande, sei es als Gesellschafterin, Bonne, 
Köchin u. s. w. sowie Engagements als Kellnerinnen, 
Tänzerinnen tmd Sängerinnen für fremde Etablissements 
sind die beliebtesten Lockspeisen für unerfahrene, leicht- 



*^ Eine Zusammenstellung von durchaus glaubwürdigen Fällen 
von Mädchenhandel unter Quellenangabe besonders bei Schidlof, 
Schrank, Henne am Rhyn, Hilty. Die hier gegebene Darstellung beruht 
auf diesen Tatsachen. 
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sinnige Mädchen. Aussicht auf hohen Lohn bei den Einen, 
auf schöne Kleider, Schmucksachen, angenehmes Leben bei 
den Anderen verfehlen nicht ihre Wirktmg. Der eine 
Händler reist als Agent selbst umher tmd wirbt seine Opfer 
persönlich an, der andere benutzt hierzu, oft unter Miss- 
brauch ehrbarer Geschäfte, Stellenvermitteltmgsbureaus, oder 
ist selbst Stellenvermittler; der Dritte bietet in Zeittmgen 
derar^ge schwindelhafte Stellen an. Wieder einer macht 
sich auf Bahnhöfen tmd Landungsplätzen an das an- 
kommende orts- oder landesfremde Mädchen heran und 
verspricht, ihm einen angenehmen Posten besorgen zu 
wollen. Ja sogar Verlobimgen, Scheinheiraten, selbst wirk- 
liche Heiraten einzugehen, scheuen sich die Händler nicht ^) 
Kurz, der Wege sind zahllose tmd an Raffinement über- 
bietet ein Händler den anderen. Elegantes sicheres Auf- 
treten, das Beherrschen mehrerer Sprachen, gute Ver- 
bindtmgen, deren er sich auf Grtmd gefälschter Papiere 
rühmt, tmd vor aUem reiche Geldmittel kommen ihm zu 
gute. Am gefährlichsten ist der Mädchenhändler für aUe 
die, die gezwtmgen sind, die Heimat zu verlassen, um in 
der Fremde eine Stelltmg zu suchen. Ahnungslos, wie sie 
sind, fallen sie in die Schlingen der Mädchenhändler und 
ihrer Agenten, die sie ohne Gnade der Prostitution über- 
liefern. Erklärlicherweise bilden gerade unverdorbene 
Mädchen den gesuchtesten Artikel. 

Doch nicht nur auf Leichtsinn und Unerfahrenheit 
baut man, auch materielle Not, verbunden mit geistigem 
Tiefstand, erleichtert den Schurken oft ihr Gewerbe und 
lässt sie für ihre glänzenden Versprechungen bei den Un- 

^ Vergl. den Fall des Mädchenhändlers Breyer (entnommen der 
Berliner Morgenpost vom 22. Januar 1904), der seine Verlobte aus 
Berlin nach Ungarn verschleppte und dort verhandelte, (abgedruckt bei 
Schidlof a. a. 0. S. 106 ff.) 

Der Händler Harri H . . . heiratete in Lemberg mit Einwilligung 
der Eltern ein junges Mädchen, trat seine Hochzeitsreise mit ihm nach 
— Buenos- Aires an, wo er es an ein Bordell verkaufte. Durch 
Zufall wurde es befreit. (Bekämpfung des Mädchenhandels. Flug- 
schrift des deutschen National-Komitees zur Bekämpfung des Mädchen- 
handels 1903 S. 6). 
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glücklichen nur allzu offene Ohren finden.'^) Mit welcher 
Raffiniertheit die Händler sich das Vertrauen der jungen 
Mädchen zu verschaffen suchen, zeigen zwei Beispiele, in 
denen notorische Mädchenhändlerinnen sich erkühnten, in 
christlichen Hospizen ihren Wohnsitz zu nehmen, lun von 
dort aus ihre trügerischen Inserate zu erlassen und dort 
auch die Besuche der arglosen jungen Mädchen zu em- 
pfangen, die das christliche Hospiz natürlich mit doppeltem 
Vertrauen aufsuchen.^) 



Ist das Mädchen auf eine Verlocktmg der geschilderten 
Art eingegangen, so wird es aus seiner Heimat tmd den 
ihm vertrauten Verhältnissen fortgeschafft — und zwar 
meist ins Ausland — , ohne oft recht zu wissen, wohin die 
Reise geht. Gewöhnlich übernimmt ein Agent weiblichen 
Geschlechtes das Geleit. 

Ist das Geschäft so weit gediehen, so haben die 
Händler leichtes Spiel. Die versprochene gute Stelle ist 
schon anderweitig besetzt, und das Mädchen muss warten, 
bis sich eine andere findet. Derweil verbraucht es den 
Rest seiner Barmittel und gerät, wenn dies nicht schon 
vorher geschehen ist, in finanzielle Abhängigkeit von seinem 
Verderber. Der fremden Sprache unkundig, steht das 
Mädchen hilf- und ratlos da und nimmt schliesslich aus 
Verzweifltmg jede ihm gebotene Stelle an, um jetzt erst 
zu erkennen, welchem scheusslichen Handel es zum Opfer 
gefallen ist. In vielen Fällen wird es einfach in das Haus, 
für das es bestimmt ist, hineingeführt, ahnungslos, welchem 

*) Vergl. den Bericht des Delegierten des Jüdischen Zweig- 
Komitees Dr. Maretzki über den Zustand unter den Israeliten in 
Galizien auf der National-Konferenz zu Frankfurt (Bericht S. 18) : 
„Zahllose Mädchen begnügen sich mit einem Tagelohn von 14 Kreuzern. 
Dazu eine geistige Armut, die wahrhaft erschreckend ist. Was Wunder, 
dass die Mädchen den gleissnerischen Verlockungen schurkischer 
Händler Glauben schenken, die Vorspiegelung von lohnendem Erwerb 
für wahr halten. Sie hoffen, ihren Eltern und Geschwistern daheim 
zu helfen, wenn sie in die Fremde gehen." 

^) In Bern und Zürich. Vergl. Bericht des Pfarrers Ninck- 
Schweiz, (Bericht über den zweiten internationalen Kongress zur Be- 
kämpfung des Mädchenhandels zu Frankfurt a. M. S. 82.) 
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Zweck dies Gebäude dient; haben sich dessen Türen erst 
hinter ihm geschlossen, so ist es verloren. Es ist Gefangene, 
von der Aussenwelt vollständig abgeschnitten ; sein Schicksal 
ist besiegelt. Gibt es sich nicht willig dem Manne hin, 
dem es verkauft wird, so tim andere Mittel, Gewalt, Miss- 
handlimg, Himger das ihrige, es mürbe zu machen. Auch 
kommt es vor, dass es im Zustande der Bewusstlosigkeit 
seine Ehre verliert. Ein Schlafmittel in seine Speisen ge- 
mischt, hat es wehrlos gemacht.^ 

§6. 

Die Intemationalität des Mädchenhandels. Handelswege. 

Wohl kein Verbrechen ist so international in seiner 
territorialen Erstreckung wie gerade der Mädchenhandel; 
in fast allen bekannt gewordenen Fällen handelt es sich 
um Verschleppungen ins Ausland. Verbreitet ist er ausser- 
dem über die ganze Erde ; ausgenommen vielleicht Schweden^) 
sind in Europa sämtliche Länder daran beteiligt.^ Wie 
bei jedem anderen Handel, so kann auch hier ein Unter- 
schied zwischen Ex- und Importhandel gemacht werden; 
für einen Transithandel kommen besonders Hafenstädte in 
Betracht. 

Der Export gestaltet sich tun so günstiger, je mehr 
ein Land wirtschaftlich damiederliegt, je ärmer und tm- 
wissender die Bevölkerimg ist. In erster Linie kommen 
hier die polnischen Teile Russlands und Oesterreichs, sowie 
die Balkanstaaten tmd Ungarn in Frage. 

Für den Import sind Reichtum und Bedarf an weib- 
lichem Menschenmaterial zu Prostitutionszwecken in Ver- 
bindtmg mit einer schlechten bestechlichen Polizeiorganisation 



«) Vcrgl. Pester Loyd No. 126, Mittwoch den 24. Mai 1899, 
zitiert bei Gruber S. 177/78. 

^) So die Erklärung des schwedischen Abgeordneten Tamm auf 
dem Londoner Kongress. (Akten des deutschen Nationalkomitees zu 
internationaler Bekämpfung des Mädchenhandels (Berlin) über diesen 
Kongress. Vergl. § 14 Anm. 3 dieser Arbeit.) 

2) Vergl. Schrank S. 31 — 75. „Der Mädchenhandel in den ver- 
schiedenen Staaten", femer die einzelnen Nationalberichterstattungen 
auf den verschiedenen internationalen Kongressen. 



— 14 — 

ausschlaggebend. Südamerika erfüllt diese Bedingtingen in 
günstigster Weise. 

Einen weiteren Unterschied kann man zwischen 
europäischem tmd aussereuropäischem Handel machen; es 
lässt sich feststellen, dass es sich bei ersterem immer nur 
um einzelne FäUe handelt, während im Gegensatz hierzu 
der aussereuropäische einen ganz geregelten Gang haben 
tmd bestimmte Hafenplätze, besonders Genua, Marseille, 
Antwerpen berühren soll. Nach Buenos- Aires geht ein aus 
ganz Europa hergeleiteter Strom zur Versorgtmg süd- 
amerikanischer Bordelle. Nordamerika soll vor aUem aus 
Grossbritanien und Irland beziehen, Australien aus Deutsch- 
land tmd Frankreich. Nach dem Orient gehen hauptsächlich 
Italienerinnen, Griechinnen, Oesterreicherinnen und Rmnä- 
nierinnen. Zwei Haupthandelswege lassen sich mit Sicher- 
heit tmterscheiden, der eine nach Südamerika, der andere 
nach dem Orient.^ 

Nähere fest abgegrenzte Aufstelltmgen hier zu machen, 
ist leider nicht möglich, da ein aktenmässig feststehendes 
Material in nur ganz minimalem Umfang vorhanden ist.^) 
Alle übrigen Angaben beruhen mehr oder weniger auf 
mutmasslichen Feststellungen und sind sehr verschieden- 
artig, oft widerspruchsvoll. Es ist dies daratif ztuiickzu- 
führen, dass man es mit Leuten zu ttm hat, die geschickt 
alle Spuren zu verbergen wissen und eine Feststelltmg ihrer 
Reiseroute verhindern. Die bei weitem grösste Mehr- 
zahl von Verschleppungen bleibt in ihren Einzel- 
heiten unentdeckt, aus den wenigen, die bekannt 
werden, kann man zu festen Schlüssen nicht kommen. 

Ein ungefähres Bild aber von der Intemationalität des 
ganzen Mädchenhandels gibt folgende Tabelle, deren Ziffern 
die Beteiligtmg der einzelnen Nationen an der Bevölkerung 
der Bordelle in Buenos- Aires zeigen.^) 

») Vcrgl. Appleton a. a. 0. S. 34 ff. und Schrank a. a. 0. S. 75 
bis 81 : „Die Verkehrswege der Mädchentransporte." 

^) z. B. in der Denkschrift des Auswärtigen Amtes über die 
Ausfuhr deutscher Mädchen von 1887 — 1897. Prucksachen des Reichs- 
tags 1895—1897. Vergl. Denkschrift des deutschen Nationalkomitees S. 7.) 

^) Mexin a. a. 0. S. 14. 
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Die im ,, Gesundheitsregister" eingetragenen Prosti- 
tuierten stammten aus den 
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Die hier vereinigte internationale Gesellschaft lässt 
dank der engen Beziehung zwischen Bordell und 
Mädchenhandel einen Rückschluss auf die Intemationalität 
und die Verbreitung des Mädchenhandels zu. 

§7. 
Angaben fiber den Umfang des Mädchenhandels. 

Es würde sicherlich von grossem Werte sein, über 
den Umfang, den der Mädchenhandel in der Gegenwart 
angenommen hat, etwas Bestimmtes zu erfahren. Derartige 
Angaben zu machen ist aber mit den gleichen Schwierig- 
keiten verbunden wie die Feststellung der Verkehrswege, 

Statistische Daten über den eigentlichen Mädchen- 
handel zu bringen, ist nicht möglich ; alle je veröffentlichten 
Ziffern sind approximativ zu nehmen. Besonders zu be- 
achten ist, dass in aUen Angaben, die hier gemacht werden, 
auch alle die FäUe mit einbegriffen sind, in denen es sich 
eigentlich nur um Stellenvermittlung für Prostituierte 
handelt. Aus statistischen Ziffern über die Insassinnen der 
Bordelle können für den Umfang des Mädchenhandels auch 
nur Vermutungen entnommen werden, da sie direkt Opfer 



— 16 — 

des Mädchenhandels nur zu einem nicht zu ermittekiden 
Prozentsatz sind. Anderseits wieder ist auch der vielen 
Fälle zu gedenken, in denen Mädchen in geheimen, nicht 
unter Aufsicht stehenden Häusern verschwinden oder an 
Privatpersonen verkauft werden. Weiter ist zu berück- 
sichtigen, dass die Prostituierten, die sich diesem Gewerbe 
schon längere Zeit hingeben, ein ganz tmzuverlässiges 
Zeugenmaterial bilden, und man ihren Angaben über ihre 
Verkuppeltmg durch Mädchenhändler nicht ohne weiteres 
Glauben schenken darf. 

Aus den gleichen Gründen ist es nicht angängig, über 
die Beteiligtmg der einzelnen Staaten am Exporte nähere 
Angaben zu machen; wenn es trotzdem geschehen ist, so 
kann es sich auch hier nur um Schätzungen von annähernder 
Richtigkeit handeln.^) 

Einen ungefähren Begriff von der Bedeutung des 
Handels nach Südamerika allein mögen die folgenden Ziffern 
geben. Nach dem Bericht des Generalkonsuls von Ocster- 
reich-Ungarn in Buenos-Aires wurden in die Bordelle allein 
dieser Stadt Anfang der netmziger Jahre jährlich mehr als 
400 tmgarische Mädchen geliefert.^) Dies mag der Schätzung 
des italienischen National-Komitees zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels entsprechen, das die Zahl der jährlich in 
Genua nach Südamerika eingeschifften Prostituierten auf 
1200 anschlägt. ^^) Eine Bestätigung erhalten diese Ziffern 
in der bereits erwähnten Denkschrift des Auswärtigen 

^) Nach Schrank hat eine statistische Nachforschung über die 
Nationalität der Opfer des Mädchenhandels ergeben, dass Polen (Galizien) 
mit 40 ®/o, Russland mit 15 <^/o, Italien mit 11 ^/o, Oesterreich-Ungam 
mit 10 <^/ü, Deutschland mit 8 o/o, Frankreich mit 5 ^/o, England mit 4 % 
„Argentinien selbst" mit 3 ^jo am Handel (nach Südamerika?) beteiligt 
sind. Vergl. Schrank a. a. 0. S. 74. 

2) Kem6ny a. a. 0. S. 329. 

^) Bericht Italiens für die internationale Konferenz zu Amsterdam. 
(Entnommen den Akten des National-Komitees über diese Konferenz. 
Vergl. § 16 dieser Arbeit.) 

^) Unglaublich z. B. klingen die Zahlen, die ein Grenzkommissär 
bei einer Gerichtsverhandlung in Wien im Jahre 1901 angab: Aus 
Russisch-Polen würden jährlich 8000 — 10 000 Mädchen in die südameri- 
kanischen Freudenhäuser geschafft. (Schrank a. a. 0. S. 74.) 
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Amtes ^), in der zugegeben wird, dass die Verkuppelung 
deutscher Mädchen nach Südamerika einen enormen Um- 
fang angenommen habe. 

Wenn man nun bedenkt, dass der Handel nach Süd-' 
amerika nur einen kleinen Bruchteil des gesamten Mädchen- 
handels ausmacht, so kann man sich einen Begriff davon 
machen, welchen Umfang der die ganze Erde umspannende 
Vertrieb angenommen haben Mord. 

§8. 

Besondere Schwierigkeiten bei der Bekämpfung 
des Mädchenhandels. 

Auf Gnmd der im Vorstehenden geschilderten Tat- 
sachen drängt sich ntm die Frage auf, wie hat eine der- 
artige Giftpflanze im Verborgenen so üppige Blüten treiben 
können, wie kommt es, dass man so selten auf ihre Spur 
trifft, und worin liegen die eigentlichen Schwierigkeiten bei 
ihrer Vertilgtmg? Die hauptsächlichsten Gründe hierfür 
sind im Folgenden zu erblicken: 

Aus den kurzen Schilderungen geht zur Genüge her- 
vor, mit einer wie gefährlichen Klasse von Menschen man 
es bei den Mädchenhändlem zu tun hat. Mit unglaublicher 
Schlauheit wissen sie ihre Opfer tmter Ausnutzimg von 
deren Unerfahrenheit, Not und weiblichen Schwächen zu 
umgarnen tmd dabei sich selbst vor Verfolgtmg zu schützen. 
Die Errungenschaften der Neuzeit technischer und wirt- 
schaftlicher Art nutzen sie in geschicktester Weise aus. 
Eisenbahn und Dampfschiff stehen in ihrem Dienste, der 
Telegraph befördert ihre chiffrierten Telegramme ; ') tele- 
graphische Geheimkode sollen tmter den Mädchenhändlem 
existieren. '^ Geheime Klubs imd Vereine heben ihre ge- 
meinsamen Interessen. Sogar das Bestehen eines Ringes 

^) Siehe § 6 Anm. 4 dieser Arbeit. 

^) Vergl. die oft zitierten Telegramm - Abfassungen : „Fünf Fass 
Ungarwein langen in Warna an.** „3 Sack Kartoffeln abgeschickt per 
Dampfer." Die Rede ist hier von 5 schönen Ungarinnen und 3 weniger 
schönen Mädchen. (Denkschrift des Deutschen Nationalkomitees S. 6.) 

^ So behauptet Rosenack a. a. 0. S. 3. 
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der Mädchenhändler wird von zuverlässiger Seite behauptet ; ^ 
sein Sitz soll in Buenos-Aires sein. 

Nicht zum geringsten kommt ihnen ihre meist sehr 
grossse Kapitalkraft bei der Verfolgtmg ihres Geschäftes 
zu Gute. Der Gewinn, den der Handel abwirft, lässt sie 
hohe Unkosten nicht scheuen. Die Angaben über den 
Gewinn des Mädchenhändlers, die sich in fast allen ein- 
schlägigen Schriften finden, entsprechen im ganzen den 
folgenden „Preisnotierungen" für die lebende Ware.^) „Für 
Amerika bis 2000 Kronen, Russland 1000 — 1500 Kronen, 
Bosnien, Serbien, Rumänien, Bulgarien bis 1000 Kronen, 
Deutschland bis 500 Mk., während Prag im besten Falle 
800 Kronen bezahlt. Die Agenten-Provision für jedes „auf- 
getriebene Stück", wie der übliche Fachausdruck lautet, 
beträgt bei Prima- Ware für den Kontinent in der Höhe 
bis 300 Kronen, in Südamerika bis 500 Kronen. Der Zu- 
treiber wird mit 20 — 100 Kronen per Kopf entlohnt. 

Die Rentabilität des Geschäftes ist ausser Zweifel; 
noch jeder Mädchenhändler hat sich ein Vermögen erworben." 

Die Mädchenhändler haben direkt oder indirekt eine 
sehr zahlungskräftige, meist den oberen Schichten der 
Gesellschaft angehörende Kundschaft und finden auch leicht 
angesehene geheime Protektoren in der internationalen 
Lebewelt. Dass Bordellhalter tmd Mädchenhändler auch 
unter der Polizei, die mit ihrer Aufsicht betraut ist, dank 
ihrer Geldmittel u. s. w., manchmal Freunde haben, lehrte 
kürzlich noch der Prozess Riehl in Wien.^) 

Es ist wohl verständlich, dass tmter derartigen Um- 
ständen der Mädchenhandel einen so gewaltigen Umfang 
annehmen konnte, zumal er bis vor wenigen Jahren noch 
gänzlich verborgen war, und zu seiner Unterdrückimg so 
gut wie nichts geschah und auch wenig geschehen konnte. 

*) So Herr Major Wagner, Schriftführer des deutschen National- 
Komitees und Probst Bussmann (Buenos-Aires) auf der National-Kon- 
ferenz zu Berlin. fVergl. den Bericht S. 25 und 42.) 

^) Schidlof a. a. 0. S. 172. Entnommen dem Neuen Budapester 
Abendblatt vom 17. Oktober 1903. 

^) Bericht in der Wiener freien Presse. Vergl. § 2 Anm. 6 
dieser Arbeit. 
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Wir kommen mit diesem letzten Gedanken jedoch 
schon auf ein neues Gebiet: 

Die Bekämpfung des Mädchenhandels durch 
nationale Massnahmen und deren Unzulänglichkeit^ 

§9. 
Der Tatbestand des Mädchenhandels. 

Bevor wir ims zu Untersuchtmgen über Unterdrücktmg 
des neuen Verbrechens, das als ^^Mädchenhandel", „Traite 
des Blanches", „White Slave Traffic" bezeichnet zu werden 
pflegt, mit nationalen Mittehi zuwenden, drängt sich die 
Frage nach seinem kriminalistischen Tatbestande auf.^) 

Kurz und Idar definiert Mexin : „Unter Mädchenhandel 
ist zu verstehen das Anwerben imd Verhandeln von 
Frauenspersonen zu unzüchtigen Zwecken."^ 

Als charakteristisch und wesentlich für den Mädchen- 
handel is das Anwerben in Verbindimg mit dem Unzuchts- 
zwecke hervorzuheben,^) hierdurch unterscheidet er sich von 
anderen Sittlichkeitsdelikten, besonders der Kuppelei, bei 
denen Förderung der Unzucht das Essentiale ist/) Ge- 
werbsmässigkeit des Anwerbens wie auch der Unzucht, 
wird zwar in der Regel vorhanden sein, ist aber nicht Vor- 
aussetzung für den Mädchenhandel; sie als Tatbestands- 



^ Diese Arbeit ist auf die staatliche Bekämpfung durch recht- 
liche Massnahmen beschränkt, die segensreiche Tätigkeit von privater 
Seite auf diesem Gebiete konnte nur insofern berücksichtigt werden, 
als sie auf die erstere von Einfluss war. 

') Vergl. hierüber besonders die Abhandltmgen von Hatzig a. a. 
O. S. 515 ff. und Mexin a. a. O. S. 26 ff. 

2) Mexin a. a. O. S. 29. 

^ Unter „Anwerben" ist die psychische Einwirktmg zu ver- 
stehen, die jemand auf eine Person vorsätzlich ausübt, um sie zu ver- 
anlassen, Handltmgen zu begehen, die im Einklang mit dem Willen des 
Einwirkenden stehen und dem von ihm verfolgten Zwecke zu dienen 
geeignet sind. (Mexin a. a. O. S. 27/28). 

^) Hopff will den Mädchenhandel überhaupt den Sittenver- 
brechen nicht zugerechnet wissen, Hopff a. a. O. S. ^216. 
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merkmal aufzunehmen, ist wenig angebrachti denn erstere 
wird oft schwer nachweisbar sein, letztere ist oft nicht 
eigentlicher Zweck, sondern nur Folge der einmaligen 
Unzucht^) z. B. beim Anwerben von tmberührten Jtmg- 
frauen ztmi einmaligen Gebrauche für sogenannte „ Jungfem- 
schänder".^ 

Eine Frauensperson ist zur Unzucht „verhandelt", 
wenn sie gegen Entgelt jemandem zugeführt ist, der sie 
zur Unzucht bringt. 

Objekte des Handels sind, wie aus den angeführten 
Bezeichntmgen geschlossen werden könnte, nicht nur Mäd- 
chen oder Personen weisser Farbe, sondern überhaupt 
weibliche Personen ohne jeglichen Unterschied.'^ 

In diesem weitesten Sinne ist auch das Placieren tmd 
Umplacieren von Prostituierten und Bordellmädchen, die sich 
schon längst diesem Gewerbe hingegeben haben, hierher 
zu rechnen; für sie ist der Mädchenhandel eine Art SteUen- 
vermittltmg. Diese Art des Handels ist aber weit weniger 
gefährlich tmd ihre Bekämpftmg gipfelt schliesslich in der 
Frage der Aufhebung der reglementierten Bordelle.^ Sie 
zu tmterdrücken ist nicht eigentlicher Zweck des Kampfes 
gegen den Mädchenhandel 



^) Hatzig bezeichnet den Mädchenhandel als N^^werbsmässige 
Anwerbung von Frauenspersonen zu Zwecken der gewerbsmässigen 
Unzucht" (Hatzig a. a. O. S. 518). 

Der Begriff Anwerben schliesst die Gewerbsmässigkeit nicht ein 
(Vergl. V. Liszt, Lehrbuch des Straf rechts S. 604 Anm. 1, ebenso Frank 
§ 141, I, dagegen allerdings Olshausen § 141, 11). 

ß) Vergl. „The Maiden Tribute of modern Babylon". Fall Mall 
Gazette. 6.— 10. July 1885. 

^ Angebracht wäre es vielleicht die Bezeichnung „Frauenhandel" 
anzuwenden, (vergl. v. Ulimann, zur Frage der Bekämpfung des Frauen- 
handels, a. a. O. S. 26). Da jedoch „Mädchenhandel" allgemein ein- 
gebürgert ist, empfiehlt es sich, diesen Ausdruck beizubehalten. 

^ Die Bestrebtmg des Abolutionismus, d. i. Unterdrückung der 
Bordelle, mit der Bekämpftmg des Mädchenhandels verbinden zu wollen, 
wäre m. £. ein grosser Fehler, da die Ansichten der verschiedenen 
Völker tmd Rassen hierüber zu konträr sind, und die Einmütigkeit der 
ganzen Bestrebung dadurch leiden würde. 
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§ 10. 

Unzulänglichkeit der nationalen Strafgesetze. 

Es ist bereits von vielen Seiten behauptet imd be- 
wiesen worden, dass die einzelnen nationalen Strafgesetze 
für die Unterdrückung des Mädchenhandels fast alle mehr 
oder weniger tmgeeignet seien. ^) Nur wenige umschreiben ihn 
zur Zeit bereits als einen selbständigen Tatbestand,^ 
während man bei der grossen Mehrzahl nur auf Grund 
verwandter Delikte (Kuppelei) Bestrafung herbeiführen 
kann.^) Wenn von anderer Seite, es muss hinzugesetzt 
werden, meist nicht iuristischer, behauptet wird, dass bei 
einigem guten Willen mit den vorhandenen Gesetzes- tmd 
Polizeivorschriften seitens der Richter imd Polizeiorgane 
viel auszurichten sei,^) so ist dieser indirekte Vorwurf 
vielleicht an einigen Stellen gerechtfertigt, im allgemeinen 
kann ihm aber nicht beigepflichtet werden.^) 



^) Vergl. besonders Hatzig a. a. O. S. 518 ff. und Mexin a. a. O. 
S. 31 — 51. Praktisch bewiesen wird die Unzulänglichkeit der Gesetze 
durch einzelne Fälle, in denen notorische Mädchenhändler aus Mangel 
an zutreffenden Gesetzesbestimmtmgen freigesprochen werden mussten 
oder mit lächerlich geringen Strafen davonkamen. 

So wurde z. B. jüngst in Budapest eine ganz gefährliche Bande, 
die erwiesenermassen Mädchenhandel getrieben hatte, zu Gefängnis- 
strafe von 3 — 5 Tagen tmd zu Geldstrafe von 50 — 100 Kronen ver- 
urteilt. Als Verkaufspreis für 1 Mädchen hatten sie 150 — 200 Kronen 
berechnet I I (Berliner Lokal-Anzeiger vom Donnerstag, den 12. Sep- 
tember 1907). Vergl. Anm. 5. 

^ z. B. das englische Strafgesetzbuch von 1885, das französische 
vom 2. April 1903, das neue russische bestätigt am 22. März 1903. 
Mexin weist aber auch ihnen Mängel und Lücken nach. Vergl. Mexin 
a. a. O. S. 42 ff. 

^ Eine Zusammenstelltmg der einzelnen in Frage kommenden 
Gesetzesbestimmungen der wichtigsten Kulturstaaten bei Schidloff a. a. 
O. S. 260 ff., Appleton a. a. O. S. 69 ff. ; Layrac a. a. O. S. 198 ff. 

*) So z. B. Abb6 Reynaud, aumönier des prisons ä Villeneuve- 
sur-Lot (Tagung der internationalen kriminalistischen Vereinigung zu 
Budapest, Mitteilungen Bd. VIII S. 350). Ferner Schidloff a. a. O. S. 359. 
„Nicht das Gesetz, sondern die Anwendtmg desselben ist mangelhaft.** 

^) Nach dem ungarischen Strafgesetz z. B. wird Kuppelei straf- 
gesetzlich nur geahndet, wenn sich Eltern, Vormünder u. s. w. ihrer 
schuldig machen, sonst unterliegt sie, wie auch die Regelung der 
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Es würde über den Rahmen dieser Arbeit hinaus- 
gehen, die einzehien Gesetze in dieser Beziehting einer 
Untersuchung zu unterwerfen. Hervorgehoben sei nur, 
dass der Begriff der Kuppelei, die allerdings in den meisten 
europäischen Staaten mit Strafe bedroht ist, meist nur 
wenige Fälle des Mädchenhandels umfasst,^) ausserdem in 
den Strafgesetzbüchern unendlich verschieden geregelt ist, 
und hinsichtlich des Strafmasses ausserordentlich schwankt. 

Solange das dem Mädchenhandel typische Anwerben 
nicht besonders unter Strafe gestellt ist, ist an eine kräftige 

Prostitution der Polizeigesetzgebung und kann nur mit geringen Haft- 
und Geldstrafen belegt werden. Entführung und Kindesraub, die eben- 
falls noch in Frage kommen könnten, sind Antragsdelikte. Mit der 
Bestrafung der Freiheitsentziehung sind die gesetzlichen Mittel erschöpft. 
(Die einschlägigen Paragraphen angeführt bei Schidloff a. a. O. S. 266). 

Wenn in Ungarn der Mädchenhandel so schwunghaft betrieben 
wird, so rührt dies nicht in letzter Linie daher, dass die Täter, selbst 
wenn sie ertappt werden, in Ermangelung strafrechtlicher Sanktionen 
einfach nicht bestraft werden können. VergL § 10 Anm. 1 dieser 
Arbeit. 

^ Vergl. Hatzig a. a. O. S. 535 und Gruber a. a. O. S. 163 ff. 

Dass nach deutschem Strafrecht der Mädchenhandel nicht mit 
Kuppelei (§180 Str. G. B.) identisch ist, weist Kitzinger (Kitzinger, Die 
internationale Konvention usw. S. 803. Vergl. auch Hatzig a. a. O. 
S. 520 ff. und Mexin a. a. O. S. 31 ff), nach : wer ein Mädchen anwirbt 
oder mit sich führt, um sie in einem Bordell unterzubringen, will wohl 
die Unzucht befördern, aber er vermittelt noch nicht und bietet noch 
keine Gelegenheit ; dies geschieht erst durch den Bordellbetrieb selbst. 
Das Anwerben an und für sich ist nur straflose Vorbereitungshandlung, 
ebenso das Mitsichführen. Es beginnt das strafbare Tun des Kupplers 
im Sinne der deutschen Strafgesetzgebtmg erst, wenn die charakte- 
ristische Tätigkeit des Mädchenhändlers, das Anwerben tmd Ver- 
schleppen abgeschlossen ist. Mit der nachfolgenden kupplerischen 
Tätigkeit erwächst allerdings die Möglichkeit der Bestrafung des 
Mädchenhandels als Beihilfe zur Kuppelei. 

Ob mit der Anwendung hinterlistiger Kunstgriffe beim Mädchen- 
handel strafbarer Versuch der schweren Kuppelei (§ 181 Str. G. B.) 
gegeben sei, ist sehr bestritten. Im Gegensatz zu Kitzinger, der diese 
Ansicht vertritt, vergl. hierüber Hatzig (a. a. O. S. 520) tmd Mexin 
(a. a. O. S. 35). 

Strafbar wird auf Grund der Kuppeleiparagraphen der Mädchen- 
handel hiemach tmstreitbar also erst mit Erreichung seines letzten 
Stadiums, mit dem Unterbringen in einem Bordell. 
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Unterdrückung des Deliktes auf repressivem Wege nicht 
zu denken. Das eigenartige Delikt erfordert eine auf seine 
Eigenart — deren hat der internationale Mädchenhandel 
besonders viele — zugeschnittene Gesetzesbestimmung; 
es lässt sich nicht in den für verwandte Verbrechen ge- 
schaffenen Rahmen hineinpressen. 

Dass in allen beteiligten Staaten Gesetzesändenmg 
nach Enthüllung dieses neuen Deliktes erforderlich wird, ist 
als feststehend anzusehen, ebenso dass in den verschiedenen 
Staaten diese Notwendigkeit mehr oder weniger gross ist. 
Die Nachprüfung im einzelnen ist aber Sache der Staats- 
regierung. 

§ 11. 

Unzulänglichkeit einzelstaatlicher Bekämpfung des 
internationalen Mädchenhandels Oberhaupt. 

Keineswegs sind nun internationale Vereinbarungen 
schon deswegen erforderlich, weil die einzelnen National- 
gesetze tmzureichend sind. Dies ist ntu- eine Tatsache, mit 
der gerechnet werden muss. 

Wie wir einleitend ausführten, ist der Grund ztu: Ent- 
stehtmg internationalen Rechtes in Interessengemeinschaft, 
ihre Veranlasstmg in gemeinsamem Vorteil irgend welcher 
Art, den gemeinsame Wahmehmtmg mit sich bringt, zu suchen. 

Wie sehr den einzelnen Kultiu-staaten die Unter- 
drücktmg des abscheulichen Gewerbes der Mädchenhändler 
am Herzen liegen sollte, darüber braucht jetzt wohl kein 
Wort mehr verloren zu werden.^) 

Soweit ntm internationaler Mädchenhandel in 
Frage kommt, ist Interessengemeinschaft zweifellos vor- 
handen, da durch ihn mehrere Staaten in einem Ptmkte 
gleichzeitig verletzt werden. Bei der Unterdrückimg des 
nationalen Handels jedoch liegen wohl gleiche, nebenein- 
ander herlaufende, nicht aber direkt gemeinsame Interessen 
der beteiligten Staaten vor. Seine Bekämpftmg ist, wie 
bei andern nationalen Delikten, Sache des einzelnen Staates. 



J) Vergl. § 2 dieser Arbeit. 
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Wenn internationale Vereinbarung zur Bekämpfung 
des internationalen Mädchenhandels dem Grunde nach also 
gf^rechtfertigt erscheint, so kommen als zu ihrem Abschluss 
drängend, weitere Tatsachen in Frage, die sie geradezu 
unentbehrlich machen : Man kann sehr wohl die Behauptung 
aussprechen, jeder Staat kann in seinem eigenen 
Lfinde den internationalen Mädchenhandel trotz 
guter Strafgesetze nur niederhalten, wenn er 
mit den andern am Handel beteiligten Staaten 
gemeinsame Sache macht. Der Beweis dieser Be- 
hauptung gibt ims gleich Fingerzeige für zu treffende Ver- 
einbanmgen. 

Die Wirkung eines einzelnen noch so guten Straf- 
gesetzes gegen den Mädchenhandel ist gering, da es über 
die Landesgrenze, die für den internationalen Mädchen- 
h^dler nicht existiert, nicht ohne weiteres hinauszugreifen 
vermag. Gleich hier zeigt sich Mitwirkung ausländischer 
Behörden als erforderlich.^ 

Ganz allgemein ist die Straflosigkeit der Mädchen- 
händler ziemlich sicher, wenn sie nicht gerade in flagranti 
ertappt werden. Meist wird man auf ihr Wirken, wenn 
überhaupt, erst dann aufmerksam, wenn dem Verbleib des 
Mädchens nachgeforscht wird, und sie längst mit ihren 
Opfern auf und davon sind. Haben sie die Grenze erst 
Plissiert, so ist eine wirksame Verfolgtmg, selbst des be- 
stimmten, bekannten Händlers, bei dem jetzt herrschenden 



2) Vergl. Hopff a. a. O. S. 238 über die gegenwärtige Rechts- 
lage bei Bekämpfung des internationalen Verbrechertums überhaupt: 
Unsere Strafgesetzgebtmg stammt aus einer Zeit, wo es ein inter- 
nationales Verbrechertum der heutigen Art, das mit allen Errungen- 
schaften der modernen Technik kämpft, nicht gab. Die den strafver- 
folgenden Behörden zur Verfügung stehenden Abwehrmittel können 
nicht ausreichend sein. 

Er sieht die schlimmsten Mängel aber nicht auf dem Gebiet der 
Strafgesetzgebung, auch nicht in der Mangelhaftigkeit der Auslieferungs- 
verträge, sondern in dem umständlichen Verkehr der strafverfolgenden 
Behörden der verschiedenen Länder, die auf Vermittlung der Diplomatie 
angewiesen sind. 
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umständlichen Verkehr der verfolgenden Behörden^) ziemlich 
illusorisch, mehr noch, wenn die Tätigkeit, die das Delikt 
im ganzen ausmacht, über Territorien mehrerer Staaten 
verbreitet ist. 

Mit der Schafftmg von guten Strafgesetzen und Aus- 
lieferungsverträgen, überhaupt der Erleichterung der Ver- 
folgtmg bestimmter Verbrecher allein, ist es aber nicht 
getan, solange der grösste Teil des Mädchenhandels sich 
überhaupt unserer Kenntnis entzieht. Hier durch Wachsam- 
keit Abhülfe zu schaffen, ist ein erstes Erfordernis, und 
gerade in diesem Ptmkte sind internationale Massnahmen 
ganz tmerlässlich. Fühlt der Händler sich in dem einen 
Lande durch eine wachsame Polizei beobachtet und sieht 
er sich durch andere Massregeln in seinem Betriebe ge- 
hindert, so .verschwindet er, wenn ihm der Boden unter 
den Füssen zu heiss wird, tmter Tilgung aller Sptu-en in ein 
anderes Land. Stehen nun die überwachenden Behörden 
nicht in Konnex tmd tauschen ihre Ermittelungen u. s. w. 
aus, so ist er dort wieder völlig unbekannt und unbeobachtet. 
Er kann seinen Handel in Ruhe fortsetzen, ja aus dem 
Lande, dem er seiner Wachsamkeit wegen den Rücken 
wandte, ohne alle Schwierigkeiten Opfer an sich locken. 
Die Bemühungen des einzelnen Staates für sich bleiben 
also ergebnislos. 

Das Aufspüren der internationalen Mädchenhändler zu 
erleichtem, ihre Verfolgung durchzuführen, ihre Bestraftmg 
zu bewirken, sind die Aufgaben, deren Lösung dem ein- 
zelnen schwer möglich ist, und bei denen er von der Mit- 
wirktmg der anderen Staaten abhängt. 



^ Vergl. Lindenau a. a. O. S. 194'195 über die Schwierigkeiten 
bei Ermittlung und Festnahme des ins Ausland geflohenen Verbrechers 
unter den obwaltenden Verhältnissen. Für das 'Deutsche Reich er- 
fordern selbst die Ersuchen um vorläufige Festnahme nach fast allen 
Ländern — nur mit Oesterreich-Ungam, der Schweiz, Spanien und 
Uruguay gestatten die Auslieferungsverträge unmittelbaren Verkehr — 
entweder, dass ein richterlicher Haftbefehl vorliegt, oder dass diplo- 
matische Vermittlung eintritt, sofern nicht gar beides verlangt wird. 
Da jeder dieser Wege Stunden und Tage beansprucht, gewinnt der 
Händler Zeit, sich und sein Opfer in Sicherheit zu bringen. 
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Alle irgendwie am ganzen Mädchenhandel beteiligten 
Länder sind hier in gleicher Lage tind sie alle müssen mit 
eingreifen, um Wandel zu schaffen ; nicht jeder einzelne 
für sich nach eigenem Gutdünken, zu einem Ganzen müssen 
sie sich zusammenfügen, nach einem gemeinsamen System 
auf das Ziel hinarbeiten. 

Solche Erkenntnis muss aUe Staaten, denen es um 
eine wirksame Unterdrücktmg zu ttm ist, ztmi Abschluss 
entsprechender Konventionen führen. Und das ist ztmächst 
einmal die Hauptsache, dass die Kulturstaaten zu dieser 
Erkenntnis kommen und in möglichst grosser Zahl im Kampfe 
gegen den Mädchenhandel zusammenstehen. 
' Worüber Einigtmg zu erzielen am wichtigsten ist, muss 

nach vorstehenden Ausführungen vor allem das Gebiet sein, 
auf dem der einzelne allein am wenigsten erreichen kann 
tmd am meisten an Mitwirkung anderer gebunden ist. Unter 
diesem Gesichtsptmkte müssen die internationalen Verein- 
barungen betrachtet werden. Besonders erforderlich sind 
also Massregeln, die sich auf gemeinsame allgemeine Ueber- 
wachimg, sowie Unterstützung bei der Verfolgtmg und 
Bestrafung der Händler vor allem auf ihre Auslieferung 
beziehen. 

Eine Reform der unzulänglichen Strafgesetze wird 
jeder Staat, der sich an einer Konvention beteiligt, von 
selbst vornehmen, wenn es ihm ernstlich um Unterdrückimg 
des Mädchenhandels zu ttm ist. Da ein Zwang durch 
internationale Vereinbanmg nicht ausgeübt werden kann, 
sondern trotz der Verträge der gute Wille des einzelnen 
ausschlaggebend ist, so können Vereinbarungen hierüber 
nur den Zweck haben, prinzipielle Einigtmg über den Delikts- 
tatbestand zu schaffen. 

Wichtig ist .aber auch dies, besonders wegen der Aus- 
liefenmg. Für sie ist Voraussetztmg, dass die Handltmg 
nach den Gesetzen beider Staaten strafbar ist. Dtirch ein- 
heitliche Formtilierung des Deliktes wird daher hier grosse 
Erleichtenmg geschaffen. 

Eine strenge strafrechtliche Verfolgung ist zwar die 
Gnmdlage der Unterdrücktmg des Mädchenhandels, trotzdem 
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aber kommen Bestimmtmgen über den Deliktstatbestand 
in internationalen Verträgen m. E. nicht als Selbstzweck 
in Frage, sondern nur als Mittel zu dem Zwecke, die aller- 
dings sehr wichtige Einstimmigkeit der verschiedenen Staaten 
zu schaffen. 



IL AbschnifK 



Historischer Teil. 



§ 12. 



Allgemeiner Ueberblick über den Entwicklungsgang der 
intemationalrechtlichen Bekämpfung des Mädchenhandels. 

Erst vor wenigen Jahrzehnten, Ende des 19. Jahr- 
htmderts wurde die Kulturwelt der Neuzeit auf das Treiben 
der Mädchenhändler aufmerksam. Es tmterUegt jedoch 
keinem Zweifel, dass dies Gewerbe, das mit der Prostitution 
so innig verbtmden ist, wie diese eine lange für ims aller- 
dings geheime Geschichte hinter sich hat, ^) und auch schon 
in alter Zeit einmal die Aufmerksamkeit massgebender 
Persönlichkeiten auf sich lenkte.^) Die seiner Bekämpftmg 



^) lieber die bis in die Urzeiten zurückreichende Geschichte der 
Prostitution vergl. Dufour a. a. O. Kurzer Ueberblick bei Heymann- 
Dvorak a. a. O. 

'"0 Justinian wendet sich in der Novelle 14 (de lenonibus) gegen 
den Mädchenhandel. Diese Novelle ist für uns um so interessanter, als 
sie uns in einer „praefatio" ein Bild von dein Treiben der Mädchen- 
händler im 6. Jahrhundert n. Chr. gibt, das den heutigen Umständen 
vollkommen entspricht. Auf eine Interpellation hin hat der Kaiser 
eine Erhebung angeordnet und folgendes festgestellt : „ Agnovimus enim 
quosdam — circuire provincias et loca plurima et juvenculas miserandas 
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etwa dienenden geringfügigen Vorschriften früherer Zeiten 
waren nur nationaler Natur, nicht im Sinne dieser Arbeit 
international-rechtlich. ^ 

Der Beginn einer systematischen Bekämpfung des 
eigentlichen Mädchenhandels von staatlicher tmd privater 
Seite ist überhaupt erst tun die Wende des 19. Jahrhunderts 
zu suchen, tmd man muss sagen, dass seither an dieser 
Aufgabe viel gearbeitet wtu-de. Der Gedanke, dass inter- 
nationales Vorgehen allein den gewünschten Erfolg zeitigen 
könne, macht sich verhältnismässig sehr bald geltend. Dass 
man aber trotzdem erst einige Zeit hat verstreichen lassen, 
bis man ernstlich an internationale Unterdrücktmg heran- 
ging, hat seinen Grund darin, dass zu wenig Positives über 
den Mädchenhandel tmd sein Wesen, besonders seine Inter- 
nationalität bekannt war. Man hatte nur einen tmbestimmten 
Begriff von dem, was hier im verborgenen vor sich ging.^) 

Die ersten alle Welt alarmierenden Nachrichten brachte 
die Pall Mall Gazette im Juli 1885 in ihrem so bekannt 
gewordenen Artikel „The Maiden Tribute of Modem 
Babylon",^) nachdem man vereinzelt bereits Ende der 
siebziger Jahre auf das gemeingefährliche Treiben der 
Mädchenhändler aufmerksam geworden war. ^ Zuerst waren 

decipere promittentes calciamenta et vestimenti^ quaedam, et his venari 
eas et deducere ad hanc felicissimam civitatem et habere constitutas 
in suis habttationibus et cibum eis miserandum dare et vestem et 
deinceps tradere ad luxuriam eas volentibus, et omnem quaestum mise- 
rabilem ex corpore earum accedentem ipsos accipere et celebrare con- 
scriptiones, quia usque ad tempus, quod eis placuerit, observabunt 
impiam et scelestam hanc functionem implentes. 

^ lieber Duldung und Unterdrücktmg der Kuppelei im römischen 
Reiche, vergl. Mommsen a. a. O. S. 699 Anm. 7. lieber sonstige Mass- 
nahmen im Altertum und Mittelalter vergl. Schidloff a. ä. O. S. 243 ff. 
Es handelt sich immer um Bestrafung der Kuppelei oder Regelung der 
Prostitution. 

*\ Noch im Jahre 1900 schreibt Hatzig: „lieber die heutige 
Gestaltung des Mädchenhandels existieren zuverlässige Quellen kaum. 
Die moderne Organisation des Mädchenhandels ist heute noch nicht 
aufgeklärt, ihre Darstellung ist mehr oder weniger Phantasiegebilde." 
Hatzig a. a. O. S. 511. 

») Pall Mall Gazette vom 6.— 10. Juli 1885. 

^ Vergl. Denkschrift S. 8. 
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es immer nur einzelne Persönlichkeiten und philantropische 
Vereine, die sich besonders mit der Frage des Mädchen- 
handels befassten und durch Wort tmd Schrift die Oeffent- 
lichkeit auf das verborgene Uebel hinwiesen. Bald aber 
schloss man sich zusammen, um mit vereinten Kräften 
besser wirken zu können. Auf verschiedenen privaten 
Konferenzen wurde dies Thema auf die Tagesordnung 
gesetzt. 

Die Tätigkeit von staatlicher Seite war erst sehr 
spärlich tmd beschränkte sich fast nur auf wenige nationale 
Massregeln. Nachdem nunmehr aber durch die Bemühungen 
der privaten Organisationen das Terrain zum Raten und 
Taten in genügender Weise vorbereitet war, gelang es 
deren ernstem Streben endlich im Anfang des 20. Jahr- 
htmderts, die Regienmgen einiger Länder für die Frage 
gemeinsamer staatlicher Bekämpftmg zu interessieren. 

Aus diesem kurzen Ueberblick können wir schon 
entnehmen, wie wichtig die von privater Seite vorgenommenen 
Vorbereitungen für internationale staatliche Vereinbanmgen 
sind. Die Vorarbeiten für offizielle Massnahmen seitens 
der Regierungen sind hier zu suchen. Hier finden wir das 
Material an Tatsachen tmd Vorschlägen zusammengetragen, 
das von jenen verwertet werden konnte. In einer histori- 
schen DarsteUtmg müssen daher die privaten Bestrebtmgen, 
soweit sie sich mit Fragen intemationalrechtlicher Natur 
beschäftigen tmd ihnen juristischer Wert zukommt, einen 
hervorragenden Platz einnehmen. 

Erste Periode: 1881—1902. 

(Zeit der Voi*arbeiten). 

§ 13. 

Erste Ansätze zur Bildung eines Staatenverbandes zur 
Bekämpfung des Mädchenhandels. 

Schon im Jahre 1881, also zu einer Zeit, in der die 
in verschiedenen Staaten hinsichtlich des Mädchenhandels 
bestehenden Missstände eben hervorzutreten begannen, 
wtirde von der Regierung der Niederlande der Vorschlag 



gemacht, eine internationale Konferenz der Regierungen 
von Belgien, Deutschland, England, Frankreich und den 
Niederlanden zu veranstalten, um gemeinsam über wirk- 
same Abhülfe zu beraten. Dieser Versuch musste jedoch 
scheitern, da sich zu jener Zeit die Gestalttmg des Mädchen- 
handels noch gar nicht übersehen liess, ^) 

Wenn der Gedanke eines Staatenverbandes gegen den 
Mädchenhandel auch noch nicht spruchreif war, so schlössen 
die Niederlande trotzdem im Jahre 1886 mit Belgien, 1888 
mit Oesterreich-Ungam singulare Verträge zum Schutz der 
beiderseitigen Staatsangehörigen gegen Verkuppeltmg ab 
tmd erliessen dazu Ausfühnmgsbestimmtmgen an die Polizei- 
organe. ^) Ganz ähnUche Verträge wurden zwischen der 
deutschen Reichsregierung einerseits tmd den Niederlanden 
(1889) und Belgien (1891) anderseits abgeschlossen.^ 

Dem Gedanken einer allgemeinen Regienmgsvertreter- 
konferenz begegnen wir jetzt erst wieder im Jahre 1895. 
Auf dem internationalen Gefängniskongress zu Paris, der die 
allgemeine Regeltmg der Prostitutionsfrage behandelte, kani 
auch die Frage des Mädchenhandels zur Sprache und ver- 
anlasste folgende Beschlüsse:^) 

1) Embauchage par r^clame ou par fraude pour la 
Prostitution, Temploi des m^mes moyens pour con- 
traindre tme personne meme majeure ä se livrer ä la 
Prostitution doivent etre s^verement reprim^s avec 
aggravation de la peine en cas de r^cidive. 

2) II y a lieu de provoquer tme Conference des d^- 
l^gu^s des gouvemements pour prendre des 
mesures internationales contre la traite des blanches. 

Welcher Art diese „Mesures internationales" sein 
sollten, darüber wtirde man sich dort noch nicht schlüssig. 
Bestimmtere Fordertmgen auf internationalem Gebiete 

1) Vergl. Denkschrift S. 9. 

2J Denkschrift S. 9. 

•1 Diese beiden Verträge (R. G. Bl. von 1891 S. 356 und 375) 
sind in den wesentlichen Punkten gleichlautend. Text siehe Anhang 
S. I. (Der Uebersichtlichkeit halber geben wir den Wortlaut von Ver- 
trägen in einem Anhang wieder.) 

4) Vergl. Grube/ a. a. O. S. 166. 
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enthält eine im Jahre 1897 an den deutschen Reichstag 
gerichtete Petition, in der das deutsche Volk aufgefordert 
wurde, in diesen der Menschheit dienenden Bestrebungen 
die Führung zu übernehmen tmd mit den Regierungen der 
etu-opäischen Länder ein Einvernehmen betreffs wirksamer 
Bekämpfung des Mädchenhandels anzustreben.^) Vorge- 
schlagen wurden neben Vereinbarungen über FeststeUtmg 
scharfer Polizeianweistmgen tmd anschliessend daran 
schärfster Strafansätze, besonders Vorschriften über be- 
lehrende tmd vorbeugende Massnahmen, wie Anbringtmg 
von Blechtafeln an geeigneten Stellen in Dörfern tmd 
Landgemeinden mit entsprechenden Warnungen und weiter 
Aufklärung der Gemeinden durch die Dorf geistlichen. ^) 

Wenn man bedenkt, wie sehr Unerfahrenheit und 
Leichtsinn den Mädchenhändlem ihr Geschäft erleichtert, 
so kann man sich von derartigen anscheinend gering- 
fügigen Massregeln bei allgemeiner Durchfühnmg grosse 
Wirktmg versprechen. 

§ 14. 
Der internationale Kongress zu London im Jalire 1899. 

a) Zweck und Bedeutung. 

Wie sehr die eben angeführten Rufe nach einer inter- 
nationalen offiziellen Konferenz tmd gemeinsamem Vorgehen 
der Staaten dem allgemeinen Wunsche derer, die sich mit 
der Frage der Bekämpfung des Mädchenhandels beschäftigten, 
entsprochen haben mag, die Zeit zu einem derartigen 
Schritte war noch nicht gekommen. Das Gesamtbild, das 
man damals vom Mädchenhandel haben konnte, war immer 
noch unklar, mehr noch die Vorstelltmg von dem, was 
regierungsseitig vorgenommen werden könne tmd müsse. 

^) Die Frage des Mädchenhandels war im deutschen Reichstage 
schon mehrmals kurz zur Sprache gebracht worden, ohne zu einem 
Ergebnis zu führen (Abg. Reininger am 20. Januar 1883. Dr. Lingens 
am 28. März 1887; Bebel und Förster am 6. Februar 1894). Vergl. die 
wörtliche Wiedergabe bei Schidloff a. a. O. S. 300 ff. 

^ Drucksachen des Reichstags 1897/98, Bd. VIII No. 678. Diese 
Petition wurde dem Reichskanzler zur Berücksichtigung zugewiesen. 
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Einen grossen Schritt vorwärts bedeutete es daher, als die 
Londoner „Vigilance Association" die, wie viele andere 
Vereine aller Nationen, sich schon jahrelang die Rettting in 
Not geratener Mädchen zur Aufgabe gemacht hatte und 
reiche Erfahrungen über den Mädchenhandel besass, die 
interessierten Vereinskreise aller in Frage kommenden 
Länder zu einer internationalen Konferenz nach London 
berief, tun in gemeinsamer Aussprache mit ihnen das noch 
so dunkle Gebiet zu Idären tmd über internationale Mittel 
tmd Wege zur Bekämpftmg des Mädchenhandels zu beraten. 
Dieser Kongress trat nach Erledigtmg tunfassender Vor- 
arbeiten im Juni 1899 in London zusammen.^) Er setzte 
sich zusammen aus Vertretern von elf europäischen Ländern 
tmd der vereinigten Staaten von Nordamerika.^ Obwohl 
vollständig privaten Charakters ist er als Vorgänger des 
einige Jahre später tagenden offiziellen Kongresses anzu- 
sehen. Die Berattmgen beschränkten sich nicht blos auf 
internationale Vereinstätigkeit, sondern auch staatliche 
Massnahmen, die man den verschiedenen Regienmgen als 
wünschenswert bezeichnen woUte, wurden dort festgestellt. 
Auf diese Weise bekam er weit über interne Vereinstätig- 
keit hinausgehende Bedeuttmg; er ist als grundlegend für 
die ganze internationale Bekämpftmg des Mädchenhandels, 
die private wie die staatliche, anzusehen; die dort ge- 
leistete Vorarbeit fand später die erstrebte offizielle Ver- 
wertung. ^) 

b) Ergebnis. 

Bedeutungsvoll war es zunächst, dass der Kongress 
dtu'ch Berichte seitens der verschiedenen Nationalitäten 



^) lieber die Gründung eines deutschen Nationalkomitees zur 
internationalen Bekämpfung des Mädchenhandels, vergl. Denkschrift S. 14. 

^ Belgien, Dänemark, Deutschland, England, Frankreich, Holland, 
Norwegen, Oesterreich, Russland, Schweden und Schweiz. 

^ Ein gedruckter Bericht über den Kongress wurde nur in 
wenigen Exemplaren hergestellt und an die gekrönten Häupter versandt. 
Grundlage für diese Arbeit sind die Akten des deutschen National- 
Komitees in Berlin über diesen Kongress. 
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einen Ueberblick über den derzeitigen Stand der Gesetz- 
gebung gab und deren Lückenhaftigkeit erkenntlich machte. 
Von den auf dem Kongress zusammengetragenen 
Vorschlägen für internationale staatliche Vereinbarungen 
wollen wir als besonders beachtenswert die von deutscher 
Seite gestellten Anträge, soweit sie „internationales Vor- 
gehen auf dem Gebiete staatlicher Tätigkeit" fordern, her- 
vorheben : ^) 

1 . Konzessionienmg der Bureaus für Stellenvermitteltmg, 

2. Organisation eines Nachrichtenwesens betreffend 
der Mädchenhändler, 

3. Ueberwachtmg der grossen Hafenplätze nach gleich- 
massigem Gesichtspunkte, 

4. Abschluss von Staatsverträgen über gegenseitige 
Vermittlimg imd Heimschafftmg von verkuppelten 
weiblichen Personen und Auslieferung von Kupplern, 

5. Uebereinkommen betreffend gleichmässiger Be- 
urteiltmg der Verbrecher sowie Festsetztmg über 
die Zuständigkeit des Ortes zur Aburteiltmg. 

In diesen Anträgen sind mit grossem Geschick einer- 
seits solche Massregeln zusammengestellt, bei deren Durch- 
fühnmg der einzelne Staat für sich alleiü wenig Erfolg 
haben würde, und andererseits solche, die zur Gewähr- 
leisttmg einer sicheren Strafverfolgtmg im Einzelfalle er- 
forderlich sind. Dass der Prophylaxe durch Massregeln, 
die den Händlern ihren Gewerbebetrieb erschweren oder 
ihn an den Tag bringen, besonders Rechntmg getragen 
wurde (No. 1 — 3), ebenso wie der Rettung der Opfer des 
Mädchenhandels, ist ein weiterer grosser Vorzug, da dieser 
Art der Kampffühnmg im allgemeinen noch viel zu wenig 
Wert beigelegt wurde. 

Von diesem Gesichtsptmkte aus muss als tmvoUständig 
ein vom Senator B^renger, dem damals wohl erfahrensten 
Praktiker auf dem Gebiete des Mädchenhandels, abge- 
gebenes Gutachten bezeichnet werden. Die Wünsche, die 



4) Denkschrift S. 16. 
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er für staatliche Vereinbanmgen ausspricht, beziehen sich 
auf folgende Ptmkte:^) 

1. Feststellung eines einheitlichen Verbrechens-Tat- 
bestandes, ^) 

2. Strenge Unterdrückung des Zuhaltertumes, 

3. Gleichzeitige Nachforschung, wenn das Verbrechen 
sich über verschiedene Staaten erstreckt, 

4. Regelung der Zuständigkeit, 

5. Ausliefenmg und Rechtshülfe, 

6. Mitteilungen verdächtiger Fälle. 

Träfen die Regienmgen über diese Ptmkte allein Ab- 
machungen, so hätten sie ein Schwert ohne Heft in Händen, 
die Bestrafung des Händlers kann ganz glatt und in be- 
friedigender Weise vor sich gehen — wenn man ihn kennt. 
Die Schwierigkeit, ihm überhaupt auf die Spur zu kommen, 
ist nicht gehoben; Mitteilungen verdächtiger Fälle genügen 
hierzu nicht. Sich in dieser Hinsicht auf den Zufall und 
die Tätigkeit privater Personen und Vereine zu verlassen, 
dürfte wohl nicht angebracht sein. 

Eine Verschmelzung des B^rengerschen Gutachtens 
mit den deutschen Vorschlägen würde m. E. ein sehr brauch- 
bares Ganzes abgeben. 

Das Resultat der dreitägigen Konferenz,'^ soweit 

ö) Gruber a. a. O. 167. 

^ Diese Forderung lautet wörtlich: Emettre le voeu, qu'un 
accord s'^tablisse entre les gouvemements 

1. Pour qu*une disposition pönale uniforme fixe le caractere du 
d^lit. Cette disposition pourrait Stre la suivante: 

L'embauchage par violence, fraude ou abus d'autorit^ 
pour la Prostitution, l'emploi des mSmes moyens pour con- 
traindre une femme, mSme majeure, ä se livrer k la Pros- 
titution seront punis d'un emprisonement de deux ä cinq ans 
et d*une amende de 500 ä 50000 francs. 
^ Der grösste Teil der Verhandlungen wurde durch mündliche 
Berichterstattung aus den einzelnen Ländern beansprucht. Es entsprach 
der philantropischen Natur des Kongresses, dass man sich vielfach in 
naheliegende Fragen, wie z. B. die eigentlichen Ursachen des Mädchen- 
handels, Hebung der Herrenmoral, Abolutionismus und reglementierte 
Prostitution verlor. (Vergl. Appleton a, a. O. S. 110. Kurzer Bericht 
in der Denkschrift S. 13.) 
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Intemationalrechtliches in Frage kommt, sind folgende 
Wünsche : 

The Congress expresses the desire : A. That an Agree- 
ment shotdd be come to among the Govemments, 

1. To punish, and as far as possible by penalties of 
equal degree, the procuring of women or girls by violence, 
fraud, abuse of authority, or any other method of con- 
straint to give themselves to debauchery or the continuing 
them in it; and in cases, where persons are accused of 
this crime. 

2. To undertake simultaneous investigations into the 
crime, when the facts, which constitute it occur in different 
countries. 

3. To prevent any conflict of Jurisdiction by determi- 
ning the proper place of trial. 

4. To provide by international Treaties for the extra- 
dition of accused.^ 

Vergleicht man diese Beschlüsse mit dem Gutachten 
Berengers und den deutschen Anträgen, so lässt sich gleich 
erkennen, dass man sich mit den Forderungen auf ein Mini- 
mimi hat beschränken wollen. Geschickt ist die Auswahl 
allerdings nicht zu nennen. Man hat Punkte herausgegriffen, 
in denen internationale Einigung, wie die Zukunft gelehrt 
hat, auf die grössten Schwierigkeiten stiess, während man 
leicht durchführbare Vorschläge, die dazu viel eher einer 
internationalen Vereinbanmg bedürfen, überging. Mit der 
immer wiederkehrenden Fordenmg einer Abmachung über 
den unter Strafe zu stellenden Tatbestand, der Schaffung 
des internationalen Deliktes, lenkte man nicht in die richtige 
Bahn ein. Da die Bestrafung des Mädchenhändlers doch 
nur Sache der einzelnen, ihre legislative Autonomie eifer- 
süchtig bewachenden Regienmg ist, ist ein bindendes Ab- 
kommen hierüber nur hinderlich und gar nicht so wichtig 
wie ein solches über einzelne notwendige Hilfeleistung, die 
jedes Land seitens seiner Nachbarn zur Unterdrückung des 
Mädchenhandels in seinem Territorium bedarf. 



^ Entnommen dem erwähnten Aktenstück; vergl. § 14 Anm. 3 
dieser Arbeit. 



8» 
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Den für jedes Land, soweit dies noch nicht geschehen 
war, zu gründenden National-Komitees zur Bekämpfung 
des Mädchenhandels wurde es nun überlassen, diese Re- 
solutionen ihren Regierungen zu unterbreiten und sie zur 
Teilnahme an der zu berufenden internationalen Regierungs- 
vertreter-Konferenz zu bewegen. Eine internationale Kom- 
mission sollte nach eigenem Gutdünken eine der beteiligten 
Regienmgen dazu veranlassen, die Initiative zu dieser Kon- 
ferenz zu ergreifen. 

§ 15. 

Stellungnahme der Internationalen Kriminalistischen Ver- 

einigmig zur Frage des Mädchenhandels auf der Tagmig zu 

Budapest 1899. 

Eine Ergänzung und Ueberarbeitung von berufener 
jtiristischer Seite fanden die Beratungen und Beschlüsse der 
Londoner Konferenz auf der Tagung der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung zu Budapest.^) Dort stand 
der Mädchenhandel auf der Tagesordnung und Ferdinand 
Dreyfus, der Berichterstatter über diese Frage, gibt als 
Aufgabe an:^ „II faut que nous donnions une forme 
nouvelle, venant d'hommes de droit, venant des juriscon- 
stdtes, ä ce qu'a 616 dit ä Londres par des moralistes de 
tous les pays." 

Dr. Gruber, Vicestaatsanwalt in Budapest hatte eben- 
falls ein Gutachten ausgearbeitet, in dem er einleitend 
darauf hinweisen zu müssen glaubt,^ dass es sich hier 
nicht tun allgemeine Regelung der Prostitution handele, 
sondern bloss darum, „dass den Minderjährigen, deren Un- 
erfahrenheit, Sorglosigkeit, Notlage und Hilflosigkeit zmneist 
im fremden Lande missbraucht und ausgebeutet wird, wirk- 
samer Schutz und ausreichende Hilfe zu Teil werde." ^) 

^) Siehe den Bericht in den Mitteilungen der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung Bd. Vm, S. 346 H. 

^ Mitteüungen Bd. YHI, S. 346. 

^ Gruber a. a. O. S. 163. 

^) Hiermit ist die später immer wiederkehrende Streitfrage an- 
geschnitten: Sollen volljährige Frauenspersonen den minderjährigen 
gleichgestellt werden oder nicht Vergl. § 25 dieser Arbeit 
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Die Schlussfolgerungen, zu denen er auf Grund seiner 
Erörtenmgen kommt, sind, soweit sie für uns in Frage 
kommen, kurz folgende: 1. Belehrung der Bevölkerung über 
die Gefahren, die jungen Frauenspersonen durch die organi- 
sierten Banden der Mädchenhändler drohen, 2. tmd. 3. Be- 
aufsichtigung der Mädchenhändler tmd ihrer Agenten, 
Landesverweisung, soweit sie Ausländer sind, 4. Ver- 
weigerung von Auslandspässen für minderjährige Frauens- 
personen tmter verdächtigen Umständen, 5. Dentmcianten- 
lohn, 6. Aufmerksamkeit gerichtet auf Bahnhöfe, Schiffs- 
stationen und Häfen, 7. Anfertigung von Photographien tmd 
Persoiialbeschreibtmgen sowie Vornahme Bertillonscher 
Messtmgen ztun internationalen Austausch, 8. Einheitliche 
Regelung der Gnmdsätze über Kuppelei in der Strafgesetz- 
gebtmg der gebildeten Völker, wirksame Bestrafung, ins- 
besondere des Mädchenhandels, 9. Aufnahme des Deliktes 
in die Ausliefertmgsverträge, 10. Den kontrahierenden Staaten 
soll gegenseitig das Recht eingerätunt sein, die im fremden 
Staat befindlichen Teilnehmer zu eruieren, 11. Herstellung 
eines ständigen Kontaktes zwischen den einzelnen Staaten 
zwecks rechtzeitiger Benachrichtigung über die Reise der 
betreffenden Frauensperson. 

Gruber tmterscheidet sehr richtig Praeventiv- und 
Repressivmassregeln. Erstere sind zwar im einzelnen Sache 
nationaler Regelung, doch würde Gruber gut daran getan 
haben, wie für letztere so auch hier eine internationale 
Verständigung als erstrebenswert zu kennzeichnen. (Be- 
sonders Nr. 2 tmd 6.) 

Der erwähnte Berichterstatter Dreyfus hatte einen 
„Rapport sur la Traite des Blanches" ausgearbeitet.^) Die 
von ihm in der Sitztmg gemachten Vorschläge zu einem 
„Voeu" verlieren sich nicht so in Einzelheiten wie die 
Gruberschen, er gibt nur allgemein die Wege an, auf denen 



^) Dreyfus a. a. O. S. 202. Auf Grund der auf dem Londoner 
Kongresse vorgebrachten Materialien gibt er einen Ueberblick über den 
Mädchenhandel und beschäftigt sich mit den Zielen und Beschlüssen 
des Kongresses. Besonders befasst er sich mit der damaligen fran- 
zösischen Strafgesetzgebung. 
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man dem Uebel beikommen könne : ^ „Le congres, d^sireux 
de mettre fin ä l'odieux trafic comm sous le nom de la 
traite des blanches, 6met k voeu: 

A) Que les divers gottvemements fassent voter une 
loi punissant de peines äquivalentes tous ceux qtd, par vio- 
lence, fraude, abus d'autoriti ou d'autres moyens de con- 
trainte embauchent des femmes ou jeunes £Qles en vue de 
la Prostitution. 

B) Que des Conventions internationales interviennent 
ä Teffet de s'entendre sur les moyens de constater le delit, 
sur la ditermination des peines, la competence ppur le 
jugementf l'extradition riciproque des complices. 

C) Que la police exerce une surveillance dans les 
centres oü se produit la Prostitution de fa^on ä pratiquer 
r^change des renseignements nicessaires ä la repression 
du d^lii 

D) Qu'il y ait une entente mithodique et efficace 
entre les societis philantropiques et charitables des divers 
pays en vue d'organiser la protection des jeunes ^mi- 
grantes« 

Ganz besonders ist an diesem Gutachten hervorzu- 
heben, dass die Gesetzesändenmg von den einzelnen Re- 
gienmgen verlangt wird, während internationale Kon- 
ventionen nur für das gefordert werden, wo sie wirklich 
notwendig sind (B. und C). Dies ist der einzig richtige Weg. 

Im Laufe der sich an die Berichterstattung anschliessen- 
den lebhaften Diskussion wurde vom Professor Dr. Zucker- 
Prag besonders betont, dass zunächst formell durch ein 
internationales Uebereinkommen die Grundlage für die 
Gesetzgebungsfrage geschaffen werden müsse, weil dann 
erst materielle Fordenmgen ihrer Erfüllung entgegensehen 
könnten. '0 

Weiter wtwde von einer Seite (Dr. Bingner - Berlin) 
hervorgehoben, dass Verwalttmgsmassregeln zur Bekämpfung 
des Mädchenhandels ganz besonders segensreich sein würden. 



») Bericht a. a. O. S. 349 ff. 
7) Bericht a. a. O. S. 358. 
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scharfe Durchführung vorausgesetzt — verlangt wird neben 
Ueberwachung der Stellenvermittlungsbureaus insbesondere 
das Verbot anonymer Anzeigen in den Zeitungen, die sich 
mit Stellenangeboten für Frauen befassen — während von 
anderer Seite (Albaneil, Juge d'instruction au tribunal de 
la Seine) wieder der Hauptwert auf Internationalität 
aller Massnahmen gelegt wird, und internationale Ver- 
ständigung besonders auch für die polizeilichen Massnahmen 
gefordert wird.^ 

Man einigte sich schliesslich auf eine vom Unter- 
staatssekretär a. D. Professor Dr. v. Mayr vorgeschlagene 
für die in Frage kommenden Regierungen bestimmte Petition, 
die ohne auf die im Laufe der Diskussion sowie in den 
Gutachten geforderten Einzelheiten einzugehen, empfahl, 
dass ein internationales Uebereinkommen anzustreben 
sei, das als Grtmdlage für strafgesetzliche und verwaltungs- 
rechtliche Massnahmen dienen könne. Im übrigen bezog 
man sich auf die Verhandlungen der Londoner Konferenz. 
Diese äusserst diplomatisch abgefasste Petition hatte folgenden 
Wortlaut:^ „Le congres disirant mettre fin ä l'odieux 
trafic connu sous le nom de traite des Manches et approu- 
vant les diliberations du Congr&s tenu ä Londres du 21 
au 23 juin demier charge le bureau de l'Union d'inviter 
les gouvemements ä prendre des mesures opportunes afin 
d'itablir un traite international relatif ä la r^pression de la 
traite des blanches tendant ä itablir des bases de droit 



^ Bericht a. a. O. S. 354 ü. Hingewiesen sei hier auf eine 
Unterscheidung, die Bingner als Kriterium für die Höhe der Strafe im 
Fall des Mädchenhandels gelten lassen will, nämlich die Unterscheidung 
zwischen der „Verführung vollständig unschuldiger" Mädchen und dem 
Handel mit bereits verführten Personen. Hierzu meint Kitzinger 
(Kitzinger, Die Internationale Kriminalistische Vereinigung etc. S. 128) 
dass nicht das bereits Verführtsein das ausschlaggebende Moment sei, 
sondern die bereits frühere Hingabe zur Prostitution. Zweifellos ist 
dies richtig, aber Bingner hat dies auch wohl so sagen wollen, da er 
das „Verführtsein** dahin definiert: d. h. solche, die mehr oder weniger 
dem Laster bereits anheim gefallen sind. Der Ausdruck „verführt" ist 
allerdings schlecht gewählt. 

^ Bericht a. a. O. S. 365. 
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international Selon lesquelles, dans les ligislations des diff^- 
rents itats et les riglements d'ordre administrative seraient 
ä insirer des dispositions conformes ä ce traiti international." 

§ 16. 
Weiterentwickehing bis zum offiziellen Kongress. 

Wir sind jetzt an einem Wendeptmkt in der Ent- 
wickelungsgeschichte der intemationalrechtlichen Bekämpfung 
des Mädchenhandels angekommen. Was privater Tätigkeit 
überlassen bleiben konnte, war erreicht. Es handelte sich 
jetzt nur noch tun die schwierige Aufgabe, den inter- 
nationalen offiziellen Kongress zustande zu bringen. Hieran 
schien alles scheitern zu sollen, wie überhaupt die ganze 
internationale Organisation ins Stocken geriet. Das Ver- 
dienst des strebsamen deutschen Nationalkomitees ist es, 
die Bewegimg wieder in Russ gebracht zu haben. 

Das Ergebnis einer Umfrage des Reichskanzlers bei 
den in Frage kommenden Ministerien war gewesen, dass 
die deutsche Gesetzgebung den gestellten Anforderungen 
als in allen Ptmkten entsprechend hingestellt wurde. In 
den beteiligten Kreisen Deutschlands sah man jetzt ein, 
wie schwierig es sein würde, auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebtmg die gewünschte Einigung, die Voraussetzung der 
bisher beabsichtigten Vereinbarungen war, herbeizuführen. 
Man suchte und fand einen Ausweg, auf dem wenigstens 
etwas zu erreichen sein würde: ^) „Internationale 
Massnahmen im Wege der Verwaltung, die sich 
ohne Aenderung der Gesetzgebung in den ein- 
zelnen Ländern herbeiführen lassen." Ein ent- 
sprechender Aufruf wurde im Juli 1900 den einzelnen 
Nationalkomitees zugesandt tmd in ihm als derartige Mass- 
nahmen die schon in London geforderte Organisation eines 
internationalen staatlichen Nachrichtenwesens und Kontrolle 
der Hafenplätze, ausserdem Verpflichtung der Schiffsführer 
zur Anzeige verdächtiger Fälle tmd Befreitmg und Heim- 
schaffung verschleppter Frauenspersonen gefordert. 

1) Denkschrift S. 18. 
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Wenig Bedeutung für internationales Vorgehen der 
Regierungen hatte die internationale Delegiertenkonferenz 
in Amsterdam (3. und 4. Oktober 1901), die ebenfalls voll- 
ständig privater Natur war* Ein niederländisches Komit^e- 
mitglied, van Swinderen, berichtete über „die gesetzlichen 
Massnahmen" tmd wies besonders auf die Strafbarkeit und 
Nichtstrafbarkeit der Kuppelei in den verschiedenen Län- 
dern hin. 

Als sehr zutreffend sei aus seinen Ausfühnmgen her- 
vorgehoben, dass es auch ihm unmöglich schien, eine ein- 
heitliche Form für alle Gesetzgebungen zu finden; wenn 
man über das Prinzip einig sei, dass Kuppelei und dazu 
das Anwerben strafbar sei, so könne und solle man es 
den Gesetzgebungen der einzelnen Länder überlassen, die 
Strafbestimmtmgen zu formulieren, da eine grosse Ver- 
schiedenheit zwischen den einzelnen Gesetzgebungen 
bestehe. '^ 

Zweite Periode: 1902—1907. 

(Der offizielle Kongress in Paris im Jahre 1902.) 

§ 17. 
Allgemeines Ober den Kongress. 

Wir kommen jetzt zu dem für die Aufnahme der 
Bekämpfung des Mädchenhandels in das internationale 
Recht wichtigsten Ereignis, das gewissermassen einen Ab- 
scMuss der ganzen Bestrebung bildet, der internationalen 
Konferenz von Regierungsvertretem zu Paris. 

Die auf dem Londoner Kongress eingesetzte inter- 
nationale Kommission hatte Frankreich dazu ausersehen, 
diesen Kongress zu veranlassen. Das Vertrauen wurde 
gerechtfertigt; die französische Regienmg lud im März 1902 
alle in Frage kommenden Mächte zu einer Besprechung 
nach Paris ein, in der ausgesprochenen Absicht, die in 
London geäusserten Wünsche zu erfüllen. 15 eturopäische 

2) Vergl. Denkschrift S. 22. 
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Staaten^) tind ausserdem Brasilien entsandten ihre Dele- 
gierten, letzteres jedoch nur um sein Interesse an der guten 
Sache zu bekunden.^ Sehr zu bedauern ist das Fehlen 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika und besonders 
Argentiniens, eines der wichtigsten Importländer. 

Der Kongress tagte vom 15.— 25. Juli 1902 unter 
dem Vorsitze des bereits erwähnten Senators Berenger. 
Die Sitzungen fanden bei geschlossener Türe statt. Die 
Protokolle wurden jedoch vom Minister des Auswärtigen 
in einem „Livre jaune" veröffentlicht.^) 

§ 18. 
Sein diplomatischer Charaicter. 

Von grosser Wichtigkeit ist es für uns, den diplo- 
matischen Charakter dieses Pariser internationalen Kon- 
gresses und damit zugleich die Bedeutung seiner Ergebnisse 
für internationales Recht festzustellen. 

Unter den verschiedenartigen internationalen Kon- 
ferenzen und Kongressen^) stehen sich als Extreme gegen- 
über : Konferenzen rein privater Natur (Londoner Konferenz 
zur Bekämpfung des Mädchenhandels von 1899), für inter- 
nationales Recht, wenigstens direkt, bedeutungslos, tmd 
hoch offizielle Kongresse, auf denen die Staaten durch 
bevollmächtigte diplomatische Agenten vertreten sind. 
Letztere bezwecken den Abschluss internationaler Verträge, 
und ihr Resultat ist ein fertiges, von den Bevollmächtigten 
unterzeichnetes Abkommen, (Berliner Kongress 1878, 
Friedenskonferenz im Haag). Gemischter Natur sind die 



^) Belgien, Dänemark, Deutschland, England, Frankreich, Italien, 
Niederlande, Norwegen, Oesterreich, Portugal, Russland, Schweden, 
Schweiz, Spanien und Ungarn. 

^ Dem entsandten Delegierten wurden keine Instruktionen ge- 
geben. Livre jaune S. 64. 

^ Dieses „livre jaune" wurde mir durch das deutsche National- 
komitee liebenswürdigerweise zur Verfügung gestellt und bildet die 
Grundlage für die auf die Pariser Konferenz bezüglichen Ausführungen 
dieser Arbeit. 

^) Ueber die nicht streng durchgeführten Unterschiede dieser 
beiden Begriffe vergl. v. Liszt, Völkerrecht S. 144. 
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privaten Konferenzen, die durch Anwesenheit und Teil* 
nähme von Regierungsvertretem einen halboffiziellen 
Charakter bekommen, wie dies für die Londoner Konferenz 
1899 angestrebt, für spätere private Konferenzen zur Be- 
kämpfung des Mädchenhandels erreicht wurde (Konferenz 
zu Frankfurt 1902, zu Paris 1906). 

Die Pariser Konferenz nimmt nun eine Mittelstellung 
zwischen den hochoffiziellen Kongressen tmd den gemischten 
Konferenzen ein. Sie war vollkommen offiziell; ihr Zweck 
aber nicht sofortige feste Vereinbanmg eines Abkommens 
und Unterzeichmmg desselben, — so weit reichte die Macht- 
vollkommenheit der Delegierten nicht — sondern er ging 
nur darauf, für die Unterdrückung des Mädchenhandels eine 
Verständigimg herbeizuführen: „d'arriver ä une entente." 
Ihr Resultat konnte daher nur das „Projekt" zu einem von 
den Staaten noch einmal besonders zu tmterzeichnenden 
„Abkommen" sein, nicht das giltig unterzeichnete Ab- 
kommen. 

Man darf sich hierdurch aber nicht verleiten lassen, 
der Konferenz etwa eine untergeordnetere Stellung einzu- 
räumen. Da nämlich auch eine von den Bevollmächtigten 
unterzeichnete Konvention mit wenigen Ausnahmen für die 
Staaten noch nicht völkerrechtlich bindend ist, sondern zu 
ihrem rechtswirksamen Abschlüsse noch zu der Unter- 
zeichnung der Formalakt der Ratifikation seitens des Staats- 
hauptes hinzutreten muss, so handelt es sich auch hier 
gewissermassen immer nur um Entwürfe, die einer be- 
sonderen Genehmigung bedürfen. Diese in der Ratifikation 
verkörperte Genehmigung zu dem von seinen Bevollmäch- 
tigten vollzogenen Vertrage zu verweigern, ist der Träger 
der Souveränität tmter allen Umständen befugt.^) 

^) Dies ist die Auffassung der neuzeitigen Schriftsteller und die 
Staatenübung. VergL besonders v. Martens a. a. O. Bd. I, S. 3% ff.; 
Holtzendorff a. a. O. Bd. III. S. 15; Heffter a. a. O. S' 193; Rivier, 
Lehrbuch etc. S. 317 ff.; Bonfils a. a. O. S. 435; v. Liszt, Völker- 
recht S. 172 ff. Nach der veralteten Auffassung war eine Ver- 
weigerung der Ratifikation nur dann zulässig, wenn und soweit die 
Bevollmächtigten ihre Vollmacht überschritten hatten (vertreten von 
Grotius, Puffendorff und anderen alten Völkerrechtslehrem). Vergl. 
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Für den Abschluss der Konvention ist es eigentlich 
nur Formfrage, ob das Abkommen gleich von dem Bevoll- 
mächtigten der Konferenz unterzeichnet wird oder erst zu 
einem späteren Termin. Nachprüfung erfolgt immer, nur 
folgt sie der Unterzeichntmg im ersteren Falle nach, während 
sie in letzterem bereits vor dieser erfolgen kann. Der 
einzige dauernde Unterschied liegt in ' der Datierung des 
Abkommens nach dem Tage der Unterzeichnung; seine 
Wirksamkeit wird nicht nach diesem gerechnet.^ Gewählt 
wird die fragliche Form dann, wenn die Materie des Kon- 
gresses noch nicht so weit geklärt ist, dass die Regierungen 
ihren Delegierten bestimmte Weistmgen für die abzu- 
schliessenden Verträge geben können, tmd wenn ein Auf- 
schub des Abschlusses aus irgend welchen Gründen noch 
erforderlich erscheint. Tatsächlich ist der Unterschied 
zwischen diesen beiden Arten von Kongressen nicht so 
gross, wie er z. B. nach den Ausfüluimgen Renaults er- 
scheinen könnte,^ der von den Bevollmächtigten der 
extrem-offiziellen Kongresse sagt, sie hätten Vollmacht durch 
Unterzeichntmg der Konvention, ihre Regierung zu ver- 
pflichten (engager), ^) während die Delegierten in Paris keine 
Vollmacht gehabt hätten und ein definitiver Akt aus ihren 
Beratungen nicht hätte hervorgehen können. Dadurch, dass 
er die Ratifikation gänzlich ausser Acht lässt, bekommt der 



Ulimann, Völkerrecht S. 162, der sich selbst auch der jetzt herrschenden 
Ansicht anschliesst 

Vorbehalt der Ratifikation als aufschiebende Bedingung: vergl. 
Gareis, a. a. O. S. 208. 

^ Dies ist allerdings bestritten. Für uns kommt diese Streit- 
frage jedoch nicht weiter in Betracht, da für das Inkrafttreten der pro- 
jektierten Konventionen als besonderer Termin festgelegt wurde: 
„6 Monate nach Austausch der Ratifikationsurkunden." Für die im 
Text vertretene Ansicht besonders v. Liszt, Völkerrecht S. 173 ff.; 
Bonfils a. a. O. S. 435 ff. ; Ullmann a. a. O. S. 161 ; Rivier, Lehrbuch etc. 
S. 173. Dagegen Holtzendorff a. a. O. Bd. III, S. 17; Heffter a. a. O. 
S. 193. 

8) Renault a. a. O. S. 7. 

^) Dies entspricht allerdings der veralteten Anschauung, keines- 
falls aber dem heutigen Völkerrechte. 
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Leser auf jeden Fall ein falsches Bäd von der tatsächlichen 
Lage.^) 

§ 19. 
Programm, Arbeit mid Ergebnis des Kongresses. 

Wie nicht anders zu erwarten, haben in dem von 
der französischen Regierung ausgearbeiteten, den einzelnen 
eingeladenen Staaten zuvor mitgeteilten Programm für die 
Konferenz die Anregungen der vorhergehenden Zusammen- 
künfte ztmi grossen Teil Berücksichtigung gefunden. Die 
Tagesordnung lautete wie folgt: (livre jaune S. 15). 

Questions soumises aux deliberations de la Conference. 

1. Mesures d'ordre pinal. 

Introduire dans la ligislation pönale des pays dont 
les lois sont insuffisantes ä cet igart les dilits suivants: 

A) Mineures. 

1. Embauchage ou racolage de mineures en vue de 
la Prostitution ; admission ou retention dans les maisons ou 
lieux de dibauche. 

Peines ä diterminer. 



^) Wie leicht Renaults Ausführungen misszuverstehen sind, be- 
weist Appleton (a. a. O. S. 120), der sich ihm fast wortgetreu anschliesst, 
aber bei der Charakterisierung der Pariser Konferenz im Gegensatz zu 
den hochoffiziellen Kongressen hinzufügen zu müssen glaubt: 

„Elle pa Conference de Paris) n'avait pour mission que de pr^- 
parer un projet dont la ratification devait ^tre plus tard donn^e apr^s 
examen par les divers gouvemements.** 

Hieran ist zunächst zu berichtigen, dass nicht die Projekte der 
Konferenz ratifiziert werden konnten, so wie sie waren, sondern erst 
ein tatsächliches Abkommen unterzeichnet werden musste, das dann zu 
ratifizieren war. Dann geht aber hieraus zweifellos ganz klar hervor, 
dass er der Ansicht ist, auf den extrem-offiziellen Kongressen (er führt 
als Beispiel die Haager Friedenskonferenz an) kämen Vertrage zustande, 
die durch die Unterzeichnung völkerrechtliche Verbindlichkeit hätten, 
ohne überhaupt einer Ratifikation zu bedürfen. Dies ist aber für die 
Haager Konferenz falsch und entspricht auch sonst nicht der Staaten- 
Praxis. Appleton räumt der Pariser Konferenz die Stellung ein, die 
tatsächlich den von ihm als hochoffiziell unrichtig geschilderten. zu- 
kommen. 
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2. Aggravation de la peine si le dilit a 6t& commis 
ä l'aide de violence, menaces, fraude, abus d'autoriti ou 
tout autre moyen de contrainte. 

B) Femmes majeures. 

Embauchage ou racolage en vue de la Prostitution, ad- 
mission ou r^tention dans les maisons de debauche ou de 
Prostitution lorsque ces faits atu-ont ^te commis ä l'aide 
de violences, menaces, fraude, abus d'autorit6 ou tout autre 
moyen de contrainte. 

Peines ä d^terminer. 

n. 

Convention internationale ä etablier en ce qui touche: 

1. La competence quant aux poursuites ä intenter; 

2. L'extradition aussi rapide que possible des mandats 
d'arrestation et des commissions rogatoires. 

4. La surveillance ä exercer stu* les d^parts et arri- 
vees des personnes suspectes de se livrer aux pratiques 
incriminees et des victimes de ces demieres et leur rapa* 
triement. 

5. Les instruktions a donner aux agents diplomatiques 
ou consulaires des divers Gouvernements ä l'^tranger. 

Die französischen Delegierten hatten hierzu einen ein- 
gehenden Bericht ausgearbeitet^) und die zur Erörtenmg 
stehenden Fragen nach folgenden drei Gesichtsptmkten 
eingeteilt:» 

1. Gesetzgebung,^ 

2. Zuständigkeit und Prozessführung, 

3. Verwaltung. 

Da ein gewaltiger Stoff zu erledigen war,^ wurde 

^) Livre jaune S. 16 — 41. 

^ Dieser Teil ist besonders deshalb beachtenswert, da in ihm die 
einzelnen Nationalgesetzgebungen von dieser offiziellen Seite einer 
vergleichenden Untersuchung unterworfen werden, die zu dem Ergebnis 
führt, dass die meisten unter ihnen einer kräftigen Remedur hinsicht- 
lich des neuen Deliktes bedürftig wären. 

^ Von verschiedenen Seiten waren zu diesem Programme Noten 
ausgearbeitet worden; die von deutscher Seite ausgehende erklärte 
die deutschen Gesetze für ausreichend, eine Behauptung, die sich eben 
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eine Einteilung der Kongressmitglieder in drei den obigen 
Gruppen entsprechende Kommissionen vorgenommen, deren 
jede für sich eine Resolution ausarbeitete und begründete. 
Im Plentmi erfolgte dann weitere Berattmg. 

Eine vierte, diplomatische Kommission übernahm dann 
die schwierige Aufgabe, den Resolutionen die einheitliche 
Form zu geben, in der sie den einzelnen Regienmgen zur 
Annahme vorgelegt werden sollten. Diese Kommission 
arbeitete das „Protokole final" aus, das mit geringen Ab- 
ändenmgen von dem Kongress angenommen tmd von den 
Delegierten unterzeichnet wtu*de. ^) 

Geschichte der auf der Konferenz ausgearbeiteten beiden 
Vertragsentwfirfe. 

(Projet de Convention und projet d'arrangement). 

§ 20. 
Grundsätzlicher Unterschied zwischen den Projekten. 

Mit der Pariser Konferenz ist die Bekämpfung des 
Mädchenhandels durch staatliche internationale Massnahmen 
zu einem Abschluss gekommen, insofern als man sich über 
die als zweckdienlich in den Verträgen aufzunehmenden Ver- 
einbarungen einig geworden ist. ^) Eine weitere Ausbildung 
internationalen Rechtes stand und steht auch heute noch 



nur rechtfertigen lässt, wenn, wie dort geschehen, „la traite" mit 
„Kuppelei" übersetzt wird. (Vergl. § 10 Anm. 6 dieser Arbeit). Ausser- 
dem wurde auf die schwierige Prozedur der Schaffung eines inter- 
nationalen einheitlichen Deliktes hingewiesen, und statt dessen wurden 
leicht durchführbare Massregeln zur Ueberwachung empfohlen, ins- 
besondere Einrichtung einer Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels in allen Staaten. „Nur durch kombinierte Tätigkeit 
der Kriminalpolizei der interessierten Staaten könne man hoffen, den 
Mädchenhandel überwacht und erfolgreich bekämpft zu sehen." Vergl. 
livre jaune S. 44. 

*) Ucber den Text vergl. Anhang S. XL 

^) Feuilloley misst der Pariser Konferenz und den auf ihr ent- 
worfenen Vereinbarungen eine weit über den Mädchenhandel hinaus- 
gehende Bedeutung zu und erklärt sie für vorbildlich' für Unterdrückung 
des internationalen Verbrechertums überhaupt. (Feuilloley, La lutte . . . 
S. 249.) 
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nicht zu envarten. Das gewonnene Material — vorläufig 
ja nur in Projekten bestehend — muss zunächst einmal 
verwirklicht und verarbeitet werden. 

Bevor wir das Schicksal des „Protokole final" weiter 
verfolgen, müssen wir zimi Verständnis der Weiterent- 
wickeltmg die verschiedenartige Natur der in ihm ent- 
haltenen beiden Projekte erörtern. 

Die Redaktionskommission hat sich bei der vorge- 
nommenen Zweiteilung von dem Gedanken leiten lassen, 
die Scheidung nach Massgabe der mit der Durchführung 
der gestellten Anforderungen verbtmdenen mehr oder 
weniger grossen Schwierigkeiten vorztmehmen, doch so, 
dass jedes der beiden Projekte als geschlossenes Ganzes 
angenommen werden kann. 

In dem „projet de Convention" sind die Massregeln 
enthalten, die auf eine Unterdrückung des Mädchenhandels 
durch Gesetz und erleichterte Strafverfolgung hinzielen. 
Die kontrahierenden Parteien verpflichten sich durch An- 
nahme dieser Konvention, ihre Gesetzgebung daraufhin zu 
prüfen, ob sie den hier gestellten Anfordenmgen genügt, tmd 
wenn nicht, neue Gesetze zu erlassen. Auslieferung und 
Rechtshilfe haben hier Berücksichtigung gefunden. 

Anderer Natur sind die Fordenmgen des „projet 
d'arrangement". Hier sind die verwaltungsrechtlichen 
Massregeln zur Ueberwachung und ziun Schutz der bereits 
von Mädchenhändlem tungamten Frauenspersonen zusammen- 
gefasst. Ihre Durchfühnmg soll, sofern überhaupt Gesetze in 
Frage kommen, geschehen „dans les limites legales" tmd 
ist daher von der Gesetzgebung unabhängig, infolgedessen 
aber für jeden Staat leicht möglich. Jede Regienmg kann 
diesen Entwurf ohne weiteres unterzeichnen, da seine Ver- 
wirklichung allein in ihrer Hand liegt. 

Das erste Projekt muss dagegen in fast allen beteiligten 
Ländern auf Grund der inneren Staatsverfassung'^ 
den gesetzgebenden Faktoren, Kammern, Par- 
lamenten etc. vor seiner Ratifikation vorgelegt 
werden, als auf Gesetzgebung bezüglich. In der grossen 



2) Z. B. deutsche Reichsverfassung Art 11 Abs. 3. 
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Mehrzahl der Staaten wird ausserdem Gesetzesänderung not- 
wendig werden : Alles Umstände, die geeignet sind, eine Ver- 
wirklichung hinauszuschieben, ja fraglich erscheinen zu lassen. 
In einem dem „projet de Convention" angehängten 
Schlussprotokoll sind einige Vereinbanmgen entworfen, die 
sich auf die Auslegung einzelner Vertragsbestimmungen be- 
ziehen oder als fakultative Zusätze das enthalten, was als 
wünschenswert erschien, aber aus triftigen Gründen nicht 
zur obligatorischen Vorschrift gemacht werden konnte. 
Gleichzeitig mit der Konvention treten die Vereinbanmgen 
derartiger Protokolle in Wirksamkeit, ohne dass es einer be- 
sonderen Ratifikation bedarf.^) 

§ 21. 
Ihr Schicksal entspricht diesem Unterschiede. 

Das Schicksal der Entwürfe hat den beabsichtigten 
Lauf genommen. Durch Bemühung der französischen Re- 
gienmg wxirde am 18. Mai 1904 ein dem „projet d*arran- 
gement" entsprechendes Abkommen von 13 der an der 
Konferenz beteiligt gewesenen Staaten unterzeichnet.^) In 
einem Unterzeichnungsprotokolle tauschten die Vertrags- 
staaten Erklänmgen über Anwendbarkeit des Abkommens 
auf die Kolonien aus. Gleich hier erklärten Frankreich und 
die Niederlande es für anwendbar auf alle ihre Kolonien, 
Italien für Erythraea; ebenso trat Russland für das ganze 
europäische und asiatische Russland bei. Die übrigen, so- 
weit sie in Frage kamen, behielten sich Erklärung vor.^) 

3) VergL V. Liszt, Völkerrecht S. 173. 

Auf ein Versehen Liszt*s, das ihm bei der Besprechung der 
Pariser Konvention unterlaufen ist, muss an dieser Stelle hingewiesen 
werden. Er sagt nämlich, das der Konvention angehängte Schluss- 
protokoll enthält Vorschriften über die Bestrafung des Mädchenhandels 
sowie Verwaltungsmassregeln zur Verhinderung desselben. Dies ent- 
spricht nicht den Tatsachen. Die Verwaltungsmassregeln enthält das 
„projet d*arrangement", das Liszt überhaupt unerwähnt lässt. (v. Liszt, 
Völkerrecht S..283/4). 

1) Veröffentlicht im R. G. Bl. v. 1905 S. 695. Vergl. Anhang S. IV. 

^ Das Deutsche Reich hat am 14. Mai 1907 der französischen 
Regierung gegenüber seinen Beitritt für alle deutschen Schutzgebiete 
erklärt. Bekanntmachung vom 28. August 1907, R. G. Bl. vom 18. Sep- 
tember 1907 S. 721. 
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Die Ratifikationsurkunden wurden am 18. Januar 1905 
ausgetauscht ; das Abkommen trat 6 Monate später in Kraft, 
also am 18. Juli 1905.^ Portugal übermittelte seine Rati- 
fikation erst am 12., Belgien am 22. Juli 1905. Nachdem am 
18. Januar 1905 auch Oesterreich-Ungam, welches das Ueber- 
einkommen noch nicht unterzeichnet hatte, am 12. Mai 1905 
Brasilien beigetreten ist,^) erstreckt es sich auf sämtlkhe 
an der Pariser Konferenz beteiligt gewesenen Staaten. 
Als bedauernswert sei das Fehlen der Balkanstaaten, Argen- 
tiniens und der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika 
hervorgehoben. 

Das „projet de Convention" ist bisher noch nicht in 
Kraft getreten. Trotzdem aber ist seine Bedeutung nicht zu 
unterschätzen, da bereits mehrere Staaten ihre Gesetze 
einer Revision unterworfen und den Pariser Beschlüssen 
konform gestaltet haben. Wieder war es Frankreich, das 
mit gutem Beispiel voran ging (Gesetz vom 3. April 1903 
Art.: 334).^) Andere Staaten folgten diesem Beispiel, so 
besonders Spanien (Gesetz vom 27. Juli 1904), Schweiz 
und Luxemburg, indem sie in ähnlicher Weise ihre Gesetz- 



^ Art. 8 des Abkommens. — Nicht etwa tritt es schon am 
18. November 1904, also 6 Monate nach der Unterzeichnung in Kraft« 
wie im Vorworte zum Berichte über den dritten privaten internationalen 
Kongress zu Paris behauptet wird. (Bericht a. a. 0. S. VIII). Also 
auch hier wieder Verwechselung von Unterzeichnung des Abkommens 
und Ratifikation. 

4) R. G. Bl. V. 1905 S. 705, 715. 

^) Nach diesem Gesetz wird mit Gefängnis von 6 Monaten bis 
zu 3 Jahren und Geldstrafe von 50 — ^5000 frcs bestraft : „Le fait, m^me 
unique, d*embauchage , entrainement ou d^toumement d'une femme 
ou fille mineure, füt-elle consentante, en vue de la d^bauche. Celui 
d'embauchage, entridnement ou d^toumement dans les m^mes conditions, 
d*une femme ou fille majeure k Taide de violences, menaces, abus 
d*autorit6, ou tout autre moyen de contrainte. 

Celui de r^tention contre son gr^ dans une maison de d^bauche, 
par les m^mes moyens, m^me pour cause de dettes contract^es, d*une 
personne m^me majeure. 

Et, en outre, le fait d'avoir par les m^mes moyens, contraint une 
personne ä se livrer k la Prostitution." 

Vergl. über das neue französische Gesetz Lairac a. a. 0. S. 82 ff 
imd Appleton a. a. 0. Teil IL 
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gebung modifizierten. Belgien und Argentinien bereiten 
ebenfalls Gesetze vor.^ . 

Wenngleich nun auch die Vereinbarungen dieser Kon- 
vention, ohne giltig zu sein, berücksichtigt werden und zum 
Teil ihre Erledigung durch die vorgenommenen Gesetzes- 
ändenmgen finden, so wäre es doch sehr wünschenswert, 
wenn die anderen Massregeln, besonders betreffend Aus- 
lieferung und Rechtshilfe, durch Abschluss des Vertrages 
ebenfalls in Kraft träten. Sie gerade werden auf Grund- 
lage einheitlicher Gesetze, die Unterdrückung des inter- 
nationalen Mädchenhandels erleichtem. 

Wird aber in der begonnenen Weise an der Um- 
formung der Strafgesetze weiter gearbeitet, so wird die 
Verwirklichimg des Konventionsprojektes von einer grösseren 
Zahl beteiligter Staaten wohl nicht mehr zu lange auf sich 
warten lassen. 

§ 22. 

Sonstige intemationalrechtliche Ereignisse dieser Periode. 

Der Schildenmg offizieller Tätigkeit auf dem Gebiete 
internationaler Bekämpfung des Mädchenhandels ist nichts 
weiter hinzuzufügen. Sie ist in Zukimft mit den Pariser 
Projekten verknüpft. 

Die privaten Bestrebtmgen im Kampfe gegen die 
Mädchenhändler sind nun mit der Pariser Konferenz keines- 
wegs zu einem Abschlüsse gekommen, sondern mit gleichem 
Eifer wxirde hier fortgearbeitet. Da man aber hinsichtlich 
regierungsseitigen internationalen Vorgehens die erstrebten 
Ziele vorläufig erreicht hatte, wandte man sich jetzt in 
der Hauptsache der internen Vereinstätigkeit zu. Die Ver- 
handlungen auf den verschiedenen privaten, nationalen imd 
internationalen Konferenzen dieser Periode verlieren daher 
für uns an Interesse. ^) Beachtenswert sind nur einige Be- 
richte über den Pariser Kongress tmd sein Ergebnis, soweit 



^ Bericht über die Pariser Konferenz 1906 S. XL 
^) Es fanden internationale Konferenzen im Jahre 1902 zu Frank- 
furt a. Mm 1906 zu Paris statt. Das deutsche National-Komitee hielt 
bisher 5 nationale Konferenzen ab. 
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sie sich kritisch damit befassen und zur Auslegung der 
Vereinbanmgen dienen können, sowie einige neuartige An- 
regungen. Im dogmatischen Teil dieser Arbeit wird ihrer 
an geeigneter Stelle gedacht werden. Als besonders be- 
achtenswert sei aber die Beurteilung hervorgehoben, die 
die Internationale Kriminalistische Vereinigung den Pariser 
Beschlüssen auf ihrer Session zu St. Petersburg im Jahre 
1902 zu teil werden liess.^ In seinem dort abgegebenen 
Gutachten hob Feuilloley hervor, dass fast alle von der 
Internationalen Kriminalistischen Vereinigung in Budapest 
gestellten Forderungen berücksichtigt worden seien. ^ Nicht 
einverstanden erklärt er sich nur damit, dass die Voll- 
jährigen den Minderjährigen nicht gleichgestellt seien. Er 
schlägt folgende Resolutionen vor: 

1. Le congris donne son adh^sion la plus complete 
aux mesures legislatives, administratives et de police adop- 
t6es par la Conference de Paris. 

2. Le congrds estime, en outre, que le seul fait de 
l'embauchage de femmes majeures, en vue de la debauche 
r^unit tous les caracteres juridiques et l6gaux d'une in- 
fraction punissable. 

Während erstere einstimmig angenommen wurde, verfiel 
letztere nach längerer Diskussion als noch nicht beschluss- 
reif der Vertagung.^) 



^ VergL Mitteilungen der Internationalen Kriminalistischen Ver- 
einigung Bd. XI, S. 239 ff. 

^ VergL § 15 dieser Arbeit. 
«) Vergl $ 25 dieser Arbeit. 
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. nbschni^h 



Dogmatischer Teil. 



A. Das ^o}et de Convention^. 



Legislative Vereinbarungen. 

§ 23. 
Allgemeines. 

Im dritten Teile unserer Arbeit wollen wir jetzt die 
Pariser Entwürfe einer näheren Besprechung unterziehen 
und betrachten, wie die Lage sich gestalten wird, wenn 
auch das „projet de Convention" Verwirklichung gefunden hat. 

Wir wenden uns zunächst dem Delikte selbst zu, 
dessen einheitliche Gestalttmg di^ Grundlage zur einheit- 
lichen Bekämpfung bilden soll. 

In dem Vertrags-Entwurf e ist nicht dem oft geäusserten 
Wunsche entsprechend^) ein bestinunter Tatbestand fixiert 
worden, der in dieser Form in allen Gesetzen aufgenommen 
werden und so das „internationale Delikt" bilden soll, 
sondern man einigte sich nur prinzipiell darüber, welche 
Handlungen im einzelnen als für den Mädchenhandel 
charakteristisch unter Strafe zu stellen wären (Art. 1 und 
2.). Dies sollte jedoch nur als ein Minimtmi angesehen 
werden, und jedem Staate unbenommen sein, darüber 
hinauszugehen (Schlussprotokoll Lit. A.). Alles weitere 
überliess man den Gesetzgebungen, die sich in irgend einer 
Weise den Forderungen anzupassen haben (Art. 3). Durch 
diese Vereinbarung wird sicherlich auch die empfindlichste 
Souveränität nicht verletzt.^ 



^) Vergl. z. B. das Gutachten B^rengers § 14 Anm. 6 dieser 
Arbeit 

**^ Livre jaune S. 122. 
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§ 24. 
Die strafbaren Handlungen. 

Was nun das verbrecherische Tun. anbetrifft, so soll 
bestraft werden: Wer eine Frau oder ein Mädchen zur 
Befriedigimg der Leidenschaft anderer zur Unzucht ange- 
worben, verschleppt, oder entführt hat (Art. 1 und 2.]. 

Die Tätigkeit des Mädchenhändlers ist also in drei- 
facher Weise gekennzeichnet, als Anwerben (Embaucher), 
Verschleppen (Entrainer) und Entführen (D6toumer). Zur 
Erläuterung dieser Begriffe müssen wir auf den französischen 
Urtext zurückgehen. Was unter „Embaucher" zu verstehen 
ist, erklärt der Berichterstatter der Gesetzeskommission auf 
der Pariser Konferenz f olgendermassen : ^) 

„Embaucher consiste ä aller trouver ou ä recevoir 
Touvri^re et ä lui proposer tm certain accord et obtenir 
d'elle son consentement, Le d^lit commence des qu'il y a 
accord. Mais la Conmiission n*a pas entendu pr6voir la 
tentative. Le d6lit lui a paru exister des qu'il y a entente 
entre Tembaucheur et la malheureuse, objet du trafic." 

Der Begriff „Embaucher" deckt sich also tmgefähr 
mit unserem „Anwerben".*'^ Wenn letzteres jedoch nicht 
den Erfolg, die Bestimmtmg des Anderen, voraussetzt, ^) 
so ist dies für uns unerheblich, da nur das „Angeworben- 
haben" unter Strafe zu stellen ist, imd dieses immer erfolg- 
reich gewesen sein muss. Bestrafungen des Versuches des 
Anwerbens in das geforderte Minimum aufzimehmen, konnte 
man §ich nicht entschliessen, da die Ansichten hierüber 
auseinander gingen. Den Entscheid hierüber den National- 
gesetzen zu überlassen, war um so eher angängig, als der 
Versuch stets auf das Gebiet einer* Nation beschränkt 
bleibt.^) 

Die Gesetzeskommission hat weiter noch das sich als 
„Entrainer" und „Dfetoiuner" darstellende Tun als strafbar 
bezeichnet. Das Letztere ist der französischen Gesetzes- 



*) Livrc jaune S. 112. 

2) Vcrgl. § 9 Anm. 3 dieser Arbeit 

3) Vergl. V. Liszt, Strafrecht a. a. 0. S. 227, Anm. 6. 
4 Livre jaune S. 112 ff. 
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spräche entnommen und deckt sich mit tmsem strafrecht- 
lichen „Entführen".^) Ersteres definiert Appleton :^) 

„Entrainer s*est emmener avec soi, accompagner, sans 
que le mot „entrainer" implique n^cessairement une id^e 
de violence." 

Hierdurch wird bei der beim Mädchenhandel üblichen 
Arbeitsteilung vor allem der Transporteur getroffen, der die 
bereits angeworbenen Mädchen ihrem Bestimmungsorte zu- 
führt. Auch bei dem zur Verdeutschung meist angewandten 
„Verschleppen" muss man den mit dem Schleppen ver- 
bundenen Begriff der Gewalt mehr als den psychischen 
Zwang auffassen, tmter dem das Opfer steht. 

Durch die gewählte Einteiltmg der unter Strafe zu 
stellenden Ausführungshandlungen der Mädchenhändler ist 
dem fortgesetzten Charakter des Deliktes in vorzüglicher 
Weise Rechntmg getragen. Damit bei der räiunlichen tmd 
zeitlichen Erstreckung des Gesamtverbrechens die strafende 
Gerechtigkeit den Täter überall dort, wo er das mit dem 
Anwerben begonnene Delikt fortsetzt und einen einzelnen 
verbrecherischen Akt begeht, treffen kann, wird es in seine 
Entwickelimgsphasen zerlegt, die sich als Anwerben und 
Verschleppen charakterisieren, und jede besonders für 
strafbar erklärt. 

Die Entführung ist als eine eigenartige Form des 
Mädchenhandels anzusehen, bei der wesentliches Merkmal 
der Bruch des Schutz- oder Herrschaftsverhältnisses ist, 
unter dem die Entführte bisher stand. '^ 

Dadurch, dass das Verschleppen für sich unter Strafe 
gestellt ist, wird es ermöglicht, den Händler überall da, 
wohin er sein Opfer führt, schon um dieses Faktums willen 
zu bestrafen, ohne dem vorhergehenden Anwerben Rechnung 
tragen zu müssen. 

Wie nun der Händler wegen des Handels mit einem 
Mädchen in einem Lande bestraft wird, weil er es dort 
angeworben hat, so tritt in dem zweiten und dritten die 



S) und «) Vcrgl. Applcton a. a. O. S. 167. 
^ V. Liszt, Strafrecht a. a. O. S. 369. 
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Bestrafung deswegen ein, weil er es dorthin verschleppt 
hatf um es der Unzucht zu überliefern. 

Es handelt sich hier also um einen Komplex ver- 
schiedener Willensbetätigungen, die zusammengehörend ein 
Ganzes ausmachen, von denen aber schon die einzelne 
genügt, um als vollendetes Delikt bestraft zu werden.^ 
Dem Umstände, dass es sich tmi ein einheitliches Delikt 
handelt, ist natürlich bei der Bestrafung Rechntmg zu tragen. 

Man hat auf der Pariser Konferenz zu dieser Definition 
der als Mädchenhandel in jedem Lande zu bestrafenden 
Betätigungen hinzusetzen zu müssen geglaubt: 

„alors meme que les divers actes qui sont les 6l6ments 

constitutifs de Tinfraction auraient 6t6 accomplis 

dans des pays diff^rents." 

Dieser Zusatz kann m. E. praktisch nur den Zweck 
haben, dem Delikt den Stempel der Intemationalität zu 
geben, da, wie sich aus den obigen Ausführungen ergibt, 
in jedem Lande, in dem der Händler nur einen kleinen Teil 
des Deliktes begangen hat, schon aus diesem Grunde die 
Strafverfolgung Platz greifen kann.^ 

Der Vorsatz des Mädchenhändlers beim Anwerben 
usw. muss auf die Verwendimg der Frauensperson zur Un- 
zucht zur Befriedigung der Leidenschaft eines Anderen 
gerichtet sein. Auch diese Begriffe sind genügend weit ge- 

^ lieber die Schwierigkeiten bei der Anwendung der Theorie 
der „Unit^ du d^lit** beim internationalen Delikt, im Falle mehrere 
Täter die einzelnen ein Verbrechen ausmachenden Handlungen in ver- 
schiedenen Ländern begangen haben, vergl. Feuilloley, La Lutte etc. 
S. 25L Er empfiehlt den Grundsatz: Autant de criminels, autant 
de crimes. 

^ Von der Gesetzeskommission war eine derartige Bestimmung 
erst in einem besonderen dritten Artikel vorgesehen, während Art. 1 
und 2 sich mit dem Delikte, ohne auf den Schauplatz Rücksicht zu 
nehmen, beschäftigte. Dies erregte jedoch Bedenken bei dem russischen 
Delegierten Malewski-Mall6witsch, der hierin einen Eingriff in die 
Nationalgesetzgebung sah, da die Konferenz nur für das internationale 
Delikt zuständig sei. Man nahm daher den fraglichen Zusatz in Art 1 
und 2 auf, setzte aber durch Zufügen des Wortes „m^me" als selbst- 
verständlich voraus, dass der nationale Handel ebenfalls bestraft werde 
(Livre jaune S. 114/115). 
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fasst. Es ist ganz einerlei, ob die Frauensperson für ein 
konzessioniertes oder geheimes Bordell oder für eine Privat- 
person bestimmt ist. 

Da es meist schwer hält, den Händlern imd ihren 
Agenten, besonders den Stellenvermittlmigsbureaus eine 
derartige Absicht nachzuweisen, wenn ihre Opfer ihnen 
noch rechtzeitig entrissen werden, so scheitern wahrschein- 
lich auch in Zukunft hierafi noch viele Strafverfolgungen. 
Um so freudiger ist es zu begrüssen, dass man die eben- 
falls sehr schwer nachweisbare Gewerbsmässigkeit ganz aus 
dem Spiele gelassen hat. ^^) 

§ 25. 
Das Objekt des Mädchenhandels« 

(Einfluss des Majoritätsalters auf die Strafbarkeit.) 

Als Objekt des Mädchenhandels nannten wir in dem 
vorhergehenden Paragraphen ganz allgemein eine Frau oder 
ein Mädchen. Durch die Konferenz wurde jedoch hinsicht- 
lich des Alters ein Unterschied gemacht : Wenn die Frauens- 
person noch minderjährig ist, muss das Gesetz sie schützen, 
selbst wenn sie in den Handel eingewilligt hat (Art. 1). Ist 
sie aber volljährig, so existiert das Verbrechen nur dann, 
wenn Betrug, Gewalt, Drohtmg, Missbrauch der Autorität oder 
irgend ein anderes Zwangsmittel angewandt wxirde (Art. 2). 
Es bestanden auf der Pariser Konferenz hierüber grosse 
Meinungsverschiedenheiten, da viele Vertreter der Ansicht 
waren, dass selbst die Einwilligimg der volljährigen Frauens- 
person den Handel nicht legalisieren könne. Da Einigkeit 
in diesem Punkte schwer zu erzielen war, ^) hat die Konferenz 
von einer festen Entscheidtmg abgesehen. — In dem 
Projekte wxirde zwar der Unterschied eingeführt, aber da- 
durch, dass die gestellten Forderungen für ein Minimum 

^^ Vcrgl. § 9 dieser Arbeit. 

^) Die Gesetzgebungen der einzelnen Staaten sind bereits in zwei 
Gruppen geteilt, deren eine Kuppelei ohne Unterschied zwischen Voll- 
und Minderjährigen bestraft, während die andere diesen Unterschied 
macht 
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erklärt wurden, war es jedem Staate freigestellt, auch den 
Handel mit einwilligenden Volljährigen zu bestrafen. Der 
Charakter der Intemationalität ist dieser Frage daher ge- 
nommen; die Entscheidtmg liegt jetzt bei den einzelnen 
Staaten. Wenn wir trotzdem auf diesen Streit kurz ein- 
gehen, so geschieht dies deswegen, weil er mit der Pariser 
Konferenz nicht aus der Welt geschafft war, sondern in 
Wort und Schrift weiter verfolgt wird.^ 

Der Kernpunkt der Streitfrage ist aber der: 

Was ist hier das zu schützende Objekt, die einzelne 
in Frage kommende Person und ihr Individualinteresse oder 
das Gesamtinteresse des Volkes, das unter dem Handel 
auch mit Volljährigen zu leiden hat? Wenn ersteres, so 
kann der Unterschied sehr wohl gemacht werden, da eine 
Volljährige des Schutzes nicht so bedürftig ist, wie eine 
Minderjährige. Sehr treffend bemerkt hierüber Renault:^) 

„Les mineures ont besoin d'etre protegees contre 
elles memes parce qu*elles n'ont pas le discemement süf- 
fisant pour se rendre compte de ce ä quoi elles s*exposent : 
les majeures sont presumees libres de disposer d'elles-memes 
et on les protege seulement contre les actes qui tendraient 
ä supprimer cette libert^." 

Er fügt aber hinzu: 

„J'explique la distinction sans avoir Tintention de la 
justifier ä un point de vue absolu et je comprends tres 
bien que Fon punisse Tembauchage dans tous les cas." 

Zu dem entgegengesetzten Resultate kommt man, 

^ Wie bereits erwähnt, wurde auch auf der Petersburger Kon- 
ferenz der Internationalen Krimindistischen Vereinigung die Diskussion 
hierüber abgebrochen. Besonders der Berichterstatter Feuilloley er- 
klärte sich für Ausdehnung des strafrechtlichen Schutzes auf einwilligende 
Volljährige, indem er nachzuweisen suchte, dass es sich hier nicht nur 
um einen Akt gegen die Moral handle, sondern dass er alle juridischen 
Elemente einer deliktischen Uebertretung in sich schliesse. (Vergl. 
Mitteilungen der J. K. V. Bd. X S. 371. Im Gegensatz zu seiner Ar- 
gumention vergl. Appleton a. a. 0. S. 174. 

^) Renault a. a. 0. S. 16. Den gleichen Standpunkt vertritt auch 
Appleton, der dieser Frage besondere Aufmerksamkeit widmet. (App- 
leton a. a. O. S. 169 ff.). 
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wenn man, wie besonders v. Ullmann es tut,^) als Schutz- 
objekt nicht bloss das Individualinteresse der einzelnen 
Frauenspersonen ansieht, sondern das Gesamtinteresse des 
Volkes, „an der Beseitigtmg einer sozialen Erscheintmg, die 
unserem sittlichen Bewusstsein wie auch imseren An* 
schauimgen über Menschenwürde Hohn spricht und etwa 
vorhandene Keime sittlicher Verderbnisse ins Ungemessene 
zu steigern geeignet ist." Dass unter solchen Voraussetztmgen 
die Einwilligung der Volljährigen rechtlich irrelevant ist, 
ist klar. Die Erledigtmg dieses Streitpunktes hängt also 
schliesslich von der grundsätzlichen Stellimg ab, die die 
einzelnen Gesetzgeber zu dieser Frage nehmen. 

§ 26. 
Ausbeutung der Notlage einer volljährigen Frauensperson. 

Bezüglich des Anwerbens einwilligender Volljähriger 
ist an dieser Stelle auf eine sehr zutreffende Anregtmg des 
Oberrabiners Werner aus München auf der internationalen 
Konferenz zu Frankfxurt a. M. hinzuweisen:^) Nicht durch 
Betrug, Gewalt usw. würden die meisten Opfer zu Falle 
gebracht, sondern durch Ausbeutung ihrer materiellen Not. 
Diesem Umstände sei aber in den vereinbarten gesetzlichen 
Bestimmtmgen des Art. 2 nicht Rechnimg getragen. 

Wie aus dem ersten Hauptteil dieser Arbeit hervor- 
geht, muss als tatsächlich anerkannnt werden, dass die 
Not tmd das Fehlen aller Existenzmittel den Mädchen- 
händlem in hohem Masse zu Gute kommt und der Betrieb 
des Handels besonders in den osteuropäischen Ländern ge- 
radezu auf Ausbeutung der Notlage zugeschnitten ist. 
Handelt es sich hierbei mm um eine Volljährige, so erscheint 
es fraglich, ob dem Richter im Art. 2 eine Handhabe zum 
Eingreifen gegeben ist, da die Notlage des Opfers hier 
nicht berücksichtigt wurde tmd deren Ausnutzung höchstens 
als ein Anwerben „par tm autre moyen de contrainte** an- 
gesehen werden könnte. 



*) Vcrgl. V. Ulimann, Zur Frage etc. S. 38 ff. 
^) Vcrgl. den Konferenz-Bericht S. 127. 



— 60 — 

Letzteres ist nun m. E. zu verneinen. Anwerben 
durch ein Mittel des Zwanges bedeutet Herbeiführen des 
beabsichtigten Erfolges durch ein Mittel, durch welches 
das in Frage stehende Objekt in eine Zwangslage versetzt 
wird; der Zwang muss also mit dem Mittel irgendwie in 
Verbindung stehen und daher von dem Händler ausgehen. 
Den Druck aber, durch den das Mädchen gezwungen wird, 
auf die Vorschläge des Händlers einzugehen, übt nun die 
bereits vorhandene Notlage aus; nicht rührt er von dem 
Händler her, der ihn nur seinen Zwecken dienlich macht. 
Wird dem Mädchen ein Ausweg aus seinem Elend ge- 
zeigt, so unterliegt es allerdings tatsächlich einem psy- 
chischen Zwange, ihn zu gehen. Nicht aber kann be- 
hauptet werden, dass es von dem Händler durch ein Mittel 
des Zwanges auf diesen Weg gebracht sei. 

Nur dann ist der Zwang als ein Mittel des Händlers 
anzusehen, wenn er selbst die Notlage verursacht hat. Die 
Auffassimg Appletons kann daher nur in dieser Ein- 
schränkung gebilligt werden, wenn er behauptet:^ 

„n me semble qu'tme contrainte indirecte r^sultant de 
Tabus de la misere d*une femme souvent prepar^e par 
Tastuce du traitant tomberait parfaitement sous le coup de 
la disposition concemant, „tous les autres moyens de con- 
trainte"." 

Der Zwang rührt nicht aus dem Missbrauch des Elends, 
sondern aus dem Elend selbst her. 

Es ist an diesem Punkte also eine recht fühlbare 
Lücke vorhanden, durch die einem blühenden Mädchen- 
handel schlimmer Art Tür und Tor geöffnet ist, und es 
wäre wünschenswert, dass bei den einzelnen Gesetzes- 
änderungen, falls nicht überhaupt jeder Handel mit Voll- 
jährigen imter Strafe gestellt wird, der Ausbeutung der Not- 



^ Appleton a. a. 0. S. 194. Es wäre natürlich sehr wünschens- 
wert, wenn in Frankreich, dessen neues Gesetz in diesem Punkte dem Ab- 
kommen entspricht, die Auffassung Appletons allgemein anerkannt würde. 

Appleton sträubt sich gegen die Einführung der Ausbeutung der 
Notlage, weil dies ungefähr gleichbedeutend wäre mit unterschiedloser 
Bestrafung des Handels mit allen Frauen. Beim Eintritt in ein öffent- 
liches Haus sei fast jede Frau in Not. 
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läge Rechnung getragen würde, wie z. B. das Norwegische 
Strafgesetzbuch hierin einen aligemeinen Strafschärfungs- 
grund erblickt (Gesetz vom 22. Mai 1902 § 204). 

§ 27. 
Wann gilt eine Frauensperson als volljährig? 

Wenn nun im „projet de Convention" eine Unter- 
scheidung zwischen Voll- und Minderjährigen gemacht wird, 
so vermisst man doch bestinmite Angaben darüber, wann 
die Volljährigkeit eintreten soll, xmd ob unter Zugrunde- 
legung strafrechtlicher oder zivilrechtlicher Grundsätze. In 
dem „protokole de clöture" wird allerdings empfohlen, dass 
das Majoritätsalter dem des bürgerlichen Rechtes ent- 
sprechen möge (Lit. B). Dies ist an und für sich sehr 
einleuchtend: Solange eine Frau noch nicht für reif ge- 
halten wird, rechtsgültig über ihr Vermögen Verträge ab- 
schliessen zu können, muss sie auch als schutzbedürftig 
hinsichtlich der Verfügung über ihre Person angesehen 
werden. ^) 

Wenn ntm auch alle beteiligten Regienmgen diese 
Auslegungsregel befolgen, so sind trotzdem noch nicht alle 
Schwierigkeiten bei Seite gerätmit, da das zivilrechtliche 
Majoritätsalter in den verschiedenen Ländern verschieden 
ist. Während es in den meisten europäischen Staaten mit 
21 Jahren erreicht wird, geschieht dies in der Schweiz 
z. B. ein Jahr früher. Es fragt sich daher, welches Gesetz 
zur Bestinmiung des Majoritätsalters des Opfers massgebend 
sein soll, im Falle es sich für das urteilende Land um eine 
Ausländerin handelt, sein Nationalgesetz, oder das seines 
Wohnsitzes oder des über den Fall aburteilenden Landes. 

Die Pariser Entwürfe schweigen zu dieser Frage, deren 
Beantwortung zu schwierig erschien; der Berichterstatter 
der Redaktionskommission äussert sich hierzu:^ 

„. . . . en pr6sence de la divergence des l6gislations 
civiles sur Tage de la majorit^, on pourra se demander 

1) VcrgL Livrc jaune S. 182. 
^ Livre jaune S. 182. 
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s*il faut s*attacher ä la loi nationale de la victime, k la 
loi de son domicile ou ä la loi du lieu oü Tinfraction est 
poursuivie« II ne nous appartient pas de trancher 
ces difficultes." 

Die Auffassung Renaults selbst geht aus folgendem 
hervor : ^ 

„Pour un fait commis en France, les 6l6ments de 
Tinfraction doivent etre recherches suivant la loi fran9aise 
exclusivement ; nous protegeons contre des faits delictueux 
toutes Celles que nous consid^rons comme mineures sans 
tenir compte de leur nationalite: tel est du moins le 
principe que je regarde comme seul admissible en Tabsence 
de texte." 

Es ist vielleicht naheliegend, nur die eigenen Gesetze 
bei der Rechtsprechung zu berücksichtigen, ob es aber 
sinngemäss ist, erscheint zweifelhaft. 

Für die Pariser Konferenz war, wie erwähnt, zur 
Annahme des zivilrechtlichen Majoritätsalters die Rücksicht 
auf das Schutzbedürfnis der Frauensperson massgebend. 
Wenn man mm der intellektuellen Entwickelimg imd 
moralischen Festigimg der Frauensperson in dieser Weise 
Rechntmg tragen will, so muss man auch berücksichtigen, 
wie verschieden die Entwickelimg der Frau in dieser Hin- 
sicht nach Rasse, Klima u. s. w. ist, und dass dies doch 
bei der Fixierung des Majoritätsalters massgebend gewesen 
ist. Es ist daher nur konsequent, die Grossjährigkeit der 
Frau stets nach ihrem Nationalgesetz zu bestinmien, das 
doch einmal für sie zugeschnitten ist."^) 

§ 28. 

Die anzudrohenden Strafen. 

Es bleibt jetzt noch übrig, über sachgemässe Be- 
strafung des Deliktes einiges zu sagen. Hier den einzeben 

3) Renault a. a. 0. S. 17. 

*) Vergl. auch Appleton a. a. 0. S. 183 ff., der dieser Frage m. 
£. viel zu grossen Wert beilegt und sich iii theoretische Erörterungen 
einlässt, die wenig praktischen Wert haben. 
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Staaten bestimmte Vorschriften machen zu wollen, war 
nicht möglich, da dies ein zu grosser Eingriff in die nationale 
Gesetzgebung sein würde. Man musste sich damit be- 
gnügen, in der streng verpflichtenden Konvention den ein- 
zelnen kontrahierenden Regierungen aufzugeben, den 
Mädchenhandel „der Schwere gemäss" zu bestrafen (Art. 3) ; 
dann aber tat man in einem Anhange, dem Schlussproto- 
kolle, seine Wünsche hierüber kund, nämlich: Freiheits- 
strafe in allen Fällen, unbeschadet anderer Haupt- und 
Nebenstrafen, Berücksichtigung erschwerender Umstände der 
im Art. 2 angegebenen Art ohne Ansehen des Alters der 
Frauensperson sowie der Tatsache, dass die Opfer bereits 
der Prostitution zugeführt wurden (Lit. C). 

Es ist klar, dass ein wirklicher Erfolg nur dann er- 
wartet werden kann, wenn mit strengsten Strafen, die den 
Täter ganz empfindlich treffen, vorgegangen wird. Dass 
infolgedessen in allen Fällen Freiheitsstrafen, in schwereren 
solche schärfster Art wie Zuchthaus, schwerer Kerker ein- 
treten müssen, ist ebenso klar. 

Von den andern zu verhängenden Hauptstrafen kommt 
in erster Linie, wenn nicht allein, die Geldstrafe in Betracht. 
Es wäre m. E. kein Fehler gewesen, neben Verhängimg 
der Freiheitsstrafe in allen, Verhängimg einer schweren 
Geldstrafe in geeigneten Fällen als wünschenswert zu be- 
zeichnen. Sie müsste natürlich derartig sein, dass sie für 
den meist sehr reichen Händler einen Vermögensvcrlust 
bedeutete, etwa wie sie in dem deutschen Sklavenraub- 
Gesetz vom 28. Juli 1895 vorgesehen sind, bis zu hundert- 
tausend Mark. Freiheitsstrafen, selbst solche schwerer 
Art, werden, wenn sie nicht von vieljährigcr Dauer sind, 
ein Subjekt von den Qualitäten des Mädchenhändlers erst 
dann mit voller Wucht treffen, wenn der Verlust des durch 
den schnöden Handel erschacherten Vermögens mit ihnen 
verbunden ist. 

Anderer Ansicht ist hier Hilty, der meint, Geldstrafen 
wären ungeeignet, da die Händler Geld in Ueberfluss be- 
sässen und es von ihren ersten Kunden, die ja nicht den 



— 64 — 

geringen Ständen angehörten, stets reichlich ersetzt be- 
kämen* Er hält Zuchthausstrafe für angebracht.^) 

Dieser gegen die reichen Klassen gerichtete Vorwurf 
enthält zwar eine traurige Wahrheit, jedoch ist m. E. mit 
der Entlassung aus der Freiheitsstrafe dem Sträfling nicht 
gleich volle Freiheit zu geben, sodass er sein Geschäft 
gleich wieder aufnehmen kann, sondern jetzt erst müssen 
die in dem Entwurf erwähnten Nebenstrafen, insbesondere 
Polizeiaufsicht, einsetzen, um ihm die Fortsetzung seines 
Gewerbes unmöglich zu machen. Die Präventive tritt hier 
wieder in den Vordergnmd. Die Persönlichkeit des Mädchen- 
händlers ist jetzt einmal bekannt, tmd es wird nicht schwer 
fallen, ihn an der Ausübtmg seines alten Gewerbes zu ver- 
hindern, besonders nach Einfühnmg der strengen Ueber- 
wachung dtu-ch das internationale Abkommen.^ 

Was das präventiv so wirksame Mittel der Polizei- 
aufsicht anbetrifft, so ist sehr bedauerlich, dass die ausser- 
deutsche Gesetzgebung sich ihm gegenüber zum Teil so 
ablehnend verhält,^) tmd infolgedessen eine einheitliche 
Regelung hier ausgeschlossen erscheint. 

Als in Bezug auf Haupt- und Nebenstrafen vorbildlich 
für alle Gesetzgebungen ist der von Dr. Hatzig für das 
Deutsche Reich gemachte Gesetzesvorschlag anzusehen:^) 

„Wer gewerbsmässig eine Frauensperson zu Zwecken 
gewerbsmässiger Unzucht anwirbt, wird mit Zuchthaus 
bestraft. Neben Zuchthaus ist der Verlust der bürger- 
Uchen Ehrenrechte auszusprechen. Zugleich kann auf 
Geldstrafe bis zu hunderttausend Mark sowie auf 
Zulässigkeit der Polizeiaufsicht erkannt werden!" 

Sehr naheliegend ist der Gedanke, den Händler zu 
Gtmsten des Opfers an seinem Vermögen zu strafen, um 
diesem materielle Genugtuung zu verschaffen, d. h. dem 
Schuldigen anstatt oder neben einer Geldstrafe eine Busse 

J) Vergl. HÜty a. a. 0. S. 4. 

2) Vergl. § 34 dieser Arbeit. 

3) Vergl. V. Liszt, Strafrecht a. a. O. S. 267, Anm. 1. 
*) Hatzig a. a. O. S. 537. 
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aufzuerlegen, wie dies in dem Schweizer Strafgesetzentwtu*! 
Art, 131 § 3 vorgesehen ist.^) Zu befürchten steht aber, 
dass die Strafgesetze dann leicht seitens verworfener 
Frauenspersonen in spekulativer Absicht missbraucht würden, 
indem sie nämlich auf Anträge der Händler scheinbar 
eingingen, um sie nachher zu denuncieren und die vom 
Gesetz in Aussicht gestellte Entschädigung in Anspruch zu 
nehmen«^ Es würde dies zwar für den Händler grosse 
Gefahr, entdeckt zu werden, mit sich bringen tmd vielleicht 
ein vorzügliches Mittel sein, ihm auf die Sptu* zu kommen, 
aber trotzdem dürften hier Bedenken moralischer Natur 
gegen die Züchttmg eines derartigen Spitzeltums vorliegen. '0 
Auf jeden Fall muss diese Frage nationalem Ermessen 
überlassen bleiben. Unter die erschwerenden Umstände, 
die bei der Bestrafung berücksichtigt werden sollen, ist 
nach dem Schlussprotokoll neben den in Art. 2 aufgezählten 
Mitteln als Betrug, Gewalt, Drohung, Missbrauch der 
Autorität und anderen Zwangsmitteln der Umstand einzu- 
rechnen, dass das Opfer tatsächlich der Unzucht zugeführt 
wurde. 

Ein Antrag des deutschen National-Komitees auf der 
internationalen Frankfurter Konferenz^ zielte dahin, den 
Begriff der Rückfälligkeit bei allen Delikten, die in das 
Gebiet des Mädchenhandels fallen, in allen Gesetzgebtmgen 
einheitlich derart zu konstruieren, dass auch im Ausland 
ergangene Urteile anztu-echnen wären. Wenngleich auch 
prinzipiell eine im Ausland erfolgte Bestrafung die strengere 
Rückfallstrafe begründen muss,^ so gelangte man auf der 



*) Vcrgl. Mexin a. a. 0. S. 51-52. 

8) Vergl. Hatzig a. a. O. S. 537. 

^ Für die Entschädigung der Opfer Sorge zu tragen, ist Sache 
zivilrechtlicher Regelung, vergl. z. B. B. G. B. § 823 Abs. 2, 825, 847 
Abs. 2. 

8) Vergl Konferenzbericht S. 120. 

^) Vergl. V. Bar, a. a. O. S. 232. Einen prinzipiell entgegen- 
gesetzten Standpunkt vertritt Feuilloley : Les condamnations prononc^es 
dans un pays ne pourront pas servir de base ä la r^cidive pour des 
faits nouveaux commis dans un autre pays . . . Feuilloley, Communi- 
cation etc. S. 376. 
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Pariser Konferenz, auf der diese Frage schon erörtert 
wurde, zu der Ueberzeugung, dass die Verschiedenheit der 
Gesetzgebungen in diesem Punkte der Annahme einer all- 
gemeinen Regel hinderUch sei.^^) Wenn demnach der 
Rückfall als solcher nicht besonders bestraft wird, so wird 
die Wiederholung gleichwohl bei der Strafzumessung mit- 
bestimmend auf den Richter wirken. Wünschenswert bleibt 
es trotzdem, dass der deutsche Vorschlag auch ohne inter- 
nationale Vereinbarung berücksichtigt werde. 

§ 29. 

Zurückhaltung ehier Frauensperson hi ehiem öffentlichen 
Hause als besonderes Delikt. 

In dem Programm für die Pariser Konferenz war inter- 
nationale Verständigung neben dem Delikt des eigentlichen 
Mädchenhandels auch für dasjenige vorgesehen, welches in 
Aufnahme und Zurückhaltung minderjähriger Frauen und 
Mädchen in einem öffentlichen Hause, sowie in Aufnahme 
imd Zurückhaltung Volljähriger dtu-ch Gewalt, Drohung 
u. s. w. besteht. Wenn wir hierüber in dem Entwurf zum 
Uebereinkommen keine Vorschriften finden, so hat dies 
seinen Gnmd darin, dass es sich um ein Delikt ausschliess- 
lich nationaler Nattu* handelt, dessen Begehung sich im 
Gegensatz zum eigentlichen Mädchenhandel nicht über die 
Grenze eines Staates hinauszieht. Seine Bestrafung ist 
eine innere Angelegenheit und kann daher nur dtu-ch das 
Strafrecht des betreffenden Staates geregelt werden.^) 
Internationale Vereinbanmgen erschienen daher nicht an- 
gebracht tmd sind auch in der Tat überflüssig, da kein 
Staat in diesem Ptmkte auf fremde Hilfe angewiesen ist, 
sondern seine und seiner Untertanen Integrität selbst zu 
schützen vermag. 

Trotzdem aber enthält das Schlussprotokoll unter 
Lit. D. in einem Vorbehalt hierüber eine ausdrückliche, 



^^ Vergl. den Bericht B^rengers auf der internationalen Frank- 
furter Konferenz, Konferenz-Bericht S. 120. 
^) Livre jaune S. 183. 
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obschon indirekte Aufforderung, die unzureichenden Gesetze 
auch in dieser Hinsicht zu vervollständigen. Es ist eine 
Fordenmg der Logik, dass der Staat, der an der Unter- 
drückung des Mädchenhandels mitarbeiten und verhindern 
will, dass man eine Frau oder ein Mädchen gegen ihre 
freie Entschliessung in ein öffentliches Haus schleppt, dtu-ch 
seine innere Gesetzgebung auch den für strafbar erklärt, 
der sie unter gleichen Voraussetzungen dort einziehen lässt 
oder gar zurückhält. 

Die Strafverfolgung. 

§ 30. 
Zuständigkeit. 

a) Allgemeines. 

Bisher haben wir uns ntu* mit der Frage beschäftigt, 
was soll von den zivilisierten Staaten als Mädchenhandel 
bestraft werden. Mit einheitUcher Regelung dieser materiell- 
rechtUchen Seite des Deliktes ist es aber keineswegs getan, 
es muss vor allem auch Klarheit über formellrechtUche 
Fragen zwischen den BeteiUgten herrschen. 

Wir wollen daher jetzt dazu übergehen, uns mit der 
eigentlichen Strafverfolgung zu befassen, soweit hier Probleme 
intemationalrechtlicher Nattu* bestehen. Es sind dies Fragen, 
die tmter dem Begriff des internationalen Strafrechtes zu- 
sammengefasst zu werden pflegen, nämlich Gnmdsätze über 
die Zuständigkeit der Strafgewalt der einzelnen Staaten 
und über die Rechtshilfe, die sie einander bei Strafver- 
folgtmgen leisten. Wenn etwas gnmdsätzUch Neues dtu-ch 
das neue internationale Delikt des. Mädchenhandels auch 
nicht hineingetragen wird, so gibt sein eigenartiger Charakter 
doch Anlass zu manchen interessanten Erörtenmgen. 

Wie wir gesehen haben, wird es sehr oft der Fall 
sein, dass der gesamte Tatbestand eines einheitlichen Ver- 
brechens sich über die Jurisdiktionsgebiete mehrerer Staaten 
erstreckt, während in jedem einzelnen genügend deliktische 
Handlungen geschehen sind, um eine primäre Strafverfolgung 

5» 
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gerade wegen der hier geschehenen Betätigtmg des Händlers 
erfolgen zu lassen. Weit häufiger als bei anderen Delikten, 
bei denen dies meist Folge der Verbindung der territorialen 
mit der persönlichen Kompetenz ist, wird beim Mädchen- 
handel ein Kompetenzkonflikt infolge mehrfacher Ver- 
folgung aus den angeführten besonderen Gründen entstehen. 
Die Frage nach der Zuständigkeit ist daher hier von be- 
sonderer Wichtigkeit. 

Von den französischen Delegierten war auch eine 
Reihe von Kompetenzregeln vorgeschlagen.^) Sie wurden 
jedoch von der Konferenz nach langer Diskussion abgelehnt 
und zwar, wie wir sehen werden, mit vollem Rechte. 
Denn einmal genügen die Rechtsregeln, nach denen bei 
den verschiedenen Staaten die Verfolgung stattfindet, in 
den meisten Fällen, um eine Bestraftmg sicher zu stellen; 
dann aber sind die in Frage kommenden Kompetenzkon- 
flikte gar nichts Neues tmd man wird, wie man sich bisher 
hat verständigen können, auch in den Fällen des Mädchen- 
handels den Ausgleich finden. Hätte man aber in das 
Projekt Kompetenzregeln aufgenommen, die eine Abändenmg 
der Zuständigkeitsgesetze in den einzelnen Ländern zur 
Bedingtmg gemacht hätten, so würde seine Verwirklichung, 
die jetzt schon fraglich erscheint, noch eher scheitern. 

b) Die Zuständigkeit zur Strafverfolgung. 

Nach den allgemeinen Rechtsanschautmgen muss Straf- 
verfolgung nun in folgender Weise eintreten: 

Einmal gelten die Strafgesetze für alle innerhalb des 
heimischen Staates begangenen Verbrechen sowohl der 
Inländer als auch der Ausländer (Territorialitätsprinzip). 
Ist der Täter ins Ausland geflüchtet, so wird er nach den 
unter den beteiligten Staaten auf Gnmd des Pariser Kon- 
ventions-Entwtu'fes zu treffenden Vereinbanmgen ausge- 
liefert.^ Sollte er Angehöriger des Zufluchtsstaates sein, 
so wird er entweder nach dem Personalitätsprinzipe dort 
bestraft, oder es besteht in den Staaten, die streng das 

^) Livrc jaune S. 34 ff. 

^ Vergl. § 32 dieser Arbeit. 
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Temtorialitätsprinzip dtirchführen (England und die Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika) im Prinzip die Aus- 
liefenmg Nationaler, sodass eine Verständigung hier wohl 
leicht herbeigeführt werden kann, selbst dann, wenn wegen 
Mangel der Gegenseitigkeit in die allgemeinen Auslieferungs- 
verträge eine gegenteilige Klausel aufgenommen sein sollte. ^) 
Die einzigen Möglichkeiten, dass das Verbrechen überhaupt 
unverfolgt bleibt, sind die folgenden: 1. Der Mädchen- 
händler entflieht in ein Land, das den Mädchenhandel nicht 
bestraft und infolgedessen auch nicht ausliefert. 2. Ein 
Ausländer, in dessen Heimatstaat der Mädchenhandel nicht 
als Delikt angesehen wird, hat in Ländern, die den gleichen 
Standptmkt einnehmen, das Verbrechen begangen. Von 
den Vertragsstaaten kann er nicht zur Verantworttmg ge- 
zogen werden, da ztu* Begründung der Kompetenz eines 
Landes auf jeden Fall erforderlich ist, dass es zum mindesten 
von einem Teile der Handltmgen, die den Tatbestand aus- 
machen, berührt wird. 

Hier sei auf eine Bestimmung der Art. 7 u. 8 im 
Schweizerischen Strafgesetzentwtu-f hingewiesen, die auch 
für den letztangeführten Fall eine Bestraftmg ermöglicht. 
Der Mädchenhandel ist dort nämlich unter die Verbrechen 
aufgenommen, für die auch dann Schweizerisches Recht 
gilt, wenn sie von Ausländem im Ausland begangen worden 
sind, selbst wenn sie am Orte der Begehtmg nicht strafbar ^) ^) 
sind. Renault^ und sich ihm anschliessend Appleton '0 finden 
diese Bestimmungen „tout ä fait exhorbitantes" und wissen 
nicht, welchem Kompetenzprinzip sie anzufügen seien. M. E. 
ist diese Massregel aus dem Prinzip der Weltrechtspflege 
(Universal-Theorie) hergeleitet oder vielmehr eine strenge 
Durdifühnmg desselben, nach welchem jeder Staat be- 
rechtigt sein soll, alle irgendwo von irgendwem gegen 
irgendwen begangenen strafbaren Handlungen zu bestrafen. 



3) Vcrgl. Renault a. a. O. S. 29-30. 

*) Vergl Mexin a. a. 0. S. 57. 

^) Aehnlich auch das neue Norwegische Strafgesetzbuch § 12. 

«) Renault a. a. 0. S. 30. 

^ Appleton a. a. O. S. 213. 
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Diese Theorie wird aber, wenn auch nidit völlig überein- 
stimmendi von ihren Anhängern dadtirch beschränkt, dass 
die am Orte der Tat geltende Straflosigkeit den Angehörigen 
dieses Staates zugute kommen soll.^ 

Von dieser Beschränkung ist beim Mädchenhandel 
nun auf jeden Fall Gebrauch zu machen. Denn es ist tat- 
sächlich tmgeheuerlich, jemand wegen einer Tat bestrafen 
zu wollen, die in seiner Heimat und am Tatorte gar nicht 
als Delikt betrachtet wird, weil sie nach der Rechts- 
anschauung eines anderen Staates ein Verbrechen ist. 

Einzige Möglichkeit, in diesen beiden Fällen in gerecht- 
fertigter Weise Abhilfe zu schaffen, ist die, die Länder, die 
den Mädchenhandel noch nicht in angemessener Weise unter 
Strafe stellen, zum Beitritt ziu- Konvention und zur Gesetzes- 
reform zu bewegen. 

c) Positiver Kompetenzkonflikt. 

Weit häufiger als die negativen werden positive 
Kompetenzkonflikte sein. In den vorgeschlagenen Kom- 
petenzregeln war daher bestimmt, welches Gericht die 
Verfolgung fallen lassen sollte (d^saisir) ; nicht nur doppelte 
Verurteilung, sondern auch doppelte Verfolgung sollte ver- 
mieden werden. Wegen der Schwierigkeit der Durch- 
führung hat man auch dieses Projekt fallen lassen.^) 

In der Praxis wird hier ohne weiteres eine Selbst- 
regelung eintreten, indem vor dem forum deprehensionis 
die übrigen Gerichte von selbst zurücktreten werden. 
Eine doppelte Verfolgung wäre schliesslich auch kein Un- 
glück, nur doppelte Bestraftmg ist zu vermeiden. Es wurde 
der Konferenz vorgeschlagen, ihre diesbezüglichen Wünsche 
für interne Gesetzesänderung in einem „voeu" auszusprechen. 
Als ihre Kompetenz überschreitend, wtu-de auch dies ab- 
gelehnt; diese Frage habe keine Beziehung zum Mädchen- 
handel. ^^) Obwohl m. E. derartige Beziehungen nicht 

*1 Vergl V. Bar a. a. O. S. 215 ff. 

^ Vergl. den Bericht von Malepayre, Livre jaune S. 159 f. 
^^ Livre jaune S. 187; vergl. Renault a. a. 0. S. 31-32, der mit 
dieser Ablehnung nicht einverstanden ist 
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fehlen, erscheint es mir doch überflüssig, hier besondere 
Anregungen geben zu wollen, da derartige Möglichkeiten 
auch bisher schon bestanden haben. Wenn ein Staat finden 
sollte, dass seine Gesetze und Verträge in dieser Beziehung 
unzulänglich sind, so wird er von selbst für Abhilfe Sorge 
tragen, da er an doppelter Bestrafung gar kein Interesse 
hat, sie im Gegenteil jedem Gerechtigkeitsgefühle wider- 
spricht.^^) Wie dies im einzelnen zu geschehen hat, ist 
Sache nationaler Gesetzgebung. 

Ganz anders liegt der Fall, wenn das Verbrechen in 
zwei Staaten zur Aburteilung kommt tmd in einem Frei- 
sprechung erfolgt ist. ^^ An dies Urteil ist der andere 
Staat nicht gebunden. Seine Strafverfolgung ist von dem 
Strafgesetz des anderen Landes vollkommen tmabhängig. 
Jeder Staat bestraft, weil auf seinem Territorium ein Teil 
des einheitlichen Verbrechens begangen ist, der an und 
für sich Strafverfolgung nach seinen Gesetzen rechtfertigt. 
Welche Beurteilung dieser Fall von dem anderen Staat 
nach den dort .angestellten Erhebungen tmd nach den 
dortigen Gesetzen erfährt, ist ihm gleichgiltig. Nur auf 
Zufall ist es ztu-ückzuführen, dass der andere ihm mit seiner 
Entscheidung zuvorgekommen ist. Freilich, ob er die 
Strafe wird vollziehen können, hängt davon ab, ob er den 
Täter in seiner Gewalt hat, oder ob er erst Ausliefenmg 
verlangen muss, deren Gewähnmg nach den allgemeinen 
Auslieferungsverträgen sehr zweifelhaft ist. ^^ 

§ 31. 

Rechtshilfe. 

Eine weitere Folge der Intemationalität des Mädchen- 
handels und der Ausdehnung des ziu- Aburteilung stehenden 

") Vergl. V. Bar a. a. O. S. 221 u. 227. 

^^ lieber die allgemeine internationale Wirksamkeit derartiger 
sogenannter Straf tilgungsgründe vergl. v. Bar a. a. 0. § 59. 

^^ Lammasch bezeichnet die Auslieferungsverträge in diesem 
Punkte als ziemlich mangelhaft. Nach seiner Ansicht ist die von einem 
anderen kompetenten Gerichte bereits rechtsgültig erfolgte Freisprechung 
ein Grund, das sonst begründete Auslieferungsgesuch abzulehnen. 
Vergl. Lammasch a. a, 0. S, 469 ff. 
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Tatbestandes aber den Jurisdiktionsbereich verschiedener 
Staaten ist es, dass sehr oft ein fremder Staat, insbeson- 
dere dessen Gerichte, um Beihilfe zur Verwirklichimg des 
Rechtes, d. h. um Rechtshilfe ersucht werden muss. Ntm 
schreibt allgemein die grosse Mehrzahl der Verträge für 
Uebermittelung derartiger Rechtshilfegesuche den diploma- 
tischen Weg vor. ^) Dieses umständliche zeitraubende Ver- 
fahren ist aber für die Jurisdiktion in Sachen des Mädchen- 
handels ein grosses Hemmnis, da dort oft ganz besonders 
schleunige Erledigung erforderUch ist. Die Konferenz hat 
daher für richterliche Massnahmen, die sich auf die von 
der Konvention ins Auge gefassten Strafhandlungen be- 
ziehen, den direkten Verkehr von Gericht zu Gericht vor- 
gesehen (Art. 6). Sie glaubte, diese Abweichung unbesorgt 
vornehmen zu können, da die Gründe, die die Einhaltung 
de^ diplomatischen Weges in anderen Fällen erforderlich 
machen, in Fortfall kämen. Diese ergeben sich aus dem 
Rechte, das jeder Staat sich vorbehält, zu prüfen, ob nicht 
der Akt, dessen Ausführung von ihm verlangt wird: 
erstens seinen Landesgesetzen widerspricht oder zwei- 
tens den Konventionen, die die juridischen Beziehungen 
zu dem ersuchenden Lande regeln, und ob er nicht 
drittens einen Eingriff in seine Souveränität bildet tmd 
viertens politische Bedeutung und Zwecke hat. 

Die hierauf zurückzuführenden Bedenken gegen den 
direkten Weg aber müssen schwinden, da bei richterUchen 
Massnahmen eine Nachprüfung hinsichtlich der drei ersten 
Ptmkte sich doch erübrigt, wenn es sich um Anwendung 
eines Gesetzes handelt, das Gegenstand internationaler 
Vereinbarung gewesen ist, imd da schliesslich ein Delikt 
wi^ der Mädchenhandel politische Momente nicht ent- 
halten kann.^ 

Ueberdies soll nach Abs. 2 jedesmal gleichzeitig der 
Oberbehörde des ersuchten Staates eine Abschrift des 
Gesuches übersandt werden, sodass erforderUchen Falles 



^) Vergl. Laxnmasch a. a. O. S. 867, Anm. 1. 
^ Vergl. den Bericht der französischen Delegierten, Livre jaune 
S. 36/37. 
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immer noch rechtzeitig eingegrifien werden kann. Sollten 
sich Schwierigkeiten seitens der ersuchten Behörde ergeben, 
so tritt Regelmig auf diplomatischem Wege ein. Schliesslich 
ist den sich an der Konvention beteiligenden Staaten eine 
gegenteilige Uebereinkunft freigestellt worden. 

Neben diesem direkten Wege ist noch ein zweiter 
vorgesehen: Die Gesuche werden dtu-ch Vermitteltmg des 
in dem ersuchten Lande stationierten diplomatischen Agenten 
oder Konsuls des ersuchenden Landes der zuständigen 
Gerichtsbehörde direkt übersandt. Dieser Weg ist einzu- 
schlagen, wenn der direkte Verkehr dtu-ch ein Hindernis 
irgendwie gehemmt ist, oder wenn das ersuchende Gericht 
sich nicht klar darüber ist, an welches ausländische Gericht 
es sich zu wenden hat. 

Die Bestimmung bezüglich Uebersetzung des Ge- 
suches (Art. 6, Abs. 4) ist der Haager Konvention vom 
14. November 1896 (Art. 6) über Regelung von Fragen des 
internationalen Privatrechtes, wo ebenfalls die lieber- 
mitteltmg von Ersuchungsschreiben geregelt wird, entlehnt. ^) 

§ 32. 

Die Auslieferung. 

Unter den Akten der internationalen Rechtshilfe zählt 
die Ausliefenmg zu den wichtigsten ; ^) sie wird beim Mädchen- 
handel häufig gefordert werden müssen. Da die Aus- 
lieferung nur auf Gnmd besonderer Staatsverträge zu ge- 
schehen pflegt und zwar nur wegen ganz bestimmter in 
ihnen vereinbarter Delikte, '^) so werden, wenn der Mädchen- 
handel noch nicht in dem in Art. 1 und 2 enthaltenen Um- 



3) Vergl. Reichsgesetzblatt von 1899 S. 285. 

^) Auslieferung als Akt internationaler Rechtshilfe ist allgemein 
anerkannt auch v. Lammasch, der als Gegner dieser Auffassung gilt 
Er sagt nämlich, dass sie «,nicht bloss" ein Akt der Rechtshilfe sei, und 
behauptet, sie sei gleichzeitig ein Akt der Rechtspflege des ausliefernden 
Staates (Lammasch a. a. O. S. 42). 

^ Vergl. Lammasch a. a. O. S. 75 ff. Die Auslieferung gehört 
nur zu den relativ völkerrechtlichen Verpflichtungen; ähnlich v. Bar 
a. a. O. S. 65, 7. 
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fang zu diesen Delikten gehören sollte, besondere Mass* 
nahmen erforderlich. 

Art. 5 des Abkommens bestimmt daher ausdrücklich, 
dass der Mädchenhandel, soweit er strafbar sein soll, so- 
bald die Konvention in Kraft tritt, denjenigen Verbrechen 
zugezählt werde, die nach den zwischen den kontrahierenden 
Staaten bereits bestehenden Verträgen die Ausliefenmg 
bedingen. 

Auch hier ist eine schwierige Frage glücklich gelöst. 
Es braucht keiner speziellen Zusatzbestimmungen mehr 
zu den bereits bestehenden Verträgen ; diese werden durch 
den fraglichen Artikel des Abkommens ohne weiteres er- 
setzt. Jeder sich an der Konvention beteiligende Staat 
hat ipso facto in dem Augenblicke, wo diese giltig wird, 
seine Auslief enmgsverträge mit den anderen kontrahierenden 
Staaten vervollständigt. Insbesondere ist hierin eine grosse 
Vereinfachung und Zeitersparnis für die Staaten zu er- 
blicken, in denen, wie z. B. im Deutschen Reiche (Reichs- 
verfassung Art. 11 Abs. 3 und Art. 4 Abs. 11) Ungarn, 
Schweiz,^ die Ausliefenmgsverträge der parlamentarischen 
Genehmigung bedürfen. Sie ist in diesem Falle als erteilt 
anzusehen, wenn die Genehmigung zu dem Abkommen 
überhaupt gegeben ist. 

Wenn allerdings der Regienmg eines Staates diu-ch 
ein Ausliefenmgsgesetz Vollmacht gegeben ist, innerhalb 
gewisser Schranken Ausliefenmgsverträge selbständig ab- 
zuschliessen, wie in Grossbritannien, Belgien imd Holland,^) 
und das neue Delikt hiervon nicht umfasst wird, so genügt 
der Abschluss der Konvention, auch wenn sie von den 
Parlamenten genehmigt wurde, noch nicht, um die Aus- 
liefenmg des Mädchenhändlers zu gestatten. Es muss erst 
die Gesetzesändenmg hinzukommen. ^) Mit Rücksicht hier- 
auf ist die Bestimmung bezüglich Gesetzesändenmg in 
diesem Artikel der Konvention aufgenommen worden, da 

^ S. Lammasch a. a. 0. S. 83. 

^) S. Lammasch a. a. 0. S. 81. 

^) Ob* diese vielleicht schon durch Genehmigung des Abkommens 
gegeben ist, ist eine Frage interner Natur. Vergl. hierzu Renault 
a. a. O. S. 25. 
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einige Mitglieder der Konferenz in diesem Punkte Schwierig- 
keiten machten.^ 

Zu betonen ist, dass nicht etwa ein neuer selbständiger 
Vertrag entsteht; die Verpflichtung ziu- Auslief enmg des 
Mädchenhändlers steht und fällt mit dem ursprünglichen Aus- 
lief enmgsvertrage. Ebenso wenig ergibt sich eine recht- 
liche Verpflichttmg zur Ausliefenmg zwischen zwei kon- 
trahierenden Staaten, die bisher noch nicht durch Aus- 
liefenmgsverträge verbunden waren. Hier muss erst ein 
Vertrag geschaffen werden. 

Femer bezieht sich Art. 5 auch nur auf bereits be- 
stehende Verträge. Bei neuabzuschliessenden muss der 
Mädchenhandel besonders berücksichtigt werden. 

Auslegungsfrage, deren Beantwortung den einzelnen 
Staaten überlassen bleibt, ist es, ob Ausliefenmg eines 
Mädchenhändlers stattfinden soll, der bereits vor Abschluss 
der Konvention in das Gebiet des gegenkontrahierenden 
Staates geflohen ist (rückwirkende Kraft der Ausliefenmgs- 
verträge). Es ist hierbei unbedingt zu berücksichtigen, dass 
es sich nicht tun Abschluss eines neuen Auslief erungsvertrages 
handelt, sondern ntu* um eine Erweitenmg eines alten, der, 
wie Lammasch ausführt, aus Billigkeitsrücksichten rück- 
wirkende Kraft in solchen t^ällen nicht zugestanden werden 
darf.^ 

Im übrigen aber steht vom Augenblick des Inkraft- 
tretens der Konvention an der Mädchenhandel in der Aus- 
dehnung, die ihm in Art. 1 und 2 gegeben ist, den übrigen 
Auslieferungsdelikten völlig gleich. Ob z. B. wegen ver- 

^ Livre jaune S. 185. 

^ Er erklärt es für unwürdig, die Leute, die sich in der „wenn 
auch juristisch nicht berechtigten" Hoffntmg, in dem Staate, der wegen 
20 — 30 Gruppen von Deliktsgattungen die Auslieferung verspricht, 
wegen eines nicht aufgezählten Delikts ein Asyl zu finden, dorthin ge- 
geflüchtet haben, diese Leute durch eine sofort in Wirksamkeit tretende 
Nachtragskonvention wie in einer Falle zu fangen, wenn ihnen auch 
ein formelles Recht auf. Gewährung eines Asyles nicht zugestanden 
werden könne. Er verlangt zum mindesten eine angemessene Frist, in 
der sie das Land der Zuflucht verlassen können. (Lammasch a. a. 0. 
S. 190). Ob eine derartige Schonung bei einem Mädchenhändler am 
Platz ist, ist allerdings zweifelhaft. 
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suchten Anwerbens ausgeliefert wird, hängt von dem Be- 
stehen einer derartigen Bestimmung im alten Ausliefenmgs- 
vertrage ab, vorausgesetzt, das ersuchte Land bestraft über- 
haupt den Versuch des Mädchenhandels. 

Auch was das Auslieferungsverfahren anbetrifft, ist 
man beim Mädchenhandel an den in den Ausliefenmgs- 
vertragen vorgeschriebenen — gnmdsätzlich diplomatischen — 
Weg gebimden. Wenngleich in vielen Staaten richterliche 
Tätigkeit in Anspruch genommen wird, ^ so handelt es sich 
trotzdem bei dieser Art von Rechtshilfe auch dort nicht 
um eigentliche „richterliche Massnahmen". „Die Auslieferung 
ist zwar ein häufig und regelmässig ausgeübter Akt der 
Rechtspflege geworden," aber sie ist es ntu* auf Gnmd von 
Staatsverträgen und nach dem Rechte vieler Staaten noch 
immer kein gesetzlich geordneter Akt der Rechtspflege, 
sondern ntu* ein vertragsmässig geordneter Akt internationalen 
Verkehrs. ^ Es handelt sich also immer in erster Linie um 
Erledigung einer Vertragspflicht, so dass der für richter- 
liche Massnahmen angeordnete Weg direkten Verkehrs 
der Gerichtsbehörden untereinander nicht eingeschlagen 
werden kann. 



Ueber die noch übrig bleibenden Bestimmungen dieses 
Teiles der Konvention ist nichts Besonderes zu vermerken. 
Informatorischen Charakter in Bezug auf Recht und Recht- 
sprechung haben Art. 4 und 7. Ersterer ist für die Aus- 
liefenmg und Rechtshilfe von Bedeutung, da er ein wechsel- 
seitiges Bekanntgeben der auf die Uebereinkunft bezüglichen 
schon bestehenden oder zu erlassenden Gesetze vorschreibt ; 
letzterer, Mitteilung über die zur Abtu-teilung kommenden 
Fälle des Mädchenhandels, ist besonders wichtig deswegen, 
weil das Bekanntsetn einer früher bereits stattgehabten 



^ Insbesondere nach dem englischen System (Lammasch a. a. O. 
S. 588 f.), auch dem belgischen (eod. S. 621) im Gegensatz zu dem 
sogen, französischen oder preussischen, nach dem Entscheidung über 
die Auslieferung ausschliesslich in den Händen des Souveräns oder der 
obersten Verwaltungsstellen liegt (eod. S. 603 f.). 

^ Vergl. Lammasch a. a. 0. S. 76 ff. 



— 77 — 

Verurteilung auf die Strafzumessung in einem Wieder- 
holungsfalle einwirken kann. 

Die ScMussartikel (8-10) regeln den Beitritt bisher 
nicht beteiligter Staaten, den Austritt und die Ratifikation. 
Sie entsprechen der allgemeinen Praxis bei derartigen 
Konventionen. 



B. Das ,,Projet d'arrangement^. 

(Die singulären Verträge zwischen Deutschland, 
Holland usw.) 

§ 33. 
Zweck dieses Abkommens. 

Wir kommen jetzt zu dem Teile der Pariser Verein- 
barungen, der in dem Abkommen vom 18. Mai 1904 allein 
bereits seine Verwirklichung geftmden hat, den Verwaltungs- 
massregeln zur Bekämpfung des Mädchenhandels. Als 
Zweck dieses Abkommens ist einleitend angegeben, Ge- 
wähnmg von Schutz gegen den tmter dem Namen „Mädchen- 
handel" bekannten Handel mit minderjährigen Frauen tmd 
Mädchen sowie volljährigen, wenn sie getäuscht (abus^es) 
oder genötigt (contraintes) sind. 

Da bei den hier vereinbarten Massregeln der Schutz 
der Gesamtinteressen der Völker gegenüber der Einzel- 
person und ihren Individualinteressen ganz in den Hinter- 
gnmd gerückt ist, ist eine Scheidung zwischen Voll- und 
Minderjährigen hier am Platze. Der Schutz soll nur denen 
zukommen, die seiner bedürfen. Eine volljährige weibliche 
Person gegen ihre eigeneji freien Entschliessungen zu 
schützen ist nicht Sache der Staatsregierungen. Schutz 
soll daher in erster Linie allen Minderjährigen zu teil werden, 
femer den Volljährigen, so weit sie missbraucht oder ge- 
nötigt sind. Was im einzelnen unter diesen vagen Be- 
griffen zu verstehen ist, geht aus diesem Abkommen nicht 
hervor; gemeint sind aber jedenfalls vor allem die Opfer 
von Gewalt, Betrug, Drohung, Missbrauch der Autorität 
und anderen Zwangsmitteln (Art. 2 des „projet de Con- 
vention"). 
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Eine Abgrenzung ist hier aber auch gänzlich über- 
flüssig, da die vorgesehenen Massregeln meist so zugeschnitten 
sind, dass man den Mädchenhändlem auf die Spur kommt, 
ihnen ihr Handwerk erschwert und auch ihre Opfer aus- 
findig macht, um sie retten zu können. Neben der allge- 
meinen Unterbindung des Handels finden also Schutz und 
Rettimg neben allen minderjährigen Mädchen — diese aber 
selbst gegen ihren Willen — volljährige, so weit sie die zu 
ihrer Rettung gebotene Hand freiwillig ergreifen wollen. 

§ 34. 

Ueberwachung im grossen Stile. 

(Nachrichtenbehörden) . 

Eine Hauptschwierigkeit bei der wirksamen Bekämpftmg 
des Mädchenhandels besteht zunächst darin, die Person des 
Händlers ausfindig zu machen, eine weitere darin, ihn einer 
Tat so zu überführen, dass eine Verurteilung erfolgen kann. 
Obwohl doch bereits seit einer Reihe von Jahren der Kampf 
gegen dies Gewerbe von staatlicher und besonders auch 
von privater Seite mit aller Energie betrieben wird, so wird 
im Vergleich zu dem Umfang des Handels in nur seltenen 
Fällen ein Verfahren gegen Mädchenhändler eingeleitet, 
noch seltener erfährt man von Verurteilungen. 

Ein Wandel ist jetzt hier zu erhoffen — wenn natürlich 
auch kein durchschlägiger — durch Einrichtung der von jedem 
der beteiligten Staaten zu schaffenden Behörden (Zentral- 
polizeistellen), die beauftragt werden sollen, alle auf den 
Mädchenhandel bezüglichen Nachrichten bei sich zu sammeln^) 

^) Die innere Organisation ist den Staaten überlassen. Im Deut- 
schen Reiche ist es die Zentralpolizeistelle zur Bekämpftmg des Mädchen- 
handels in Berlin; (am 1. August 1903 bereits für Preussen ins Leben 
gerufen, wurde ihre Tätigkeit am 1. Mai 1904 auf das Reichsgebiet aus- 
gedehnt). Ihre Organisation ist die folgende: Ein Kriminalkommissar 
als Vorsteher, zwei Kommissare als Vertreter, ein Wachtmeister und 
15 Kriminalschutzleute. 

Ihre Tätigkeit: Ueberwachtmg des Bahnverkehrs, der Stellen- 
vermittlungsbureaus durch Einsichtnahme in deren Bücher usw. 

In dem dort geführten Personalverzeichnis hat die Zahl der des 
Mädchenhandels verdächtigen Personen bereits die stattliche Höhe von 
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(Art. 1). Dadurch dass auf diese Weise alle auch ntu* ver- 
dächtigen Fälle an einer Stelle bekannt werden, ist es 
allein möglich, den Verdacht auf bestimmte Bahnen zu 
lenken, einzelne tmzuverlässig erscheinende Personen aus- 
zukunden. Dtu-ch sorgfältige geheime Ueberwachtmg von 
deren Tun tmd Treiben wird es möglich werden, die Fäden 
weiter zu verfolgen, bis man die Falle über den Delinquenten 
zuziehen kann. 

Ist dies einmal erreicht, so ist es leicht, ihre Person 
im Auge zu behalten und ihren Gewerbebetrieb zu unter^ 
binden. 

Durch den vorgesehenen tmmittelbaren Verkehr dieser 
Behörden in den verschiedenen Staaten miteinander wird 
die Nachf orschtmg erleichtert und beschleunigt ; sie bekommt 
hierdtu-ch einen internationalen Charakter. 

Der Erfolg dieser Einrichtung wird sich allerdings nicht 
sogleich zeigen, da die — jetzt in allen Vertragsstaaten 
bestehenden — Zentralstellen meist erst organisiert werden 
mussten tmd Uebtmg und Gewandtheit in Bearbeitung 
dieses neuen Dezernates sowie grundlegendes Material 
noch zu beschaffen ist. Ist dies aber erst erreicht, so wird 
rationelles Vorgehen sicherlich von Erfolg gekrönt sein. 

§ 35. 
Kleinarbeit zur Ueberwachung der Eisenbahnen, Häfen, 
Stellenvermittlungsbureaus etc. 
Während durch Einrichttmg der Zentralstellen eine 
grosszügig angelegte Ueberwachtmg des ganzen internatio- 
nalen Operationsgebietes angebahnt wird, sind die weiteren 
Vereinbarungen besonders der Kleinarbeit auf diesem Ge- 
biete gewidmet. Nachforschtmgen müssen überall da an- 
gestellt werden, wo der Mädchenhändler mit seinem Opfer 
aus den breiten Volksmassen, wie sie in Ortschaften tmd 
besonders in den grossen Weltstädten angesammelt sind, 

130 erreicht, während in ihm die Zahl der bereits bestraften Mädchen- 
händler nur 48 beträgt. Dass ein grosser Teil dieser Personalberichte 
mit Photographien versehen ist, ist besonders wichtig. Dies im weitesten 
Sinne internationale Verzeichnis ist allen Polizeibehörden zugestellt 
worden. 
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herauszutauchen gezwungen ist« an Orten, wo eine Beob- 
achtung der Einzelperson möglich. Es sind dies in erster 
Linie die Bahnhöfe, für den internationalen Handel be- 
sonders Douanen und Einschiffungshäfen. Da ein grosser 
Teil der Mädchenhändler und ihrer Agenten ausserdem hier 
nach Opfern Ausschau zu halten pflegt oder sie dort in 
Empfang nimmt, ist ständiger internationaler Ueberwachtmgs- 
dienst an diesen Orten, wie er in dem Abkommen vor- 
gesehen ist, ztu* Ermittlung der Mädchenhändler unterwegs 
eine vielversprechende Einrichtung, zumal seine Dtu-chfühnrng 
ohne grosse Schwierigkeiten geschehen kann. (Art. 2.) 

Allen Beamten und den sonst dazu „berufenen" 
Personen sollen Instruktionen erteilt werden, um „alle 
Nachrichten, die geeignet sind, auf die Spur eines ver- 
brecherischen Handels zu führen," zu erhalten. Welcher 
Art diese Instruktionen sein sollen, ist auch hier dem Er- 
messen der einzelnen Staaten überlassen. Der vorgesehenen 
Ueberwachung grossen Stiles wird es sehr zu statten 
kommen, dass nicht ntu* die Händler selbst ermittelt, sondern 
auch die Nachrichten, die auf ihre Spur leiten können, ge- 
sammelt werden sollen. 

Auf die Erzieltmg positiver Erfolge ist die Mitteilung 
von der Ankunft verdächtiger Personen imd ihrer Opfer 
an die zuständigen Behörden des Bestimmtmgsortes ge- 
richtet (Art. 2, Abs. 2). Gleich bei ihrer Ankunft sollen 
sie in die richtigen Hände fallen, je nachdem, in strafende 
oder rettende. 



Wie im ersten Teil dieser Arbeit erwähnt wurde, ist 
ein grosser Prozentsatz von den Fällen des Mädchenhandels 
auf das Konto der Stellenvermittltmgsbtu'eaus zu setzen. 
Ein tatsächlicher Erfolg ist daher von der vereinbarten 
Ueberwachung derartiger Unternehmungen, die sich mit dem 
Placieren von Frauen und Mädchen im Auslande befassen, 
zu erwarten, — sofern sie gewissenhaft dtu-chgeführt wird. 
(Art. 6.). 

Es ist dies die Massregel, deren Durchfühnmg die 
meisten Schwierigkeiten machen wird und an die Zu- 
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verlässigkeit und Unbestechlichkeit der mit ihr betrauten 
Beamten die grösste Anforderung stellt. 



In das Abkommen wurde schliesslich auch die Institution 
aufgenommen, die dtu-ch die erwähnten Sonderabkommen 
zwischen Holland, Belgien, Deutschland und Gestenreich 
bereits in diesen Ländern bestand. Es sollen in jedem 
Staate Frauen und Mädchen fremder Nationalität, die sich 
der Prostitution bereits hingeben, einem Verhör unterworfen 
werden, einerseits tun ihre Identität und ihren Personen- 
stand festzustellen, dann aber anderseits auch, um zu er- 
ktmden, wer sie veranlasst hat, ihre Heimat zu verlassen. 
(Art. 3 des Pariser Abkommens. Art, 1 des deutsch- 
holländischen Abkommens). Die Protokolle dieser Ver- 
nehmung werden den zuständigen Behörden des Heimat- 
landes mitgeteilt. 

Wenn hierdtu-ch in erster Linie das Auffinden imd 
die Rettung verschleppter Mädchen erleichtert wird, so 
wird sicherlich auch der Handel selbst hierdurch eine ge- 
wisse Einschränkung erfahren. Der Händler muss nämlich 
befürchten, einmal, dass man bei der Vernehmung ihm selbst 
auf die Sptu* kommt, dann aber, dass das Opfer den Händen 
des Käufers wieder entrissen wird. Je imschuldiger und damit 
für ihn kostbarer das Handelsobjekt ist, tun so grösser sind 
für ihn diese Gefahren. Nach den Berichten des Polizei- 
Inspektors Balkestein in Haarlem, der in der Zeit vom 
September 1901 bis März 1902 den Handel mit deutschen 
Frauen tmd Mädchen nach Holland einer Untersuchung 
tmterworfen hat, hat das Abkommen zwischen Holland und 
Deutschland die Erwarttmgen nicht erfüllt.^) Er führt dies 
zurück auf die Ausfühnmgsvorschriften tmd ihre Hand- 
habtmg, da nach ihnen die grosse Zahl von Insassen der 
geheimen Bordelle auf Grund der ministeriellen Vorschriften 



^) Vergl. Balkestein a. a. 0. S. 37. Es sei aber darauf hin- 
gewiesen, dass in der vom Auswärtigen Amte dem Reichstage über- 
reichten Denkschrift (vergl. § 6 Anm. 4 dieser Arbeit) angegeben wird, 
der Handel nach' Belgien und Holland habe nach Abschluss des Ab- 
kominens erheblich abgenommen. 

6 
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nicht verhört würdeni während die Bewohnerinnen der 
öffentlichen Häuser erst dann zur Anmeldung und zum 
Verhör auf die Polizei gebracht würden, wenn die Bordell- 
inhaberinnen ihrer Gefügigkeit sicher wären tmd wüssten, 
dass die Antworten auf die bekannten Fragen in der von 
ihnen vorgeschriebenen Form gegeben würden. So ge- 
schehe dem Buchstaben der Uebereinkunft volles Recht, 
aber ihr Zweck, die Händler und ihre Begünstiger, mit 
denen die Bordellhalter natürlich unter einer Decke steckten, 
kennen zu lernen, würde nicht erreicht. Eine wirklich 
objektive Untersuchung sei dtu-ch feststehende Vorurteile 
ausgeschlossen. ' 

Dass die Vereinbarungen sowohl hierüber wie über 
alle anderen Ptmkte wertlos sind, wenn ihre Ausführung 
nicht allen Ernstes betrieben wird, ist selbstverständlich. 
Mit dem Abschluss des Abkommens ist nicht viel erreicht, 
wenn nicht jedes beteiligte Land jetzt auch die Kleinarbeit 
auf diesem Gebiete mit allem Eifer beginnt. Geschieht 
dies aber, so kann der Erfolg nicht ausbleiben. 

§ 36. 

Schutz und Rettung verschleppter Mädchen und Frauen. 

Mit dem Auffinden der verschleppten Mädchen tmd 
der Entdeckung ihrer Schacher ist der Zweck des Ab- 
kommens, Schutz der gefährdeten Frauen tmd Mädchen, 
noch nicht erreicht, selbst .wenn sie deren Klauen endgültig 
entrissen sind. Ueberlässt man die tmglücklichen Geschöpfe, 
die doch meist jeglicher Mittel bar sind, in der Fremde 
ihrem Schicksal, so ist ihr Verderb gewiss. Ihre Retttmg 
allein der Tätigkeit eucharistischer Vereinigtmgen überlassen 
zu wollen, hiesse an deren Mittel Anfordenmgen stellen, die 
sie tmter keinen Umständen würden erfüllen können. Sehr 
wertvoll ist es daher, dass die verschiedenen Regiertmgen, 
tmi gleich ganze Arbeit zu machen, in dem Abkommen die 
Verpflichttmg übernommen haben, Frauen tmd Mädchen, 
die Opfer des Mädchenhandels geworden sind, soweit sie 
ihre Heimschafftmg wünschen, oder von den dazu berech- 
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tigten Personen zurückgefordert werden, in ihr Heimatland 
zurückzusenden. 

Um bei der Rückbeförderung sicher zu gehen, und 
die unglücklichen Geschöpfe nicht neuen Gefahren auszu- 
setzen, soll sie erst nach erfolgter Verständigung über 
Identität, Nationalität, sowie Ort und Tag der Anktmft an 
der Grenze erfolgen. Ztun Zweck der Beschleunigtmg ge- 
schieht diese Verständigung atif direktem Wege (Art. 3, 
Abs. 2 und 3 des Pariser Abkommens). 

Dem Grundsatz der Interessengemeinschaft und Soli- 
darität entspricht es, dass jedes kontrahierende Land den 
Durchgang durch sein Gebiet für ein solches Opfer nach 
Möglichkeit zu erleichtem verpflichtet wird. 

Zu lebhaften Erörtenmgen führte auf der Pariser 
Konferenz die Frage, wer die Kosten der Heimschaffung 
zu tragen hätte, ob das Heimatland, das zum Schutze 
seiner Angehörigen verpflichtet sei, oder das Land des 
gegenwärtigen Aufenthaltes. Man einigte sich auf einen 
Mittelweg: Wenn die Transportkosten von den beteiligten 
Personen nicht zu erlangen sind, fallen sie bis zm* nächsten 
in der Richttmg des Heimatlandes belegenen Grenze bezw. 
dem Einschifftmgshafen dem Lande zu, in dem die Frauens- 
person wohnt, von dort ab dem Heimatlande (Art. 4). ^) ^ 

Auch die Regelung der Heimschaffung der verschleppten 
Frauen und Mädchen entspricht in ihren Grundzügen dem 
Sonderabkommen zwischen Deutschland, Holland usw. 
(Art. 2 — 6 dieses Abkommens). Ein wesentlicher Unter- 
schied besteht nur hinsichtlich der Erstattung der Heim- 
schaffungskosten. Nach den singulären Verträgen sollen 
die durch den Unterhalt und die Heimschaffung der frag- 
lichen Personen bis ziu" Grenze verursachten Kosten, wenn 



^) Livrc jaune S. 137. 

^ Es sei hier auf eine Resolution der Gesetzeskommission hin- 
gewiesen, deren Einführung sehr angebracht wäre, aber von der Kon- 
ferenz ebenfalls als nur die nationale Gesetzgebung betreffend fallen 
gelassen wurde: 

La condamnation aux frais judiciaires pourra s'^tendre au 
remboursement des depens^es du rapatriement des femmes ou fiUes 
embauch^es, entrafn^es ou d^toum^es. (Livre jaune S. 187.) 
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sie nicht anderweit erstattet werden, dem Lande zur Last 
fallen, welches die Heimschaffung bewirkt hat (Art. 6). Mit 
Rücksicht hierauf bestimmt Art. 5 des Pariser Abkommens, 
dass derartige Sonderverträge dtu-ch die Bestimmungen der 
Art. 3 und 4 nicht berührt werden sollen. 

Die noch übrigen Vereinbarungen des Abkommens be- 
ziehen sich wie üblich atif den Beitritt anderer noch. nicht 
beteiligter Staaten, Rücktritt usw.^ 

§ 37. 
Schltissbemerkungen. 

Wenn wir jetzt die ganze Entwickeltmg der Bekämpfung 
des Mädchenhandels dtu-ch intemationalrechtliche Verein- 
barungen zurückschauend überblicken, so können wir sagen, 
dass bereits Grosses erreicht ist. 

Die Kulttu'staaten, denen es tun Unterdrückung des mit 
ihrer Zivilisation unvereinbaren Mädchenhandels zu ttm ist, 
sind atif Grund des zuletzt erörterten Abkommens zu 
einem internationalen Ring vereinigt. Dies ist schon ein 
erstes wichtiges Fakttun. Es ist jetzt nm* zu hoffen, dass 
die in diesem Ring noch fehlenden Glieder, besonders Ar- 
gentinien und die Vereinigten Staaten von Nord-Amerika 
sich batd einfügen möchten. 

Ist es jetzt allen beteiligten Staaten wirklich ernst an 
ihrem Teile an der Unterdrückung des internationalen 
Uebels mitzuarbeiten, so ist das bereits bestehende Ab- 
kommen für sich allein schon eine solide, ein festgefügtes, 
abgeschlossenes Ganzes bildende Gnmdlage, die allen Be- 
teiligten eine erfolgreiche Arbeit garantieren kann. Dies ist 
ein zweites wesentliches Fakttun. 

Wenn nun auch das erste, man kann sagen, das eigent- 
lich den Kernpunkt der ganzen Bestrebung bildende Projekt 
bereits 5 Jahre seiner Verwirklichung harrt, so ist dies 
allerdings eine sehr bedauerliche, aber wohl verständliche 
Tatsache, mit der ja auch von vornherein gerechnet war. 
Bei dem regen Interesse, dass bei der ganzen Kulturwelt 



8) VcrgL § 32 dieser Arbeit a. E. 



) 
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besonders durch die Arbeit philantropischer Vereine und 
dtu-ch die Mitteilungen der Presse ^erweckt worden ist, steht 
aber zu erwarten, dass der Eifer der beteiligten Regierungen 
nicht nachlassen, sondern im Gegenteil mehr und mehr 
angeregt werden wird. 

Der Zeitptmkt wird daher auch nicht mehr in allzu- 
weiter Feme liegen, in dem das Inkrafttreten eines Ueber- 
einkommens, das auf Gnmdlage eines im Prinzip einheit- 
lichen deliktischen Tatbestandes die Auslieferung, Rechts- 
hilfe sowie die ganze Strafverfolgung erleichtert, als ein 
drittes wesentliches Ereignis hinzutritt. 

Dass dies „projet de Convention", ohne bindendes 
internationales Recht zu sein, trotzdem schon eine gewisse 
inoffizielle Geltimg hat, insofern als an der Vereinheitlichtmg 
des strafrechtlichen Deliktes auf seiner Gnmdlage gearbeitet 
wird, sei hier nochmals hervorgehoben. 

Wird der Kampf gegen den internationalen Mädchen- 
handel dann erst von allen beteiligten Kulttu-staaten mit 
dem ihnen durch die beiden Abkommen gebotenen treff- 
lichen Rüstzeug aufgenommen, so ist, wie es gelang, den 
Sklavenhandel zu unterdrücken, eine Abnahme des „weissen 
Sklavenhandels" zimi mindesten zu erwarten, wenn seine 
gänzliche Ausrottung auch, von anderen Faktoren abhängend, 
unmöglich erscheint. 

Die Grösse des Erfolges aber wird stets tmd ständig 
abhängig sein von der Einmütigkeit der Kämpfer; versagt 
nur einer der hervorragend beteiligten Staaten, so entsteht 
hierdtu'ch eine unschliessbare Lücke. Internationales Recht, 
der Zwangsmittel entbehrend, muss dann versagen. 



Anhang, 



Uebereinkommen zwischen dem Deutschen Reich und den 

Niederlanden znm Schutze verkuppelter weiblicher Personen. 

Vom 15. November 1889. 

(R. Ges. Bl. 1891 S. 356.) 

Uebersetzung. 



Le Gouveraement d'AUemagne 
et le Gouvernement des Pays-Bas 
d^irant prendre commun accord 
des mesures de protection con- 
cemant certaines cat^gories de 
prostitu^es, les soussign^s, £nvoy6 
Extraordinaire et Ministre Pl6ni- 
potentiaire de Sa Majest6 l'Em- 
pereur d'Allemagne» Roi de Prusse, 
et Ministre des Affaires Etrang^res 
de Sa Majest6 le roi des Pays-Bas, 
sont, par la präsente d^claration, 
convenus de ce qui suit: 



Article 1. 
Le Gouvernement d'AUemagne 
et le Gouvernement des Pays-Bas 
s'engagent ä concourir, dans les 
limites legales, ä ce que les femmes 
et les filles, appartenant ä Tun des 
deux pays et qui se livrent dans 
l'autre, äla Prostitution, soient sou- 
mises a un interrogatoire, afin de 
constater d'oü elles viennent et 
qui les a d^termin^es ä quitter leur 
pays. 



Nachdem die Regierung Seiner 
Majestät des Deutschen Kaisers, 
Königs von Preussen, und die 
Königl. Niederländische Regierung 
sich in dem Wunsche geeinigt 
haben, in Betreff gewisser Klassen 
von Personen, welche der Unzucht 
preisgegeben sind, gemeinsame 
Schutzmassregeln zu ergreifen, 
haben die Unterzeichneten, der 
ausserordentliche Gesandte und 
bevollmächtigte Minister Seiner 
Majestät des Deutschen Kaisers, 
Königs von Preussen und der 
Minister der Auswärtigen Ange- 
legenheiten Seiner Majestät des 
Königs der Niederlande, mittels 
der gegenwärtigen Erklärung ver- 
einbart, was folgt: 

Artikel 1. 
Die Regierung Seiner Majestät 
des Deutschen Kaisers, Königs von 
Preussen und die Königlich Nieder- 
ländische Regierung verpflichten 
sich innerhalb der gesetzlichen 
Grenzen dahin zu wirken, das« die 
Frauen und Mädchen, welch« An- 
gehörige eines der beiden ver- 
tragschliessenden Länder sind und 
sich in dem anderen Lande der 
Unzucht hingeben, einem Verhör 
zu dem Zwecke unterworfen wer- 
den, um festzustellen, woher sie 
kommen und wer sie bestimmt hat, 
ihr Heimatland zu verlassen. 
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Abkommen zwischen dem Deutschen Reiche und anderen 
Staaten Ober Verwaltungsmassregehi zur Gewährung wb-lc- 
samen Schutzes gegen den Mädchenhandel. Vom 18. Mal 1904. 

(RGBL 1905 No. 33). 

Uebersetzung. 



Sa MajesU l'Empereur d'AUe- 
magne, Roi de Prusse, au nom de 
TEmpire Allemand; Sa Majest6 
le Roi des Beiges; Sa MajesU le 
Roi de Danemark; Sa Majest6 
le Roi d'Espagne; le President de 
la R^publique Fran^aise ; Sa Majest^ 
le Roi du Royaume-Uni de la 
Grande-Bretagne et d'Irlande et des 
Possessions Britanniques au delä 
des mers, Empereur des Indes; 
Sa Majest^ le Roi d'Italie; Sa 
Majest6 la Reine des Pays-Bas; 
Sa. Majest6 le Roi du Portugal 
et des Algarves; Sa Majest^ l'Em- 
pereur de toutes les Russies; Sa 
Majest6 le Roi de Su^de et de 
Norvfege et le Conseil F6d6ral 
Suisse, d^sireux d'assurer aux 
femmes maj eures, abus6es ou con- 
traintes, comme aux femmes et 
filles mineures, une protection ef- 
ficace contre le trafic criminel 
connu sous le nom de „Traite des 
Blanches", ont r^olu de conclure 
un arrangement ä l'effet de con- 
certer des mesures propres ä 
atteindre ce but, et ont nomm6 
pour leurs PUnipotentiaires, savoir : 



Seine Majestät der Deutsche 
Kaiser, König von Preussen, im 
Namen des Deutschen Reichs, 
Seine Majestät der König der 
Belgier, Seine Majestät der König 
von Dänemark, Seine Majestät der 
König von Spanien, der Präsident 
der französischen Republik, Seine 
Majestät der König des Vereinigten 
Königreichs von Grossbritannien 
Irland und der überseeischen und 
britischen Besitzungen, Kaiser von 
Indien, Seine Majestät der König 
von Italien, Ihre Majestät die 
Königin der Niederlande, Seine 
Majestät der König von Portugal 
und Algarvien, Seine Majestät 
der Kaiser aller Reussen, Seine 
Majestät der König von Schweden 
und Norwegen und der Schwei- 
zerische Bundesrat, von dem 
Wunsche geleitet, gegen das unter 
dem Namen „Mädchenhandel** be- 
kannte verbrecherische Geschäfts- 
treiben volljährigen Frauens- 
personen, die getäuscht oder ge- 
nötigt wurden, sowie minder- 
jährigen Frauen und Mädchen 
wirksamen Schutz zu gewähren, 
haben beschlossen, ein Abkommen 
zu treffen, um zur Erreichung 
dieses Zweckes geeignete Mass- 
regeln zu vereinbaren, und haben 
zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 



Lesquels ayant behänge leurs 
pleins pouvoirs trouv^ en bonne et 
due forme, sont convenus des dis- 
positions suivantes: 



die nach gegenseitiger Mitteilung 
ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten über 
nachstehende Bestimmungen über- 
eingekommen sind: 
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Article i: 
Chacun des Gouvernements 
contractants s*engage k ^tablir ou 
a d^igner une Autorit^ charg^e 
de centraliser tous les renseig- 
nements sur l'embauchage des 
femmes et filles en vue de la 
d^bauche ä l'^tranger ; cette Auto- 
rit^ aura la facult^ de correspon- 
dre directement avec le Service 
similaire, stabil dans chacun des 
autres Etats contractants. 



Article 2. 
Chacun des Gouvernements 
s'engage k faire exercer une sur- 
veillance en vue de rechercher, 
particuli^rement dans les gares, 
les ports d'embarquement et en 
cours de voyage, les conducteurs 
de femmes et filles destin^es k la 
d^bauche. Des Instructions seront 
adress^es dans ce but aux fonctio- 
naires ou k toutes autres personnes 
ayant qualit^ ä cet effet, pour 
procurer dans les limites legales, 
tous renseignements de nature k 
mettre sur la trace d'un trafic 
criminel. 



L'arrivee de personnes parais- 
sant 6videmment Stre les auteurs, les 
complices ou les victimes d'un tel 
trafic sera signal^e, le cas ^ch^ant, 
soit aux Autorit^ du lieu de desti- 
nation, soit aux Agents Diploma- 
tiques ou Consulaires int^ress^s, 
soit k toutes autres Autorit^s com- 
p^tentes. 

Article 3. 
Les Gouvernements s'engagent 
k faire recevoir, le cas ^ch^ant et 



Artikel 1. 
Jede der vertragschliessenden 
Regierungen verpflichtet sich, eine 
Behörde zu errichten oder zu 
bestellen, der es obliegt, alle Nach- 
richten über Anwerbung von 
Frauen und Mädchen zu Zwecken 
der Unzucht im Ausland an einer 
Stelle zu sammeln; diese Behörde 
soll das Recht haben, mit der in 
jedem der anderen vertrag- 
schliessenden Staaten errichteten 
gleichartigen Verwaltung unmittel- 
bar zu verkehren. 

Artikel 2. 

Jede der Regierungen ver- 
pflichtet sich, Ueberwachung aus- 
üben zu lassen, um, insbesondere 
auf den Bahnhöfen, in den Ein- 
schiffungshäfen und während der 
Fahrt, die Begleiter von Frauen 
und Mädchen, welche der Unzucht 
zugeführt werden sollen, ausfindig 
zu machen. Zu diesem Zwecke 
sollen an die Beamten oder alle 
sonst dazu berufenen Personen 
Weisungen erlassen werden, um 
innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
alle Nachrichten zu beschaffen, die 
geeignet sind, auf die Spur eines 
verbrecherischen Geschäftstreibens 
zu führen. 

Die Ankunft von Personen, 
welche offenbar Veranstalter, Ge- 
hilfen oder Opfer eines solchen 
Geschäftstreibens zu sein scheinen, 
soll gegebenenfalls den Behörden 
des Bestimmungsorts, den beteilig- 
ten diplomatischen oder konsu- 
larischen Agenten oder jeder sonst 
zuständigen Behörde gemeldet 
werden. 

Artikel 3. 

Die Regierungen verpflichten 
sich, gegebenenfalls innerhalb der 
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dans les limites legales, les d^cla- 
rations des femmes ou filles de 
nationalit^ ^trang^re qui se livrent 
ä la Prostitution, en vue d*6tablir 
leur identit^ et leur 6tat civil, et 
de rechercher qui les a d6tennin6es 
ä quitter leur pays. Les renseigne- 
ments recueillis seront communi- 
qu^s aux Autorit^s du pays d*ori- 
gine desdites femmes ou filles, en 
vue de leur rapatriement ^ventuel. 



Les Gouvernements s'engagent, 
dans les limites legales et autant 
que faire se peut, k confier, ä 
titre provisoire et en vue d'un 
rapatriement 6ventuel, les victimes 
d'un trafic criminel, lorsqu'elles sont 
d^ourvues de ressources, ä des 
institutions d*assistance publique 
ou priv^e ou ä des particuliers 
offrant les garanties n6cessaires. 

Les Gouvernements s'engagent 
aussi, dans les limites legales et 
autant que possible, ä renvoyer 
dans leurs pays d'origine Celles de 
ces femmes ou filles qui deman- 
dent leur rapatriement ou qui 
seraient r6clam6es par les per- 
sonnes ayant autorit6 sur elles. Le 
rapatriement ne sera effectu6 qu'a- 
pr^s entente sur l'indentit^ et la 
nationalit^, ainsi que sur le lieu 
et la date de l'arriv^e aux fron- 
ti^res. — Chacun des Pays con- 
tractants facilitera le transit sur 
son territoire. 



La correspondance relative aux 
rapatriements se fera autant que 
possible, par la voie directe. 



gesetzlichen Grenzen die Aussagen 
der Frauen und Mädchen fremder 
Staatsangehörigkeit, die sich der 
Unzucht hingeben, aufnehmen zu 
lassen, um ihre Identität und ihren 
Personenstand festzustellen und zu 
ermitteln, wer sie zum Verlassen 
ihrer Heimat bestimmt hat. Die 
eingezogenen Nachrichten sollen 
den Behörden des Heimatlandes 
der besagten Frauen und Mädchen 
behufs ihrer etwaigenHeimschaffung 
mitgeteilt werden. 

Die Regierungen verpflichten sich, 
innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
und soweit es geschehen kann, die 
Opfer eines verbrecherischen Ge- 
schäftstreibens, wenn sie von Mitteln 
entblösst sind, öffentlichen oder 
privaten Unterstützungsanstalten 
oder Privatpersonen, welche die 
erforderlichen Sicherheiten bieten, 
im Hinblick auf etwaige Heim- 
schaffung, vorläufig anzuvertrauen. 
Die Regierungen verpflichten 
sich auch, innerhalb der gesetz- 
lichen Grenzen nach Möglichkeit 
diejenigen unter diesen Frauen und 
Mädchen nach ihrem Heimatlande 
zurückzusenden, welche ihre Heim- 
schaffung nachsuchen oder welche 
von Personen, unter deren Gewalt 
sie stehen, beansprucht werden 
sollten. Die Heimschaffung soll 
erst ausgeführt werden nach Ver- 
ständigung über die Identität und 
die Staatsangehörigkeit sowie über 
den Ort und den Zeitpunkt der 
Ankunft an den Grenzen. — Jedes 
der vertragschliessenden Länder 
soll den Durchgang durch sein 
Gebiet erleichtem. 

Der Schriftwechsel über die 
Heimschaffung soll, soviel als mög- 
lich, auf unmittelbarem Wege er- 
folgen. 
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Articlc 4. 
Au cas oü la femme ou fille ä 
rapatrier ne pourrait rembourser 
elle-mSme les frais de son trans- 
fert et oü eile n'aurait ni mari, ni 
parents, ni tuteur qui payeraient 
pour eile, les frais occasionn^s par 
le rapatriement seront ä lach%rge 
du pays sur le territoire duquel 
eile r^side, jusqu'ä la prochaine 
fronti^re ou port d'embarquement 
dans la direction du pays d'origine, 
— et ä la Charge du pays d'origine 
pour le surplus. 

Article 5. 
n n'est pas derog6, par les 
dispositions des articles 3 et 4 ci- 
dessus, aux Conventions particu- 
lieres qui pourraient exister entre 
les Gouvernements contractants. 

Article 6. 
Les Gouvernements contractants 
s*engagent, dans les limites legales 
k exercer, autant que possible, une 
surveillance sur les bureaux ou 
agences qui s'occupent du place- 
ment de femmes ou filles ä 1*6- 
tranger. 

Article 7. 
Les Etats non signataires sont 
admis ä adh^rer au präsent Arran- 
gement. A cet effet, ils notifieront 
leur Intention, par la voie diplo- 
matique, au Gouvernement Fran^ais 
qui en donnera connaissance ä tous 
les Etats contractants. 



Article 8. 
Le präsent Arrangement entrera 
en vigueur six mois apr^s la date 



Artikel 4. 
Falls die heimzuschaffende 
Frauensperson (Frau oder Mädchen) 
die Kosten ihrer Beförderung nicht 
selbst zurückerstatten kann und 
weder Ehemann, Eltern, noch Vor- 
mund hat, die für sie zahlen 
würden, so sollen die Kosten der 
Heimschaffung dem Lande, auf 
dessen Gebiete sie sich aufhält, bis 
zu der Grenze oder dem Ein- 
schiffungshafen, die in der Richtung 
nach dem Heimatlande die nächsten 
sind, zur Last fallen und im übrigen 
das Heimatland belasten. 

Artikel 5. 
Durch die Bestimmungen der 
obigen Artikel 3 und 4 werden 
besondere Vereinbarungen nicht 
berührt, die etwa zwischen den 
vertragschliessenden Regierungen 
bestehen möchten. 

Artikel 6. 
Die vertragschliessenden Re- 
gierungen verpflichten sich, inner- 
halb der gesetzlichen Grenzen nach 
Möglichkeit eine Ueberwachung 
der Bureaus und Agenturen aus- 
zuüben, die sich damit befassen, 
Frauen und Mädchen Stellen im 
Auslande zu vermitteln. 

Artikel 7. 
Den Staaten, die das gegen- 
wärtige Abkommen nicht unter- 
zeichnet haben, soll der Beitritt 
freistehen. Zu diesem Zwecke 
haben sie ihre Absicht auf diplo- 
matischem Wege der französischen 
Regierung anzuzeigen, die hiervon 
allen vertragschliessenden] Staaten 
Kenntnis geben wird. 

Artikel 8. 
Das gegenwärtige Abkonmien 
soll sechs Monate nach dem Tage 
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de r^change des ratifications. Dans 
le cas oü Tune des Parties con- 
tractantes le d6noncerait, cette 
d^nonciation n'aurait d*effet qu'ä 
r^gard de cette Partie, et cela 
douze mois seulement k dater du 
jour de ladite d6nonciation. 

Article 9. 

Le präsent Arrangement sera 
ratifi6 et les ratifications seront 
6chang6es ä Paris, dans le plus 
bref d^lai possible. 

En foi de quoi, les PUnipoten- 
tiaires respectifs ont sign6 le prä- 
sent arrangement et y ont appos6 
leurs cachets. 

Fait ä Paris, le 18 mai 1904, 
en un seul exemplaire qui restera 
d6pos6 dans les Archives du Mini- 
stere des AHaires Etrang^res de 
la R^publique Fran^aise, et dont 
une copie, certifi^e conforme, sera 
remise ä chaque Puissance con- 
tractante. 



Proc^s- Verbal de Signafure. 

Les PUnipotentiaires soussign6s, 
r^unis ce jour ä l'effet de proc6der 
ä la signature de l'Arrangement 
ayant pour but d'assurer une pro- 
tection efficace contre la „Traite 
des Blanches" ont ^chang^ la d6- 
claration suivante en ce qui con- 
ceme Tapplication dudit Arrange- 
ment aux Colonies respectives des 
Etats contractants. 

Article 1. 
Les Pays signataires de T Arrange- 
ment susmentionn6 ont le droit d'y 
acc^der en tout temps pour leurs 
Colonies ou Possessions 6trangdres. 



des Austausches der Ratifikations- 
urkunden in Kraft treten. Falls 
einer der vertragschliessenden Teile 
es kündigen sollte, würde die 
Kündigung nur in Ansehung dieses 
Teiles wirksam werden, und zwar 
erst zwölf Monate nach dem Tage 
der besagten Kündigung. 

Artikel 9. 

Das gegenwärtige Abkommen 
soll ratifiziert und die Ratifikations- 
urkunden sollen in möglichst kurzer 
Frist in Paris ausgetauscht werden. 

Zu Urkund dessen haben die 
Bevollmächtigten das gegenwartige 
Abkommen unterzeichnet und mit 
ihren Siegeln versehen. 

Geschehen zu Paris am 18. Mai 
1904 in einer einzigen Ausfertigung, 
die im Archive des Ministeriums 
der auswärtigen Angelegenheiten 
der Französischen Republik hinter- 
legt bleiben soll und wovon eine 
beglaubigte Abschrift einer jeden 
vertragschliessenden Macht über- 
geben werden soll. 

(Uebersetzung.) 

Unterzeichnungsprotokoll. 

Die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten, die heute zusammen- 
getreten sind, um zurUnterzeichnung 
des Abkommens zur Gewährung 
wirksamen Schutzes gegen den 
„Mädchenhandel" zu schreiten, 
haben hinsichÜich der Anwendbar- 
keit jenes Abkommens auf die 
Kolonien der vertragschliessenden 
Staaten folgende Erklärung aus- 
getauscht : 

Artikel 1. 

Die Länder, die das oben er- 
wähnte Abkommen unterzeichnet 
haben, haben das Recht, ihm jeder- 
zeit für ihre Kolonien oder aus- 
wärtigen Besitzungen beizutreten. 
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JU peuvent, k cet effet, soit 
faire une d^claration g6n6rale par 
laquelle toutes leurs Colonies ou 
Possessions sont comprises dans 
l'accession, soit nommer express6- 
ment Celles qui y sont comprises, 
soit se bomer ä indiquer Celles 
qui en sont exclues. 

Article 2. 

Le Gouvernement Jemand 
d^clare r^erver ses r^solutions au 
sujet de ses Colonies. 

Le Gouvernement Danois d6clare 
qu'il se r^serve le droit d'adh^rer 
k l'Arrangement pour les Colonies 
Danoises. 

Le Gouvernement Espagnol d^- 
clare r.6server ses r^solutions au 
sujet de ses Colonies. 

Le Gouvernement Fran^ais d6- 
clare que L' Arrangement s'appli- 
quera ä toutes les Colonies. 

Le Gouvernement de Sa Ma- 
jest6 Britannique d^clare se r^erver 
le droit d'adh^rer k l'Arrangement 
et de le d^noncer pour chacune 
des Colonies ou Possessions Bri- 
tanniques, s6par6ment. 

Le Gouvernement Italien d^clare 
que TArrangement s*appliquera ä 
la Colonie de TErythr^e. 

Le Gouvernement des Pays- 
Bas d^clare que FArrangement 
s'appliquera ä toutes les Colonies 
N^erlandaises. 

Le Gouvernement Portugais 
d^clare se r^server de d^cider 
ult^rieurement si TArrangement 
sera mis en vigueur dans quelqu'une 
des Colonies Portugaises. 

Le Gouvernement Russe d^clare 
que l'Arrangement sera applicable 



Zu diesem Zwecke können sie 
entweder eine allgemeine Erklärung 
abgeben, wodurch alle ihre Kolo- 
nien oder Besitzungen in den Bei- 
tritt eingeschlossen werden, oder 
diejenigen, die darin eingeschlossen 
werden , ausdrücklich benennen 
oder sich auf die Angabe derjenigen 
beschränken, die davon ausge* 
nommen werden. 

Artikel 2. 

Die Deutsche Regierung erklärt, 
sich ihre Entschliessunjgen wegen 
ihrer Schutzgebiete vorzubehalten. 

Die Dänische Regierung erklärt, 
dass sie sich das Recht vorbehält, 
dem Abkommen für die dänischen 
Kolonien beizutreten. 

Die Spanische Regierung er- 
klärt, sich ihre EntSchliessungen 
wegen ihrer Kolonien vorzubehalten. 

Die Franzos. Regierung erklärt, 
dass das Abkommen auf alle franz. 
Kolonien Anwendung finden soll. 

Die Regierung Seiner britischen 
Majestät erklärt, sich das Recht 
vorzubehalten, für jede der briti- 
schen Kolonien oder Besitzungen 
besonders dem Abkommen beizu- 
treten und es zu kündigen. 

Die Italienische Regierung er- 
klärt, dass das Abkommen auf die 
erythräische Kolonie Anwendung 
finden soll. 

Die Regierung der Niederlande 
erklärt, dass das Abkommen auf 
alle niederländischen Kolonien An- 
wendung finden soll. 

Die Portugiesische Regierung 
erklärt, sich für später die Ent- 
scheidung darüber vorzubehalten, 
ob das Abkommen in einer der 
portugiesischen Kolonien in Kraft 
gesetzt werden soll. 

Die Russische Regierung erklärt, 
dass das Abkommen auf das ganze 
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inUgralement k tout le territoire 
de TEmpire en Europe et en Asie. 

Article 3. 
Les Gouvernements qui auraient 
ensuite k faire des d^clarations 
au sujet de leurs Colonies les feront 
dans la forme pr^vue k Tarticle 7 
de TArrangement. 



Au moment de proc^der a la 
signature de l'Arrangement, S. A. S. 
le Prince de Radolin, Ambassadeur 
d*Allemagne, demande au nom de 
son Gouvernement, ä faire la d6- 
claration suivante: 

De l'avis du Gouvernement Alle- 
mand, les r^glements qui pourraient 
exister entre TEmpire Allemand 
et le pays d'origine, concemant 
l'assistance mutuelle d'indigents, 
ne sont pas applicables aux per- 
sonnes qui eront rapatri^es, en 
vertu du präsent Arrangement, en 
passant par TAllemagne. 



En foi de quoi, les PUnipoten- 
tiaires ont sign6 le präsent Proc^s- 
Verbal. 

Fait k Paris, le 18. mai 1904. 

Radolin. 
A ^eghait. 
F. Reventlow. 

F. Leon y Castillo. 
Delcass^. 
Edmund Monson. 

G. Tomiclli. 
A. de Stuers. 

T. de Souza Roza. 
Nelidow. 
Pour la Su^de et pour la 
Norv^gc: 
Akerman. 
Lardy. 



Gebiet des Reichs in Europa und 
in Asien unbeschrankt Anwendung 
finden soll. 

Artikel 3. 
Die Regierungen, die weiterhin 
Erklärungen hinsichtlich ihrer Kolo- 
nien abzugeben haben, sollen sie 
in der im Artikel 7 des Abkommens 
vorgesehenen Form abgeben. 



Im Begriffe zur Unterzeichnung 
des Abkommens zu schreiten, 
wünscht Seine Durchlaucht der 
Fürst von Radolin, deutscher Bot- 
schafter, im Namen seiner Regierung 
folgende Erklärung abzugeben: 

Nach Auffassung der Deutschen 
Regierung finden auf Personen, die 
in Gemässheit des gegenwärtigen 
Abkommens auf dem Wege über 
Deutschland heimgeschafft werden 
sollen, die zwischen dem Deutschen 
Reiche und dem Heimatsstaate 
wegen wechselseitiger Unter- 
stützung von Hilfsbedürftigen etwa 
bestehenden Abmachungen keine 
Anwendung. 

Zu Urkund dessen haben die 
Bevollmächtigten das gegenwärtige 
Protokoll unterzeichnet. 

Geschehen zu Paris, 

am 18. Mai 1904. 
Radolin. 
A. Leghait. 
F. Reventlow. 

F. de Leon y Castillo. 
Delcass^. 

Edmund Monson. 

G. TomcUi. 
A. de Stuers. 

T. de Souza Roza. 
Nelidow. 
Für Schweden und für 
Norwegen: 
Akerman. 
Lardy. 



- XI -- 



Protocole final. 

Les soussignes, d^l^gu^s des gouvemements d'Allemagne, 
d'Autriche, de Belgique, du Brasil, de Danemark, d'Espagne, de France, 
de Grande-Bretagne, de Hongrie, d'Italie, de Norv^ge, des Pays-Bas, 
de Portugal, de Russie, de Su^de et de Suisse, se sont r^unis a Paris, 
le 15. juillet 1902, sur Tinvitation du gouvemement fran^ais, dans le 
but d*arriver ä une entente sur la r^pression la plus efficace du trafic 
criminel connu sous le nom de „Traite des Blanches". 

A la suite des d^lib^rations consign^es dans les proc^s-verbaux 
des sSances, ils sont convenus de soumettre a l'appr^ciation de leurs 
gouvemements respectifs les projets dont la teneur suit : 

I. 
Pro j et de Convention. 



^galement d^sireux de donner le plus d'efficatite possible ä la r^pression 
du trafic connu sous le nom de „Traite des blanches", ont r^solu de 
conclure tme Convention ä cet effet et ont en cons^quence nomme 
pour leurs pl^nipotentiaires, savoir: 

lesquels, apres s'etre communiqu^s leurs pleins pouvoirs, trouves en 
bonne et due forme, sont convenus des dispositions suivantes: 

Article 1. — Doit dtre puni quiconque, pour satisfaire les 
passions d'autrui, a embauch^, entrain^ ou d^toum^, meme avec sön 
consentement, une femme ou fille mineure en vue de la . d^bauche, 
alors mdme que les divers actes qui sont les ^Uments constitutifs de 
l'inf raction auraient 6t^ accomplis dans des pays diff 6rents. 

Art. 2. — Doit dtre aussi puni quiconque, pour satisfaire les 
passions d'autrui, a, par fraude ou ä l'aide de violenA^^ menaces, abus 
d'autorit^, ou autre moyen de contrainte, embauch^, entrain^ ou de- 
toume une femme ou fiUe majeure en vue de la d^bauche, alors meme 
que les divers actes qui sont les ^Uments constitutifs de l'infraction 
auraient ^t6 accomplis dans les pays diff^rents. 

Art. 3. — Les Hautes Parties Contractantes dont les legislations 
ne seraient pas des ä präsent süffisantes pour r^primer les infractions 
pr^vues par les deux articles prec^dents, s'engagent ä prendre ou ä 
proposer ä leurs Ugislatures respectives les mesures n^cessaires pour 
que ces infractions soient punies suivant leur gravit^. 

Art. 4. — Les Hautes Parties Contractantes se communiqueront 
les lois qui auraient d^jä 6t6 rendues ou qui viendraient ä l'etre dans 
leurs Etats, relativement ä l'objet de la präsente Convention. 
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Art. 5. — Les infractions pr^vues par les ariicles 1 et 2 seront, 
ä partir du jour de Tentr^e en vigueur de la präsente Convention, 
r^put^es ^tre inscriptes de plein droit au nombre des infractions 
donnant lieu i extradition d'apr^s les Conventions d^ji existantes entre 
les Hautes Parties Contractantes. Dans le cas oü la stipulation qui 
pr^c^de ne pourrait recevoir effet sans modifier la Ugislation existante, ' 
les Hautes Parties Contractantes s'engagent k prendre ou ä proposer 
a leurs Ugislatures respectives les mesures n^cessaires. 

Art. 6* — La transmission des commissions rogatoires relatives 
aux infractions vis^es par la präsente Convention s*op^rera, sauf en- 
tente contraire, ou bien par communication directe entre les autorit^s 
judiciaires, ou bien par Tentremise de l'agent diplomatique ou con- 
sulaire du pays requ^rant dans le pays re<juis ; dans ce demier cas 
l'agent diplomatique ou consulaire enverra directement la commission 
rogatoire ä l'autorit^ judiciaire comp^tente et recevra directement de 
cette autorit^ les pi^ces constatant Tex^cution de la commission roga- 
toire. — Copie de la commission rogatoire sera toujours adress^e, en 
meme temps, ä l'autorit^ sup^rieure de l'Etat requis. — Toutes les 
difficult^s qui s'^Uveraient sur l'ex^cution, par les autorit^s requises, 
des commissions rogatoires, continueront ä dtre r^gUes par la voie 
diplomatique. — Si la commission rogatoire n'est pas r^dig^e dans la 
langue de l'autorit^ requise, eile devra, sauf entente contraire, Stre 
accompagn^e d'une traduction faite dans la langue convenue entre les 
deux Etats int^ress^s et certifi^e conforme. 

Art. 7. — Les Hautes Parties Contractantes s*engagent ä se 
communiquer les bulletins de condamnation, lorsqu'il s'agit d'infractions 
vis6es par la präsente Convention et dont les ^l^ments constitutifs ont 
^ik accomplis dans des pays diff^rents. 

Art. 8. — Les Etats non signataires sont admis ä adh^rer ä la 
präsente Convention. A cet effet, ils notifient leur intention par la 
voie diplomatique au gouvemement fran^ais qui en donnera con- 
naissance ä tous les Etats contractants. 

Art. 9. — La präsente Convention entrera en vigueur six mois 
apr^s la date de T^change des ratifikations. Dans le cas oü l'une des 
Parties Contractantes la d^noncerait, cette d^nonciation n'aurait d' effet 
qu*ä r^gard de cette Partie et cela douze mois seulement k dater du 
jour de ladite d^nonciation. 

Art. 10. — La präsente Convention sera ratifi^e et les ratifications 
en seront 6chang6es k Paris dans le plus bref d^lai possible. * 

En foi de quoi 

Annexe 
Projet de protocole de clöture. 
Au moment de proc^der k la signature de la Convention de ce 
jour, les pUnipotentiaires soussign^s jugent utile d'indiquer Tesprit dans 
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lequel il faut «ntendre les articles 1, 2 et 3 de cette Convention et 
suivant lequel il est d^sirable que, dans l'exercise de leur souverainete 
legislative, les Etats contractants pourvoient ä Tex^cution des stipulations 
arr^t^es ou k leur compUment. 

A. — Les dispositions des articles 1 et 2 doivent dtre conside- 
r^es comme un minimum en ce sens qu'il va de soi que les gouver- 
nements contractants demeurent absolument libres de punir d'autres 
infractions analogues, telles par exemple que Tembauchage des maj eures 
alors qu'il n*y aurait ni fraude ni contrainte. 

B. — Pour la r^pression des infractions pr^vues dans les articles 
1 et 2, r&ge de la majorit^ devrait ^tre celui qu'^tablit la loi civile. 

C. — Pour la r^pression des m^mes infractions la loi devrait 
edicter, dans tous les cas, une peine privative de libert^, sans pr^judice 
de toutes autres peines principales ou accessoires; eile devrait aussi 
tenir compte, ind^pendament de Tage de la victime, des circonstances 
aggravantes diverses qui peuvent se rencontrer dans Tesp^ce, comme 
Celles qui sont vis^es par Tarticle 2 ou le fait que la victime aurait et6 
effectivement livr^e a la debauche. 

D. — Le cas de r^tention, contre son gr^, d'une femme ou fille 
dans une maison de debauche n'a pu, malgr^ sa gravit^, figurer dans 
la präsente Convention, parce qu'il rel^ve exclusivement de la legis* 
lation interieure. 

£n foi de quoi 

IL 
Projet d'arrangement. 

Les 80ussign6s, pUnipotentiaires 

d^sireux d'assurer aux femmes majeures, abus^es ou contraintes, comme 
aux femmes et filles mineures, une Protection efficace contre le trafic 
criminel connu sous le nom de „Traite de Manches", ont r^solu de con- 
clure un Arrangement a l'effet de concerter des mesures propres k 
atteindre ce but, et sont convenus des articles suivants: 

Article 1. — Chacun des gouvemements contractants s'engage ä 
etablir ou a d6signer une autorite charg^e de centraliser tous les ren- 
seignements sur l'embauchage des femmes et des filles en vue de la 
debauche ä l'etranger; cette autorite aura la faculte de correspondre 
directement avec le service similaire etabli dans chacun des autres 
Etats contractants. 

Art. 2. — Chacun des gouvemements s'engage ä faire exercer 
une surveillance en vue de rechercher, particuli^rement dans les gares, 
les ports d'embarquement et en cours de voyage, les conducteurs de 
femmes et filles destin^es k la debauche. Des Instructions seront 
adressees dans ce but aux fonctionaires ou ä toutes autres personnes 
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ayant qualit^ ä cet effet, pour procurer, dans les limites legales, tous 
renseignements de natüre ä mettre sur la trace d*un trafic criminel. — 
L'arriv^e de personnes paraissant ^videmment ^tre les auteurs, lese om- 
plices ou les victimes d*un tel trafic sera signal^e, le cas ^cb^ant, ffoit 
aux autorit6s du Heu de destination soit aux agents diplomatiques ou 
consulaires int^ress^s, soit ä toutes autres autorit^ comp6tentes. 

Art. 3. — Les gouvemements s'engagent a faire reccvoir, le cas 
ech^ant et dans les limites legales, les d^clarations des femmes ou 
fiUes de nationalite 6trang^re qui se livrent ä la Prostitution en vue 
d'^tablir leur identit^ et leur Stat civil, et de rechercher qui les a 
d^termin^es ä quitter leurs pays. Les renseignements recueillis seront 
communiqu^s aux autorit^s du pays d'origine desdites femmes ou fiUes, 
en vue de leur rapatriement ^ventuel. — Les gouvemements s'engagent, 
dans les limites legales et autant que faire se peut, ä confier, k titre 
provisoire et en vue d'un rapatriement 6ventuel, les victimes dun trafic 
criminel, lorsqu'elles sont d^pourvues de ressources, ä des institutions 
d'assistance publique ou priv^e ou ä des particuliers offrant les garanties 
necessaires. — Les gouvemements s'engagent aussi, dans les limites 
legales, et autant que possible, ä renvoyer dans leur pays d'origine 
Celles de ces femmes ou fUles qui demandent leur rapatriement ou qui 
seraient r^clam6es par les personnes ayant autorit^ sur elles. Le rapa- 
triement ne sera effectuS qu'apr^s entente sur Tidentit^ et la nationalite, 
ainsi que sur le lieu et la date de l'arriv^e aux fronti^res, — Chacun 
des pays contractants facilitera le transit sur son territoire. — La 
correspondance relative aux rapatriements se fera, autant que possible, 
par la voie directe. 

Art. 4. — Au cas oü la femme ou fille ä rapatrier ne pourrait 
rembourser elle-meme les frais de son transfert et oü eile n'aurait ni 
mari, ni parents, ni tuteur qui payeraient pour eile, les frais occasionnes 
par le rapatriement seront ä la charge du pays sur le territoire duquel 
eile r^side, jusqu'ä la prochaine fronti^re ou port d'embarquement dans 
la direction du pays d'origine — et ä la charge du pays d'origine pour 
le surplus. 

Art. 5. — II n'est pas d6rog^, par les dispositions des articles 
3 et 4 ci-dessus, aux Conventions particulieres qui pourraient exister 
entre les gouvemements contractants. 

Art. 6. — Les gouvemements contractants s'engagent, dans les 
limites l6gales, ä exercer, autant que possible, une surveillance sur les 
bureaux ou agences qui s'occupent du placement de femmes ou filles 
ä l'etranger. 

Art. 7. — Les Etats non signataires sont admis ä adh^rer au 
präsent arrangement. A cet effet, ils notifieront letu* intention, par la 
voie diplomatique, au gouvemement fran^ais qui en donnera connaissance 
ä tous les Etats contractants. 



Art. 8. — Lc present arrangement entrera en vigueur six mois 
apres la date de l'echange des ratifications. Dans le cas oü l'une des 
Parties Contractantes le d^noncerait, cette d^nonciation n'aurait d*effet 
qu*ä r^gard de cette Partie, et cela douze mois seulement ä dater du 
jour de ladite d6nonciation. 

Art. 9. — Le präsent arrangement sera ratifie, et les ratifications 
seront ^chang^es a Paris, dans le plus bref d^lai possible. 

£n foi de quoi, les d^Ugu^s soussign^ ont arr^t^ le präsent 
Protocole final, dont une copie, certifi6e conforme, sera remise ä chacun 
des gouvemements respectifs. 

Fait ä Paris, en un seul exemplaire, le 25 juillet 1902. 



Nachtrag. 



Seite 30, Anm. 8 und Seite 34, Anm. 7: Lies Abolitionismus 
statt Abolutionismus. Seite 49, Anm. 3: Das hier erwähnte Versehen 
Liszts ist in der nach Abschluss dieser Arbeit erschienenen neuen Auf- 
lage seines Völkerrechtslehrbuches richtig gestellt. 
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ayant qualite ä cet effet, pour procurer, dans les limites legales, tous 
renseignements de natüre ä mettre sur la trace d*un trafic criminel. — 
L'arriv^e de personnes paraissant evidemment ^tre les auteurs, lese om- 
plices ou les victimes d^tin tel trafic sera signalee, le cas ^cb^ant, soit 
aux autorit6s du lieu de destination soit aux agents diplomatiques ou 
consulaires Interesses, soit ä toutes autres autorit^s comp^tentes. 

Art. 3. — Les gouvemements s'engagent ä faire recevoir, le cas 
ech^ant et dans les limites Ugales, les declarations des femmes ou 
fiUes de nationalite ^trang^re qui se livrent ä la Prostitution en vue 
d'^tablir leur identit^ et leur 6tat civil, et de rechercher qui les a 
d^termin^es amtier ^giüi nfll" l"^ r^nafl^ements recuattUs seront 

ays #öf^patf ittdites fenuiuNi ou filltt. 




Art. /. — *-^- 

präsent arrangement* A cet effet, ils notinerout x«,«» . 

voie diplomatique, au gouvernement fran9ais qui en donnera connaissance 
a tous les Etats contractants. 
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Art. 8. — Le präsent arrangement entrera en vigueur six mois 
apres la date de l'6change des ratifications. Dans le cas oü l'une des 
Parties Contractantes le d6noncerait, cette d^nonciation n*aurait d*effet 
qu'ä r^gard de cette Partie, et cela douze mois seulement ä dater du 
jour de ladite d6nonciation. 

Art. 9. — Le präsent arrangement sera ratifie, et les ratifications 
seront ^chang^es ä Paris, dans le plus bref d^lai possible. 

£n foi de quoi, les d^l6gu6s soussign^ ont arr^t6 le präsent 
Protocole final, dont une copie, certifi^e conf orme, sera remise ä chacun 
des gouvemements respectifs. 

Fait ä Paris, en un seul exemplaire, le 25 juillet 1902. 
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